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Bekanntmachung 
der Neufassung des 

Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen 

Vom 7. Juli 1994 

Auf Grund des § 4 Abs. 4 des Gesetzes zur Ände­
rung des Bayerischen Gesetzes über das Erzie­
hungs- und Unterrichtswesen und anderer Gesetze 
vom 25 . Juni 1994 (GVBl S.478, ber. S. 596) wird 
nachstehend der Wortlaut des Bayerischen Geset­
zes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayRS 2230-1-1-K) in der vom 1. August 1994 an 
geltenden Fassung bekanntgemacht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch das 

1. Bayerische Kinder- und Jugendhilfegesetz vom 
18. Juni 1993 (GVBl S . 392) , 

2. Gesetz zur Änderung des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen und 
anderer Gesetze vom 25. Juni 1994 (GVBl S . 478, 
ber. S. 596). 

München, den 7. Juli 1994 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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Schüler sind im Geist der Demokratie, in der Liebe 
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(2) Bei der Erfüllung ihres Auftrags haben die 
Schulen das verfassungsmäßige Recht der Eltern 
auf Erziehung ihrer Kinder zu achten. 

Art. 2 

Aufgaben der Schulen 

(1) Die Schulen haben insbesondere die Auf­
gabe, 

Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln und 
Fähigkeiten zu entwickeln, 

zu selbständigem Urteil und eigenverantwort­
lichem Handeln zu befähigen, 

zu verantwortlichem Gebrauch der Freiheit, zu 
Toleranz, friedlicher Gesinnung und Achtung vor 
anderen Menschen zu erziehen, zur Anerkennung 
kultureller und religiöser Werte zu erziehen, 

Kenntnisse von Geschichte, Kultur, Tradition und 
Brauchtum unter besonderer Berücksichtigung 
Bayerns zu vermitteln und die Liebe zur Heimat zu 
wecken, 

zur Förderung des europäischen Bewußtseins bei­
zutragen, 

im Geist der Völkerverständigung zu erziehen, 

die Bereitschaft zum Einsatz für den freiheitlich­
demokratischen und sozialen Rechtsstaat und zu 
seiner Verteidigung nach innen und außen zu för­
dern, 

zur Wahrnehmung von Rechten und Pflichten in 
Staat und Gesellschaft zu befähigen, 

auf Arbeitswelt und Beruf vorzubereiten, 

Verantwortungsbewußtsein für die Umwelt zu 
wecken. 

(2) Die Schulen erschließen den Schülern das 
überlieferte und bewährte Bildungsgut und ma­
chen sie mit neuem vertraut. 

(3) Bei der Erfüllung der Aufgaben der Schulen 
sind alle Beteiligten, insbesondere Schule und 
Elternhaus, zur vertrauensvollen Zusammenarbeit 
verpflichtet. 

Art. 3 

Öffentliche und private Unterrichtseinrichtungen 

(1) lÖffentliche Schulen sind staatliche oder 
kommunale Schulen. 2Staatliche Schulen sind 
Schulen, bei denen der Dienstherr des Lehrperso­
nals der Freistaat Bayern ist. 3 Kommunale Schulen 
sind Schulen, bei denen der Dienstherr des Lehr­
personals eine bayerische kommunale Körper­
schaft (Gemeinde, Landkreis, Bezirk oder Zweck­
verband) ist. 4 Öffentliche Schulen sind nichtrechts­
fähige öffentliche Anstalten. 

(2) lPrivate Schulen (Schulen in freier Träger­
schaft) sind alle Schulen, die nicht öffentliche 
Schulen im Sinn des Absatzes 1 sind. 2Sie müssen 
eine Bezeichnung führen, die eine Verwechslung 
mit öffentlichen Schulen ausschließt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Lehrgänge ent­
sprechend. 

Art. 4 

Schulbauten 

(1) Die dem Unterricht dienenden Räume, Anla­
gen und sonstigen Einrichtungen müssen hinsicht­
lich Größe, baulicher Beschaffenheit und Ausstat­
tung die Durchführung eines einwandfreien Schul­
betriebs gewährleisten. 

(2) lDer Bau von öffentlichen Schulen und von 
privaten Ersatzschulen bedarf der schulaufsicht­
lichen Genehmigung; das Verfahren sowie die Min­
destanforderungen hinsichtlich des Raumbedarfs 
regelt das Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium der Finanzen durch 
Rechtsverordnung. 2Bei Schulen, die nicht zum Ge­
schäftsbereich des Staatsministeriums für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst gehören, ent­
scheidet das zuständige Ressort im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen. 

Art. 5 

Schuljahr und Ferien 

(1) lDas Schuljahr beginnt am 1. August und en­
det am 31. Juli des folgenden. Kalenderjahres. 2Für 
einzelne Schularten können in dei Schulordnung 
aus besonderen Gründen davon abweichende Aus­
bildungsabschnitte vorgesehen werden. 

(2) Die Ferien werden durch die Ferienordnung 
festgesetzt, die das zuständige Staatsministerium 
erläßt; in der Ferienordnung können bewegliche 
Ferientage vorgesehen werden. 

Zweiter Teil 

Die öffentlichen Schulen 

Abschnitt I 

Gliederung des Schulwesens 

Art. 6 

(1) lDas Schulwesen gliedert sich in allgemein­
bildende und berufliche Schularten. 2Diese haben 
im Rahmen des gemeinsamen Bildungs- und Erzie­
hungsauftrags ihre eigenständige, gleichwertige 
Aufgabe. 

(2) Es bestehen folgende Schularten: 

1. Allgemeinbildende Schulen: 

a) die Grundschule und die Hauptschule (die 
Volksschule), 

b) die Realschule, 

c) das Gymnasium, 

d) die Schulen des Zweiten Biidungswegs: 

aa) die Abendrealschule, 

bb) das Abendgymnasium, 

ce) das Kolleg (Institut zur Erlangung der 
Hochschulreife) ; 
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2 . Berufliche Schulen: 

a) die Berufsschule, 

b) die Berufsaufbauschule, 

c) die Berufsfachschule, 

d) die Wirtschaftsschule, 

e) die Fachschule, 

f) die Fachoberschule, 

g) die Berufsoberschule, 

h) die Fachakademie; 

3. Schulen für Behinderte und für Kranke (Förder­
schulen): 

a) allgemeinbildende Schulen für Behinderte 
und für Kranke, 

b) berufliche Schulen für Behinderte und für 
Kranke. 

(3) Innerhalb einer Schulart können Ausbil­
dungsrichtungen, die einen gemeinsamen besonde­
ren Schwerpunkt des Lehrplans bezeichnen (z. B . 
Ma thematisch-naturwissenschaftliches Gymna­
sium) und Fachrichtungen für gleichartige fach­
liche Zielsetzungen (z. B. Technikerschule für Elek­
trotechnik) eingerichtet werden. 

Abschnitt II 

Die Schularten 

a) Allgemeinbildende Schulen 

Art. 7 

Die Grundschule und die Hauptschule 
(die Volksschule) 

(1) Die Volksschule besteht aus der Grundschule 
und der Hauptschule. 

(2) 1 In den Volksschulen werden die Schüler 
nach den gemeinsamen Grundsätzen der christ­
lichen Bekenntnisse unterrichtet und erzogen. 2In 
Klassen mit Schülern gleichen Bekenntnisses wird 
darüber hinaus den besonderen Grundsätzen die­
ses Bekenntnisses Rechnung getragen. 

(3) 1 Die Grundschule schafft durch die Vermitt­
lung einer grundlegenden Bildung die Vorausset­
zungen für jede weitere schulische Bildung. 2Sie 
gibt in Jahren der kindlichen Entwicklung Hilfen 
für d.~e p"ersönliche Entfaltung. 3Um den Kindern 
den Ubergang zu erleichtern, arbeitet die Grund­
schule mit dem Kindergarten zusammen. 

(4) IDie Grundschule um faßt die Jahrgangsstu­
fen 1 bis 4. 2Sie vereinigt alle Schulpflichtigen die­
ser Jahrgangsstufen, soweit sie nicht eine Förder­
schule besuchen. 

(5) IDie Hauptschule vermittelt eine grund­
legende Allgemeinbildung, bietet Hilfen zur Be­
rufsfindung und schafft Voraussetzungen für eine 
qualifizierte berufliche Bildung. 2Sie spricht Schü­
ler an, die den Schwerpunkt ihrer Anlagen, Inter-

essen und Leistungen im anschaulich-konkreten 
Denken und im praktischen Umgang mit den Din­
gen haben. 3Das breite Feld von unterschiedlichen 
Anlagen, Interessen und Neigungen wird durch ein 
differenziertes Auswahlangebot neben den für alle 
Schüler verbindlichen Fächern berücksichtigt. 
4 Die Hauptschule eröffnet in Verbindung mit dem 
beruflichen Schulwesen Bildungswege, die zu einer 
abgeschlossenen Berufsausbildung, zu weiteren 
beruflichen Qualifikationen und auch zu einer 
Hochschulreife führen können. 

(6) 1 Die Hauptschule baut auf der Grundschule 
auf und um faßt die Jahrgangsstufen 5 bis 9. 2Sie 
verleiht, wenn die erforderlichen Leistungen er­
bracht sind, den erfolgreichen Hauptschulab­
schluß. 3Die Schüler können durch eine besondere 
Leistungsfeststellung den qualifizierenden Haupt­
schulabschluß erwerben. 

(7) 1 Die Hauptschule stellt auf Antrag das Zeug­
nis über den qualifizierten beruflichen Bildungsab­
schluß aus, wenn der qualifizierende Hauptschul­
abschluß, befriedigende Kenntnisse in Englisch, 
die dem Leistungsstand eines fünf jährigen Unter­
richts entsprechen, sowie ein überdurGhschnit.tli­
cher Berufsabschluß nachgewiesen werden. 20 r t­
lich zuständig ist die Hauptschule, an der der quali­
fizierende Hauptschulabschluß erworben worden 
ist. 

Art. 8 

Die Realschule 

(1) IDie Realschule vermittelt eine zwischen den 
Angeboten der Hauptschule und des Gymnasiums 
liegende allgemeine und berufsvorbereitende Bil­
dung. 2Die Realschule ist gekennzeichnet durch ein 
breites, in sich geschlossenes Bildungsangebot, das 
auch berufsorientierte Fächer einschließt. 3Sie legt 
damit den Grund für eine Berufsausbildung und 
eine spätere qualifizierte Tätigkeit in einem weiten 
Bereich von Berufen mit vielfältigen theoretischen 
und praktischen Anforderungen. 4Si.~ schafft die 
schulischen Voraussetzungen für den Ubertritt vor­
wiegend in berufliche Schulen. 

" (2) 1 Die Realschule umfaßt die Jahrgangsstu­
fen 7 bis 10, in Sonderformen für Behinderte auch 
weitere Jahrgangsstufen. 2Sie baut auf der Jahr­
gangs stufe 6 der Hauptschule auf und verleiht nach 
bestandener Abschlußprüfung den Realschulab­
schluß. 

(3) An der Realschule können ab der Jahrgangs­
stufe 8 folgende Ausbildungsrichtungen eingerich­
tetwerden: 

1. Ausbildungsrichtung I mit Schwerpunkt im ma­
thema tisch -naturwissenschaftli ch - technischen 
Bereich, 

2. AusbildungsrichtungII mit Schwerpunkt im 
wirtschaftlichen Bereich, 

3. Ausbildungsrichtung III mit Schwerpunkten 
insbesondere im musisch-gestaltenden, im haus­
wirtschaftlichen oder sozialen Bereich. 
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Art. 9 

Das Gymnasium 

(1) Das Gymnasium vermittelt die vertiefte all­
gemeine Bildung, die für ein Hochschulstudium 
vorausgesetzt wird; es schafft auch zusätzliche Vor­
aussetzungen für eine berufliche Ausbildung au­
ßerhalb der Hochschule. 

(2) IDas Gymnasium umfaßt die Jahrgangsstu­
fen 5 bis 13. 2Es baut auf der Grundschule auf, 
schließt mit der Abiturprüfung ab und verleiht die 
allgemeine Hochschulreife. 

(3) lAm Gymnasium können folgende Ausbil­
duqgsrichtungen eingerichtet werden: 

1. Humanistisches Gymnasium, 

2. Neusprachliches Gymnasium, 

3. Ma thema tisch -na turwissenschaftliches Gymna-
sium' 

4. Musisches Gymnasium, 

5. Wirtschaftswissenschci.ftliches Gyrrmasium, 

6. Sozialwissenschaftliches Gymnasium. 

2Bei den Ausbildungsrichtungen nach Satz 1 Nm. 4 
und 5 können auch Sonderformen mit den Jahr­
gangsstufen 7 bis 13 gebildet werden. 

(4) IFür die Oberstufe (Kollegstufe) gelten fol­
gende Bestimmungen: 

1. Sie umfaßt die Jahrgangsstufen 11 bis 13 . 

2. Die Jahrgangsstufen 12 und 13 gliedern sich inje 
zwei Ausbildungsabschnitte. Vorrückungsent­
scheidungen werden nicht getroffen. Der Unter­
richt wird in Leistungs- und Grundkursen 
durchgeführt . 

3. In den Jahrgangsstufen 12 und 13 wird die Lei­
stungsbewertung durch Noten und durch ein 
Punktesystem vorgenommen. 

4. Die allgemeine Hochschulreife wird auf Grund 
einer Gesamtqualifikation zuerkannt, die in der 
Abiturprüfung und in den Jahrgangsstufen 12 
und 13 erworben wird. 

2Das Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst wird ermächtigt, das Nä­
here zur Ausführung von Satz 1 Nrn.l bis 4 in der 
Schulordnung zu regeln, insbesondere das Fächer­
angebot und seine Zusammenfassung zu Aufgaben­
feldern einschließlich der Wahlmöglichkeiten und 
Belegungsgrundsätze, die Voraussetzungen für die 
Einrichtung von Kursen, die Leistungserhebung 
und -bewertung, die Voraussetzungen der Zulas­
sung zur Abiturprüfung, die Bildung der Gesamt­
qualifikation, die Voraussetzungen für die Zuer­
kennung der allgemeinen Hochschulreife und die 
Gestaltung der Zeugnisse. 

Art. 10 

Schulen des Zweiten Bildungswegs 

(1) 1 Die Abendrealschule ist eine Schule, die Be­
rufstätige im , dreijährigen Abendunterricht zum 
Realschlußabschluß führt . 2Der Unterricht kann 
auch auf vier Jahre verteilt werden. 3In der Ab­
schlußklasse kann Tagesunterricht erteilt werden. 

(2) 1 Das Abendgymnasium ist eine Schule, die 
Berufstätige im vierjährigen Abendunterricht zur 
allgemeinen Hochschulreife führt . 2In der Ab­
schlußklasse kann Tagesunterricht erteilt werden. 

(3) Das Kolleg (Institut zur Erlangung der Hoch­
schulreife) ist ein Gymnasium besonderer Art, das 
Erwachsene, die sich bereits im Berufsleben be­
währt haben, im dreijährigen Unterricht zur allge­
meinen Hochschulreife führt. 

(4) Die Führung eines Familienhaushalts ist 
einer Berufstätigkeit gleichgestellt. 

b) Berufliche Schulen 

Art. 11 

Die Berufsschule 

(1) IDie Berufsschule ist eine Schule mit Teil­
zeit- und Vollzeitunterricht im Rahmen der berufli­
chen Ausbildung, die von Berufsschulpflichtigen 
und Berufsschulberechtigten besucht wird. 2Sie 

. hat die Aufgabe, die Schüler in Abstimmung mit 
der betrieblichen Berufsausbildung oder unter Be­
rücksichtigung ihrer beruflichen Tätigkeit beruf­
lich zu bilden und zu erziehen und die allgemeine 
Bildung zu fördern. 

(2) 1 Die Berufsschule verleiht nach bestandener 
Abschlußprüfung den erfolgreichen Berufsschul­
abschluß. 2Bei überdurchschnittlichen Leistungen 
wird mit dem erfolgreichen Berufsschulabschluß 
auch der mittlere Schulabschluß verliehen, wenn 
befriedigende Kenntnisse in Englisch, die dem Lei­
stungsstand eines fünf jährigen Unterrichts ent­
sprechen, und eine abgeschlossene Berufsausbil­
dung nachgewiesen werden. 

(3) 1 Die Berufsschulen haben insbesondere die 
allgemeinen, berufsfeldübergreifendel} sowie die 
für den Ausbildungsberuf oder die berufliche Tätig­
keit erforderlichen fachtheoretischen Kenntnisse 
zu vermitteln und die fachpraktischen Kenntnisse 
und Fertigkeiten zu vertiefen; im Berufsgrund­
schuljahr obliegt ihnen auf Berufsfeldbreite die 
Vermittlung von fachtheoretischen und fachprakti­
schen Kenntnissen und Fertigkeiten. 2Die Ausbil­
dung in der Berufsschule umfaßt eine einjährige 
Grundstufe und eine darauf aufbauende minde­
stens einjährige Fachstufe. 3Der Unterricht in der 
Grundstufe wird durchgeführt 

1. für aner:kannte Ausbildungsberufe, die einem 
Berufsfeld zugeordnet sind, zur Vermittlung be­
ruflicher Grundbildung 

a) im Teilzeitunterricht an einzelnen Unter­
richtstagen oder als Blockunterricht (Berufs­
grundbildungsjahr in kooperativer Form) 

oder 

b) im Vollzeitunterricht (Berufsgrundschul­
jahr), 

2. für anerkannte Ausbildungsberufe, die keinem 
Berufsfeld zugeordnet sind, in Teilzeitunterricht 
an einzelnen Unterrichtstagen oder als Block­
unterricht. 
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4 Der Unterricht in der Grundstufe wird für Berufe 
nach Satz 3 Nr. 1 auf Berufsfelder, für Berufe nach 
Satz 3 Nr.2 auf die einzelnen Ausbildungsberufe 
bezogen erteilt. 5Beim Unterricht auf Berufsfeld­
breite sind Berufsfeldschwerpunkte in dem recht­
lich vorgegebenen Rahmen zu bilden. 6Der Unter­
richt in der Fachstufe wird berufsspezifisch in Teil­
zeitform an einzelnen Unterrichtstagen oder als 
Blockunterricht erteilt. 

(4) IDie berufliche Grundbildung im Unterricht 
der Grundstufe wird durch Rechtsverordnung 
schrittweise sektoral und regional nach Maßgabe 
der fachlichen und regionalen Erfordernisse und 
der baulichen, organisatorischen und personellen 
Voraussetzungen, insbesondere vorhandener Ein­
richtungen, eingeführt; nach denselben Gesichts­
punkten wird geregelt, ob die berufliche Grundbil­
dung nach Absatz 3 Satz 3 Nr. 1 im Vollzeit- oder im 
Teilzeitunterricht durchgeführt werden soll. 2Für 
das Berufsgrundschuljahr werden die Berufsfelder 
festgelegt. 3Die Rechtsverordnung wird vom 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen und dem jeweils 
zuständigen Fachministerium nach Anhörung der 
Landesorganisationen der Fachverbände und der 
für die Berufsbildung zuständigen Stellen erlassen. 

Art. 12 

Die Berufsaufbauschule 

(1) IDie Berufsaufbauschule vermittelt eine 
über das Ziel der Berufsschule hinausgehende all­
gemeine und fachtheoretische Bildung. 2Ihr Besuch 
setzt eine erfolgreich abgeschlossene mindestens 
zweijährige Berufsausbildung und den erfolgrei­
chen Hauptschulabschluß voraus. 

(2) 1 Die Berufsaufbauschule umfaßt bei Vollzeit­
unterricht ein Schuljahr. 2Sie verleiht nach bestan­
dener Abschlußprüfung die Fachschulreife. 

Art . 13 

Die Berufsfachschule 

1 Die Berufsfachschule ist eine Schule, die, ohne 
eine Berufsausbildung vorauszusetzen, der Vorbe­
reitung auf eine Berufstätigkeit oder der Berufs­
ausbildung dient und die Allgemeinbildung för­
dert. 2Der Ausbildungsgang umfaßt mindestens ein 
Schuljahr im Vollzeitunterricht. 3Das Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft 
und Kunst kann zulassen, daß Berufsfachschulen 
für sozialpflegerische und Gesundheitsberufe, die ' 
für Schüler vorgesehen sind, die nicht mehr der 
Schulpflicht unterliegen und langjährig berufstä­
tig waren, in Teilzeitform geführt werden; Art. 10 
Abs.4 gilt entsprechend. 4'Mit dem Abschlußzeug­
nis einer mindestens zweijährigen Berufsfach­
schule, die zu einer abgeschlossenen Berufsausbil­
dung führt, wird bei überdurchschnittlichen Lei­
stungen und dem Nachweis befriedigender Kennt­
nisse in Englisch, die dem Leistungsstand eines 
fünf jährigen Unterrichts entsprechen, der mittlere 
Schulabschluß verliehen. 

Art. 14 

Die Wirtschaftsschule 

(1) Die Wirtschaftsschule vermittelt eine zwi­
schen den Angeboten der Hauptschule und des 
Gymnasiums liegende allgemeine Bildung und eine 
berufliche Grundbildung im Berufsfeld Wirtschaft 
und Verwaltung und bereitet auf eine entspre­
chende berufliche Tätigkeit vor. 

(2) IDie Wirtschaftsschule ist eine Berufsfach­
schule und umfaßt die Jahrgangsstufen 7 bis 10, in 
dreistufiger Form die Jahrgangsstufen 8 bis 10. 2 Sie 
baut auf der Jahrgangsstufe 6, in dreistufiger Form 
auf der Jahrgangstufe 7 der Hauptschule auf und 
verleiht nach bestandener Abschlußprüfung'"den 
Wirtschaftsschulabschluß. 

(3) lAn der Wirtschaftsschule können ab der 
Jahrgangsstufe 8 zwei Ausbildungsrichtungen ein­
gerichtet werden. 2In der Ausbildungsrichtung I 
wird die berufliche Grundbildung vertieft; in der 
AusbildungsrichtungII wird die berufliche Grund­
bildung durch naturwissenschaftlich-mathemati­
sche Inhalte ergänzt. 

Art. 15 

Die Fachschule 

IDie Fachschule dient der vertieften beruflichen 
Fortbildung oder Umschulung und fördert die All­
gemeinbildung; sie wird im Anschluß an eine Be­
rufsausbildung und in der Regel an eine ausrei­
chende praktische Berufstätigkeit besucht. 2Der 
Ausbildungsgang umfaßt bei Vollzeitunterricht 
mindestens ein halbes Schuljahr, bei Teilzeitunter­
richt einen entsprechend längeren Zeitraum. 3Die 
mindestens einjährige Fachschule kann nach Maß­
gabe der Schulordnung die Fachschulreife verlei­
hen. 4 Auf Grund einer besonderen staatlichen Prü­
fung kann die Fachhochschulreife erworben wer­
den; das Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst regelt das Nähere durch 
Rechtsverordnung. 

Art. 16 

Die Fachoberschule 

(1) Die Fachoberschule vermittelt eine allge­
meine fachtheoretische und fachpraktische Bil­
dung. 

(2) 1 Die Fachoberschure baut auf einem mittle­
ren Schulabschluß auf und verleiht nach bestande­
ner Abschlußprüfung die Fachhochschulreife. 2Sie 
umfaßt die Jahrgangsstufen 11 und 12. 3 In der J ahr­
gangsstufe 11 umfaßt der Unterricht auch eine 
fachpraktische Ausbildung; abweichend davon be­
schränkt sich der Unterricht in dieser Jahrgangs­
stufe in den besonderen Klassen für Schüler mit 
einer einschlägigen abgeschlossenen Berufsausbil­
dung auf allgemeinbildende und fachtheoretische 
Fächer. 

(3) IBewerber mit einer einschlägigen abge­
schlossenen Berufsausbildung oder entsprechen­
der Berufserfahrung können auch unmittelbar in 
die Jahrgangsstufe 12 eintreten. 2Für diesen Perso­
nenkreis kann die Fachoberschule auch in Teilzeit­
form geführt werden. 
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(4) An der Fachoberschule können folgende Aus­
bildungsrichtungen eingerichtet werden: 

1. Technik, 

2 .. Agrarwirtschaft, 

3. Wirtschaft, Verwaltung und Rechtspflege, 

4. Sozialwesen, 

5. Gestaltung. 

Art. 17 

Die Berufsoberschule 

(1) Die Berufsoberschule vermittelt eine allge­
meine und fachtheoretische Bildung. 

(2) lDie Berufsoberschule umfaßt mindestens 
zwei Schuljahre. 2Insbesondere für Schüler mit 
mittlerem Schulabschluß gemäß Art.25 Abs.1 
Satz 2 Nm. 1 bis 3 werden als Vorstufe einjährige 
Klassen eingerichtet. 3Die Berufsoberschule baut 
auf einer der jeweiligen Ausbildungsrichtung ent­
sprechenden abgeschlossenen Berufsausbildung 
und einem mittleren Schulabschluß auf und ver­
leiht nach bestandener Abschlußprüfung die fach­
gebundene Hochschulreife. 4Durch eine Ergän­
zungsprüfung in einer zweiten Fremdsprache kann 
die allgemeine Hochschulreife erworben werden. 

(3) An der Berufsoberschule können folgende 
Ausbildungsrichtungen eingerichtet werden: 

1. Technik, 

2. Agrarwirtschaft, 

3. Wirtschaft, 

4. Hauswirtschaft und Sozialpflege. 

Art. 18 

Die Fachakademie 

(1) Die Fachakademie bereitet durch eine ver­
tiefte berufliche und allgemeine Bildung auf den 
Eintritt in eine angehobene Berufslaufbahn vor. 

(2) 1 Die Fachakademie umfaßt bei Vollzeitunter­
richt mindestens zwei Schuljahre. 2Sie baut auf ei­
nem mittleren Schulabschluß und in der Regel auf 
einer dem Ausbildungsziel dienenden beruflichen 
Ausbildung oder praktischen Tätigkeit auf. 3Das 
zuständige Staatsministerium bestimmt im Ein­
vernehmen mit dem Staatsministerium für 
Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst, bei 
welchen Ausbildungsrichtungen der mittlere 
Schulabschluß durch eine der Ausbildungsrich­
tung entsprechende berufliche Fortbildungsprü­
fung ersetzt werden kann. 4Das Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 
kann durch Rechtsverordnung bestimmen, daß an 
Fachakademien künstlerischer Ausbildungsrich­
tung an die Stelle des.mittleren Schulabschlusses 
der Nachweis einer entsprechenden Begabung im 
jeweiligen Fachgebiet tritt. 

(3) 1 Das Studium an einer Fachakademie wird 
durch eine staatliche Prüfung abgeschlossen. 
2Durch eine staatliche Ergänzungsprüfung kann 
die Fachhochschulreife erworben werden, die für 
einzelne Ausbildungsrichtungen auf einschlägige 
Studiengänge b eschränkt werden kann ; das 
Staatsministerium für Unterricht , Kultus, Wis-

senschaft und Kunst .regelt das Nähere durch 
Rechtsverordnung. 3Uberdurchschnittlich be­
fähigten Absolventen der Fachakademie, die die 
Berechtigung zum Studium an einer Fachhoch­
schule erworben haben, kann die fachgebundene 
Hochschulreife zuerkannt werden; das Staatsmini­
sterium regelt das Nähere durch Rechtsverord­
nung. 

(4) lDas zuständige Staatsministerium legt 
durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium für Unterricht, Kultus , 
Wissenschaft und Kunst die Ausbildungsrichtun­
gen der Fachakademien fest ; es kann die Ausbil­
dungsrichtungen in Fachrichtungen unterteilen. 
2Eine Fachakademie kann verschiedene Ausbil­
dungsrichtungen umfassen. 

c) Förderschulen (Sonderschulen) 

Art. 19 

Aufgaben der Förderschulen 

(1) Die Förderschulen erziehen, unterrichten, 
beraten und fördern Kinder und Jugendliche, die 
behindert oder von Behinderung bedroht, krank 
oder vorübergehend in ähnlicher Weise in ihrem 
Leistungsvermögen beeinträchtigt sind und des­
halb sonderpädagogischer Förderung bedürfen. 

(2) Die Förderschulen erfüllen diese Aufgaben 

1. in eigenen Schulen für Behinderte, 

2. in Schulen für Kranke, 

3. in Schulvorbereitenden Einrichtungen der ent­
sprechenden Schulen für Behinderte nach Maß­
gabe des Art. 22 , 

ferner im Rahmen der verfügbaren Stellen und 
Mittel 

4 . durch Mobile Sonderpädagogische Dienste zur 
Unterstützung der förderbedürftigen Schüler in 
den Schulen anderer Schularten (allgemeine 
Schulen), 

5. durch mobile sonderpädagische Hilfe im Kinder­
garten, 

6. durch Zusammenarbeit im Rahmen der interdis­
ziplinären Frühförderung. 

(3) lDie Förderschulen erfüllen den sonderpäd­
agogischen Förderbedarf, indem sie unter Berück­
sichtigung der Behinderung oder der Krankheit 
eine den Anlagen und der individuellen Eigenart 
der Kinder und Jugendlichen gemäße Bildung und 
Erziehung vermitteln. 2Soweit es mit pädagogi­
schen Mitteln möglich ist, haben sie dabei die Auf­
gabe, drohenden Behinderungen entgegenzuwir­
ken, Behinderungen oder ähnliche Störungen des 
Leistungsvermögens zu beheben oder deren Aus­
wirkungen zu verringern oder zu lindern, kompen­
satorische Fähigkeiten aufzubauen und den Ge­
brauch technischer Hilfsmittel einzuüben, um so 
behinderungsspezifische Fertigkeiten zur Bewälti- . 
gung des Lebens zu vermitteln und Voraussetzun­
gen für erfolgreiches Lernen zu schaffen und zu 
pflegen. 3Bei Kindern und Jugendlichen, die stän­
dig auf fremde Hilfe angewiesen sind, können Er­
ziehung und Unterrichtung pflegerische Aufgaben 
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beinhalten. 4Die Förderschulen helfen so den Kin­
dern und Jugendlichen, die Behinderung oder Stö­
rung geistig und seelisch zu bewältigen und die 
Grundlage für soziale und berufliche Eingliede­
rung und ein erfülltes Leben zu schaffen. 

(4) lAuf die Förderschulen sind die Vorschriften 
für die allgemeinen Schulen unter Berücksichti­
gung der sonderpädagogischen . Anforderungen 
entsprechend anzuwenden. 2Soweit es die Art der 
Behinderung oder der Krankheit zuläßt, vermitteln 
die Förderschulen die gleichen Abschlüsse wie die 
vergleichbaren allgemeinen Schulen. 

Art. 20 

Schulen für Behinderte 

(1) Die Schulen für Behinderte sind bestimmt 
für Schüler, die in ihrer Entwicklung oder in ihrem 
Lernen so beeinträchtigt sind, daß sie in den allge­
meinen Schulen auch mit sonderpädagogischen 
Fördermaßnahmen nicht mit hinreichender Aus­
sicht auf Erfolg erzogen und unterrichtet werden 
können. 

(2) I Schulen für Behinderte sind Schulen 

1. fü r Blinde, 

2 . für Sehbehinderte, 

3. für Gehörlose, 

4. für Schwerhörige, 

5. für Körperbehinderte, 

6. zur individuellen Lebensbewältigung, 

7. zur individuellen Sprachförderung, 

8. zur individuellen Lernförderung und 

9. zur Erziehungshilfe. 

2Mehrfachbehinderte Sinnes geschädigte werden 
von entsprechenden Schulen für Sinnesgeschä­
digte betreut, mehrfachbehinderte Körperbehin­
derte von Schulen für Körperbehinderte, wenn die 
Körperbehinderung Hauptursache für die Ein­
schränkung des Leistungsvermögens ist. 

(3) I Die ersten Jahrgangsstufen , bei den Schulen 
zur individuellen Lebensbewältigung die Unter­
stufen, können als Sonderpädagogische Diagnose­
und Förderklassen geführt werden, um die Behin­
derungen genauer zu erfassen, ihre Ursachen und 
Verflechtungen sowie die sich hieraus e~gebenden 
notwendigen Fördermaßnahmen festzustellen. 
2Die Aufgaben der Sonderpädagogischen Dia­
gnose- und Förderklassen der in Absatz 2 Satz 1 
Nrn. 7 bis 9 genannten Schulen können zusammen­
gefaßt und von einer dieser Schulen oder von einem 
Sonderpädagogischen Förderzentrum förderschul­
formunabhängig erfüllt werden. 3Die Schulen nach 
Absatz 2 Satz 1 Nm. 1 und 2 k önnen zu Förderzen­
tren für Sehgeschädigte, die Schulen nach Absatz 2 
Satz 1 Nrn. 3 und 4 zu Förderzentren für Hörge­
schädigte, die Schulen nach Absatz 2 Satz 1 Nr.5 
mit besonderen Abteilungen für Mehrfachbehin­
derte zu Förderzentren für Körperbehinderte sowie 
die Schulen nach Absatz 2 Satz 1 Nrn.7 bis 9 zu 
Sonderpädagogischen Förderzentren unter einer 
Leitung gebündelt werden. 

(4) IDie Schulen umfassen 

1. Volksschulen für Behinderte mit Klassen 

a) der GrundschulstufeI mit den Jahrgangsstu­
fen 1 und 2, bei Blinden, Sehbehinderten, Ge­
hörlosen und Schwerhörigen (Sinnesgeschä­
digte) mit den Jahrgangsstufen 1 bis 3, wobei 
die Klassen der Grundschulstufe I als Sonder~ 
pädagogische Diagnose- und Förderklassen 
geführt und - außer bei Sinnesgeschädigten -
um eine Jahrgangsstufe 1 A erweitert werden 
können, wenn wegen der Diagnose- und För­
dermaßnahmen die Lerninhalte der J ahr­
gangsstufen 1 und 2 nicht in zwei Schuljahren 
vermittelt werden können, 

b) der Grundschulstufe II mit den J ahrgangsstu­
fen 3 und 4 , bei Sinnesgeschädigten 4 und 5, 

c) der Hauptschulstufe mit den Jahrgangsstu­
fen5 bis 9, bei Sinnesgeschädigten mit den 
Jahrgangsstufen 6 bis 10, 

d) der Unter- , Mittel- , Ober- und Werkstufe bei 
Schulen zur individuellen Lebensbewälti­
gung und für mehrfachbehinderte Sinnesge­
schädigte oder mehrfachbehinderte Körper­
behinderte, wobei jede Stufe in der Regel drei 
Schulbesuchsjahre umfaßt und die Werkstufe 
auch die Aufgaben der Berufsschule für diese 
Schüler erfüllt, 

2. Berufsschulen für Behinderte, 

3. Schulen anderer Schularten, die überwiegend 
der Unterrichtung von Behinderten dienen. 

2Um gleiche Abschlüsse zu erreichen, kann der 
Unterricht außer bei den Volksschulen für Behin­
derte über mehr Jahrgangsstufen verteilt werden 
als bei den vergleichbaren allgemeinen Schulen. 

(5) ISchulen für Sinnesgeschädigte, zur indivi­
duellen Sprachförderung und für Körperbehin­
derte, die die gleichen Lernziele wie die allgemei­
nen Schulen verfolgen, können auch Schüler ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf unterrichten, 
sofern die personellen, räumlichen und organiato­
rischen Gegebenheiten dies zulassen. 2Das Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft 
und Kunst wird ermächtigt, das Nähere durch 
Rechtsverordnung zu regeln. 

Art. 21 

Mobile Sonderpädagogische Dienste 

(1) IDie allgemeinen Schulen können Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf unterrich­
ten, wenn zu erwarten ist , daß die Schüler die Lern­
ziele dieser Schulen erreichen und wenn der son­
derpädagogische Förderbedarf in Zusammenar­
beit mit den Mobilen Sonderpädagogischen Dien­
sten erfüllt werden kann. 2 Die Mo bilen Sonderpäd­
agogischen Dienste beraten im Rahmen der Aufga­
ben nach Satz 1 die Lehrkräfte, Erziehungsberech­
tigten und Schüler und unterrichten und fördern 
die Schüler. 3Mobile Sonderpädagogische Dienste 
werden von den Schulen für die entsprechenden 
Behindertengruppen geleistet. 

(2) Die Aufnahme Sehgeschädigter, Hörgeschä­
digter und Körperbehinderter in die allgemeine 
Schule b edarf der Zustimmung des Schulauf-
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wandsträgers; die Zustimmung kann nur bei er­
heblichen Mehraufwendungen verweigert werden. 

(3) 1 Für die Fördermaßnahmen können ein­
schließlich des anteiligen Lehrerstundeneinsatzes 
je Schüler in der besuchten allgemeinen Schule im 
längerfristigen Durchschnitt nicht mehr Lehrer­
stunden aufgewendet werden, als in der entspr:e­
chenden Schule für Behinderte je Schüler einge­
setzt werden. 2Die Mobilen Sonderpädagogischen 
Dienste werden nur in der für den Schüler nächstge­
legenen Schule der in Betracht kommenden Schul­
art geleistet, oder in den Schulen, pie das Staatsmi­
nisterium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst bestimmt hat, weil eigene Schulen dieser 
Schulart für Behinderte nicht vorhanden sind. 

Art. 22 

Schulvorbereitende Einrichtungen und 
mobile sonderpädagogische Hilfe 

(1) INoch nicht schulpflichtige Kinder mit son­
derpädagogischem Förderbedarf, die zur Entwick­
lung ihrer Fähigkeiten auch im Hinblick auf die 
Schulreife sonderpädagogischer Anleitung und 
Unterstützung bedürfen, sollen in Schulvorberei­
tenden Einrichtungen der fachlich entsprechenden 
Schulen für Behinderte gefördert werden, sofern 
sie die notwendige Förderung nicht in anderen Ein­
richtungen erhalten. 2Die Schulvorbereitenden 
Einrichtungen verfolgen die in Art. 19 Abs.3 ge­
nannten Ziele in den letzten drei Jahren vor dem 
regelmäßigen Beginn der Schulpflicht. 3Sie leisten . 
die Förderung in Gruppen, in denen die Kinder 
höchstens im zeitlichen Umfang wie in der Jahr­
gangsstufe 1 der entsprechenden Schule unterwie­
sen werden. 

(2) (Für noch nicht schulpflichtige behinderte 
oder von Behinderung bedrohte Kinder, die zur 
Entwicklung ihrer Fähigkeiten, ihrer Gesamtper­
sönlichkeit und für ein selbständiges Lernen und 
Handeln auch im Hinblick auf die Schulreife spe­
zielle sonderpädagogische Anleitung und Unter­
stützung benötigen, können die fachlich entspre­
chenden Förderschulen bei anderweitig nicht ge­
decktem Bedarf familienunterstützend sonderpäd­
agogische Hilfe im Kindergarten und im Rahmen 
der interdisziplinären Frühförderung in der Fami­
lie und in der Frühförderstelle leisten. 2Sie fördern 
die Entwicklung der Kinder, beraten die Eltern 
und Erzieher und verfolgen dabei die in Art. 19 
Abs.3 Sätze 2 und 3 genannten Ziele in interdiszi­
plinärer Zusammenarbeit mit den medizinischen, 
psychologischen, sonstigen pädagogischen, sozia­
len und anderen im Rahmen der Frühförderung zu­
sammenwirkenden Diensten, deren Aufgaben, 
Rechtsgrundlagen, Organisation und Finanzierung 
unberührt bleiben. 3Die Förderung setzt das Ein­
verständnis der Eltern und be.i der sonderpädago­
gischen Hilfe im Kindergarten die Absprache mit 
der Leitung des Kindergartens voraus. 

Art. 23 

Schulen für Kranke; Hausunterricht 

(1) ISchulen für Kranke unterrichten Schüler, 
die sich in Krankenhäusern oder vergleichbaren, 

, 

unter ärztlicher Leitung stehenden Einrichtungen 
aufhalten müssen. 2Die Schüler bleiben Schüler 
der bisher besuchten Schulart und Schule; sie wer­
den in der Regel nach den für diese Schulart gelten­
den Lehrplänen unter Berücksichtigung der sich 
aus den Krankheiten und dem Krankenhausauf­
enthalt ergebenden Bedingungen unterrichtet. 
3Die Schule für Kranke soll möglichst den An­
schluß an die Schulausbildung gewährleisten und 
den Heilungsprozeß unterstützen. 

(2) 1 Hausunterricht kann für längerfristig 
kranke oder aus gesundheitlichen Gründen nicht 
schulbesuchsfähige Schüler erteilt werden. 2ZU­
ständig ist in der Regel die bisher besuchte Schule. 

Art. 24 

Fördersch ulen; Ausführungs bestimm ungen 

Das Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst wird ermächtigt, soweit 
erforderlich im Einvernehmen mit dem Staatsmini­
sterium der Finanzen und im Benehmen mit dem 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Gesundheit, durch Rechtsver­
ordnung 

1. die Behindertengruppen näher zu beschreiben 
und die Zuständig~eit der einzelnen Förder­
schulformen abzugrenzen; die Schule zur indi­
viduellen Lebensbewältigung ist für die Be­
treuung der Geistigbehinderten zuständig; 

2. die Feststellung des sonderpädagogischen För­
derbedarfs, das Verfahren bei der Aufnahme 
und bei der Überweisung in eine Förderschule 
sowie beim freiwilligen Besuch der Förder­
schule über die Schulpflicht hinaus, außerdem 
das Verfahren bei der Uberweisung aus der För­
derschule in die Volksschule oder die Berufs­
schule zu regeln; 

3. die Voraussetzungen für den gemeinsamen 
Unterricht von Schülern mit und ohne sonder:' 
pädagogischen Förderbedarf oder von Schü­
lern mit verschiedenen Behinderungen, aber 
vergleichbarem Förderbedarf in den Förder­
schulen zu regeln; 

4. Aufgaben, Formen und Inhalt der Förderung, 
Organisationsgrundsätze und Zuständigkeit 
der Schulvorbereitenden Einrichtungen sowie 
die Feststellung des sonderpädagogischen För­
derbedarfs der Kinder im Vorschulalter zu 
regeln; 

5. Aufgaben, Formen, Inhalt, Umfang sowieOrga­
nisa tionsgrundsä tze · der sonderpädagogischen 
Hilfe nach Art. 22 Abs. 2 sowie die Feststellung 
des sonderpädagogischen Förderbedarfs zu re­
geln; für die sonderpädagogische Hilfe können 
je Kind einschließlich der anteiligen Erzieher­
stunden im Kindergarten nicht mehr Betreuer­
stunden aufgewendet werden, als anteilig je 
Kind für die Förderung in der Gruppe der ent­
sprechenden Schulvorbereitenden Einrichtung 
eingesetzt werden; 

6. Aufgaben, Formen und Inhalt sowie Organisa­
tionsgrundsätze und Zuständigkeit der Mobi­
len Sonderpädagogischen Dienste einschließ-
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lieh des Zusammenwirkens öffentlicher und 
privater Schulen, die Feststellung des sonder­
pädagogischen Förderbedarfs und die Ver­
pflichtung der Schüler, von den Fördermaßnah­
men Gebrauch zu machen, zu regeln ; 

7. Aufgaben, Ziele, Organisation und Zuordnung 
der Sonderpädagogischen Diagnose- und För­
derklassen zu regeln und die Schüler zu 
beschreiben, die in Sonderpädagogischen Dia­
gnose- und Förderklassen zusammengefaßt 
werden können; 

8. zu regeln, für welche Behindertengruppen die 
Schulen und Schulvorbereitenden Einrichtun­
gen einschließlich der Mobilen Sonderpädago­
gischen Dienste und Hilfen zu Sonderpädago­
gischen Förderzentren oder zu Schulen mit 
Teilaufgaben eines Sonderpädagogischen För­
derzentrums unter einer Leitung zusammenge­
faßt werden können ; in der Verordnung kann 
vorgesehen werden, daß die sonderpädagogi­
schen Förderzentren die Aufgaben der Schule 
für Kranke oder einer Schule für andere als in 
Art. 20 Abs.3 Satz 3 vorgesehenen Behinder­
tengruppen übernehmen; 

9. Aufbau, Formen und Inhalt sowie Organisa­
tionsgrundsätze der Schulen für Kranke zu 
regeln; 

10. Voraussetzungen, Umfang und Organisations­
grundsätze der Erteilung von Hausunterricht 
zu regeln; die Einholung von fachärztlichen 
oder amts ärztlichen Gutachten kann vorge­
schrieben werden ; 

11. Aufgaben der Schulaufsicht über die Förder­
schulen auf Schulämter zu übertragen: 

d) Mittlerer Schulabschluß 

Art. 25 

Mittlerer Schulabschluß 

(1) IDer mittlere Schulabschluß im Sinn dieses 
Gesetzes wird durch das Abschlußzeugnis einer 
Realschule nachgewiesen. 2Er wird ferner nachge­
wiesen durch 

1. das Zeugnis über den qualifizierten beruflichen 
Bildungsabschluß gemäß Art. 7 Abs. 7 Satz 1, 

2. das Abschlußzeugnis der Berufsschule gemäß 
Art. 11 Abs. 2 Satz 2, 

3. das Abschlußzeugnis der Berufsfachschule ge­
mäß Art. 13 Satz 4, 

4. das Abschlußzeugnis der mindestens dreistufi­
gen Wirtschaftsschule gemäß Art.14 Abs.2 
Satz 2. 

(2) Die Erlaubnis zum Vorrücken in die Jahr­
gangs stufe 11 des Gymnasiums und das Zeugnis 
der Fachschulreife schließen den Nachweis eines 
mittleren Schulabschlusses ein. 

(3) 1 Das Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst wird ermächtigt, die 
Voraussetzungen für den Erwerb eines mittleren 
Schulabschlusses und die damit verbundenen 

schulischen Berechtigungen im einzelnen durch 
Rechtsverordnung zu regeln. 2Es kann allgemein 
oder im Einzelfall ein anderes Zeugnis als einem in 
Absatz 1 genannten Zeugnis gleichwertig aner­
kennen. 

Abschnitt III 

Errichtung und Auflösung 
von öffentlichen Schulen 

a) Allgemeine Grundsätze 

Art. 26 

Staatliche Schulen 

(1) Volksschulen, Volksschulen für Behinderte, 
Berufsschulen für Behinderte und Berufsschulen 
werden durch Rechtsverordnung der Regierung, 
die übrigen Schulen durch Rechtsverordnung des 
zuständigen Staatsministeriums errichtet und auf­
gelöst. 

(2) 1 Vor der Errichtung und Auflösung ist das 
Benehmen mit dem zuständigen Aufwandsträger, 
vor der Auflösung ist außerdem das Benehmen mit 
dem Elternbeirat oder dem Berufsschulbeirat her­
zustellen. 2Volksschulen und Volksschulen für Be­
hinderte werden im Benehmen mit den beteiligten 
kommunalen Gebietskörperschaften, Elternbeirä­
ten und kirchlichen Oberbehörden errichtet und 
aufgelöst. 

Art. 27 

Kommunale Schulen 

(1) IDie Errichtung einer kommunalen Schule 
ist zulässig, wenn gewährleistet ist, daß die Ausbil­
dung der an der Schule tätigen Lehrkräfte hinter 
der Ausbildung der bei entsprechenden staatlichen 
Schulen eingesetzten Lehrkräfte nicht zurücksteht 
und die dem Unterricht dienenden Räume und An­
lagen die Durchführung eines einwandfreien 
Schulbetriebs sicherstellen. 2Die Errichtung einer 
kommunalen Schule ist der Schulaufsichtsbehörde 
drei Monate vor Aufnahme des Unterrichts anzu­
zeigen. 3Wesentliche Änderungen im Bereich der 
Schule sind ebenfalls anzuzeigen. 4 Die Einstellung 
von Lehrkräften, die in Bayern die Befähigung zum 
Lehramt erworben haben und entsprechend ver­
wendet werden, stellt keine wesentliche Änderung 
dar. 

(2) lErrichtung und Auflösung einer kommu­
nalen Schule erfolgen durch Satzung des kommu­
nalen Schulträgers. 2Vor der Auflösung einer 
kommunalen Schule ist das Benehmen mit dem 
Elternbeirat oder dem Berufsschulbeirat herzu­
stellen. 

(3) Die Aufnahme von Schülern in eine kommu­
nale Schule, die nicht Pflichtschule ist, darf nicht 
allein deshalb abgelehnt werden, weil die Erzie­
hungsberechtigten ihren Wohnsitz oder gewöhn­
lichen Aufenthalt nicht innerhalb des Gebiets des 
Schulträgers haben. 
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(4) IDie Einstellung und Verwendung von Lehr­
kräften an beruflichen Schulen, die die erforder­
liche Befähigung zum Lehramt nicht besitzen, 
sowie die Bestellung nebenamtlicher oder neben­
beruflicher Schulleiter bedürfen der schulaufsicht­
lichen Genehmigung; die nebenamtlich oder ne­
benberuflich tätigen Lehrkräfte sollen die gleiche 
fachliche Vorbildung haben, wie sie für die Lauf­
bahnen der hauptamtlichen Lehrkräfte vorge­
schrieben ist. 2Die Schulaufsichtsbehörde kann 
nach Richtlinien des Staatsministeriums für Unter­
richt, Kultus , Wissenschaft und Kunst die Mindest­
zahl der erforderlichen Lehrkräfte an beruflichen 
Schulen festsetzen. 

Art. 28 

Berücksichtigung der Landesplanung 

1 Bei der Errichtung und beim Betrieb öffent­
licher Schulen sind die Erfordernisse der Raumord­
nung und Landesplanung zu beachten. 2Den regio­
nalen Gegebenheiten ist Rechnung zu tragen. 

Art. 29 

Bezeichnung von Schulen 

1 In der Errichtungsverordnung wird den staat­
lichen Schulen, in der Errichtungssatzung den 
kommunalen Schulen eine amtliche Bezeichnung 
verliehen, aus der sich der Schulträger, die Schul­
art und der Schulort ergeben und die sie von 
anderen am selben Ort bestehenden Schulen der 
gleichen Schulart unterscheidet; die Angabe des 
Schulträgers entfällt bei den staatlichen Volks­
schulen und Volksschulen für Behinderte. 2Bei Be­
rufsfachschulen, Fachschulen, Fachakademien 
und, soweit erforderlich, bei Fachoberschulen und 
Berufsoberschulen enthält die Bezeichnung auch 
die geführte Ausbildungsrichtung oder Fachrich­
tung. 3Der Schule kann vom Schul träger mit Zu­
stimmung des Schulaufwandsträgers, der Lehrer­
konferenz, des Elternbeirats und der Schülermit­
verantwortung, bei Berufsschulen des Berufsschul­
beirats, neben der amtlichen Bezeichnung ein 
Name verliehen werden. 

Art. 30 

Zusammenarbeit von Schulen 

(1) IDie Schulen aller Schularten haben zusam­
menzuarbeiten. 2Dies gilt insbesondere für Schu­
len im gleichen Einzugsbereich zur Ergänzung des 
Unterrichtsangebots, zur Durchführung gemein­
samer Schulveranstaltungen und zur Abstimmung 
der Unterrichtszeiten sowie der beweglichen 
Ferientage. 3Die Zusammenarbeit zwischen Schu­
len für Behinderte und allgemeinen Schulen soll im 
Unterricht, soweit es nach Lernzielen möglich ist, 
und im Schulleben besonders gefördert werden. 
4Das zuständige Staatsministerium wird ermäch­
tigt, das Nähere durch Rechtsverordnung zu 
.regeln, soweit erforderlich im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium der Finanzen. 

(2) Die Zusammenfassung beruflicher Schulen 
innerhalb von beruflichen Schulzentren ist anzu­
streben. 

Art . 31 

Zusammenarbeit mit Jugendämtern 
und Einrichtungen'der Erziehung, 

Bildung und Betreuung 

(1) 1 Die Schulen arbeiten in Erfüllung ihrer Auf­
gaben mit den Jugendämtern und den Trägern der 
freien Jugendhilfe sowie anderen Trägern und Ein­
richtungen der außerschulischen Erziehung und 
Bildung zusammen, 2Sie sollen das zuständige 
Jugendamt unterrichten, wenn Tatsachen bekannt 
werden, di~ darauf schließen lassen, daß das Wohl 
eines Schülers ernsthaft gefährdet oder beeinträch­
tigt ist und deshalb Maßnahmen der Jugendhilfe 
notwendig sind. 

(2) lDie Schulen sollen durch Zusammenarbeit 
mit Horten, Tagesheimen und ähnlichen Einrich­
tungen die Betreuung von Schülern außerhalb der 
Unterrichtszeit fördern, 2Mittagsbetreuung kann 
an der Grundschule, in geeigneten Fällen auch an 
anderen Schularten nach Maßgabe der im Staats­
haushalt ausgebrachten Mittel im Zusammenwir­
ken mit den Kommunen und den Erziehungsbe­
rechtigten angeboten werden. 3Diese bietet den Er­
ziehungsberechtigten in Zusammenarbeit mit der 
Schule eine verläßliche Betreuung für die Zeiten, 
die über das Unterrichtsende hinausgehen. 

b) Besondere Regelungen für Pflichtschulen 

Art. 32 

Volksschulen 

(1) Öffentliche Volksschulen können nur als 
staatliche Schulen errichtet werden. 

(2) 1 Die Volksschulen sind so zu errichten, daß 
die Schüler grundsätzlich auf Jahrgangsklassen 
verteilt sind. 2Bei besonderen örtlichen Gegeben­
heiten können an den Grundschulen ausnahms­
weise zwei Jahrgangsstufen in einer Klasse zusam­
mengefaßt werden. 3Die Hauptschulen sollen 
soweit als möglich in allen Jahrgangsstufen mehr­
zügig geführt werden. 

(3) lEine Volksschule soll entweder alle Jahr­
gangsstufen umfassen (Vqllschule) oder die Jahr­
gangsstufen der Grundschule oder die Jahrgangs­
stufen der Hauptschule (Teilschule). 2Wenn es die 
örtlichen Gegebenheiten dringend geboten erschei­
nen lassen, kann ausnahmsweise für die J ahrgangs­
stufen 5 und 6 oder 7 bis 9 eine eigene Hauptschule 
errichtet werden (Teilhauptschule) . 3Eine Teil­
hauptschule kann mit einer voll gegliederten 
Grundschule verbunden werden. 

(4) lEine Volksschule kann entweder für eine 
Gemeinde allein (Gemeindeschule) oder für meh­
rere Gemeinden, Gemeindeteile und gemeindefreie 
Gebiete gemeinsam (Verbandsschule) errichtet 
werden. 2Eine Verbandsschule muß errichtet wer­
den, wenn keine Gemeindeschule errichtet werden 
kann, die den Grundsätzen des Absatzes 2 ent­
spricht. 

(5) lDie Regierung bestimmt für jede Volks­
schule in der Rechtsverordnung nach Art. 26 ein 
räumlich abgegrenztes Gebiet als Schulsprengel. 
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2Eine Volksschule, die zwei oder mehr Teilschulen 
(Grundschule, Hauptschule, Teilhauptschule) um­
faßt, kann für die verschiedenen Teilschulen ver­
schieden große Schulsprengel haben. 

(6) Volksschulen, die die Voraussetzungen der 
Absätze 2 und 3 nicht oder nicht mehr erfüllen, sind 
aufzulösen. 

Art. 33 

Fördersch ulen 

(1) lÖffentliche Förderschulen werden als staat­
liche Schulen errichtet, soweit nicht eine kommu­
nale Körperschaft durch öffentlich-rechtliche Ver­
einbarung ermächtigt ist, eine solche Schule zu be­
treiben. 2Besondere gesetzliche Verpflichtungen 
der Bezirke zur Unterhaltung von Schulen für 
Blinde und Gehörlose bleiben unberührt. 

(2) Von der Errichtung einer öffentlichen För­
derschule soll abgesehen werden, wenn die ausrei­
chende Unterrichtung und Erziehung der Schul­
pflichtigen mit sonderpädagogischem Förder­
bedarf durch eine private, auf gemeinnütziger 
Grundlage betriebene Förderschule gewährleistet 
ist und sich der private Schulträger verpflichtet, 
alle Schüler aufzunehmen und nach den staat­
lichen Lehrplänen zu unterrichten, sofern die pri­
vate Schule ~lie heimatnächste Einrichtung für die 
entsprechende Behindertengruppe ist. 

(3) 1 Die Schulsprengel werden gebildet für öf­
fentliche 

1. Volksschulen für Blinde, Sehbehinderte, Gehör­
lose, Schwerhörige, Körperbehinderte ein­
schließlich der Sonderpädagogischen Förder­
zentren für diese Behinderten, 

Volksschulen zur individuellen Sprachförde­
ning mit (Teil-)Hauptschulstufe II und 

Berufsschulen für Behinderte 

für das Gebiet oder Teilgebiet eines Bezirks oder 
durch Zusammenschluß von Gebieten oder Ge­
bietsteilen mehrerer Bezirke, 

2. Volksschulen zur individuellen Sprachförde­
rung, zur individuellen Lernförderung und zur 
Erziehungshilfe einschließlich der daraus gebil­
deten Sonderpädagogischen Förderzentren und 
der förderschulformunabhängig.en Sonderpäd­
agogischen Diagnose- und Förderklassen sowie 
der Schulen zur individuellen Lebensbewälti­
gung und für Kranke 

für die Gebiete oder Teilgebiete von Landkreisen 
oder kreisfreien Gemeinden oder durch Zusam­
menschluß von Gebieten oder Gebietsteilen 
mehrerer Landkreise oder . kreisfreier Ge­
meinden. 

2Öffentliche Förderschulen werden jeweils für ei­
nen Schulsprengel errichtet, der hinreichend groß 
ist, um nach der Zahl der Schüler eine grundsätz­
lich in Jahrgangsklassen, bei Geistigbehinderten in 
Stufen nach Art. 20 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. d ge­
gliederte Schule erwarten zu lassen. 3Das Staats­
ministerium für- Unterricht, Kultus, Wissenschaft 
und Kunst kann durch Bekanntmachung festlegen, 

in welchen Fällen bei Förderschulen von der Glie­
derung in Jahrgangsklassen abgewichen werden 
kann. 

(4) lDie Regierung bestimmt für jede Volks­
schule für Behinderte und für jede Schule für 
Kranke in der Rechtsverordnung nach Art. 26 ein 
räumlich abgegrenztes Gebiet als Schulsprengel. 
2Art. 32 Abs . 5 Satz 2 gilt entsprechend . . 3 Für Be­
rufsschulen für Behinderte gelten Art. 34 Abs. 2 
und 3 entsprechend. 

(5) Förderschulen, die die Voraussetzungen des 
Absatzes 3 Sätze 2 und 3 nicht erfüllen, sind aufzu­
lösen. 

(6) Für die Schul vorbereitenden Einrichtungen 
gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend. 

Art. 34 

Berufsschulen 

(1) lEine selbständige Berufsschule muß im 
Regelfall mindestens 40 Klassen mit Teilzeitunter­
richt haben. 2Klassen mit Vollzeitunterricht wer­
den als 2,5fache Teilzeitklassen auf die Mindest­
klassenzahl angerechnet. 3 Ausnahmen bedürfen 
für nichtstaatliche Berufsschulen der schulauf­
sichtlichen Genehmigung. 

(2) 1 Die Schulaufsichtsbehörde bildet durch Be­
kanntmachung für jede Berufsschule den Schul­
sprengel, der für die örtliche Erfüllung der Berufs­
schulpflicht maßgebend ist; zur Bildung von nach 
Ausbildungsberufen gegliederten Fachklassen 
kann sich der Schulsprengel über das Gebiet des 
Aufwandsträgers hinaus erstrecken (Grundspren­
gel und Fachsprengel) . 2Die Sprengel staatlicher 
Berufsschulen werden im Benehmen mit dem 
Schulaufwandsträger gebildet. 3Die Errichtung 
von Sprengeln an kommunalen Berufsschulen be­
darf des Einvernehmens mit dem Schulträger. 

(3) Die Schulaufsichtsbehörde soll staatliche 
Berufsschulen auflösen, wenn dies fachliche oder 
organisatorische Gründe erfordern. 

.Abschnitt IV 

Schulpflicht, Pflichtschulen, 
Sprengelpflicht, Gastschulverhältnisse, 

Wahl der schulischen Bildungswegs 

a) Schulpflicht 

Art . 35 

Schulpflicht 

(1) 1 Wer die altersmäßigen Voraussetzungen 
erfüll t und in Bayern seinen gewöhnlichen Auf­
enthalt hat oder in einem Berufsausbildungsver­
hältnis oder einem Beschäftigungsverhältnis steht, 
unterliegt der Schulpflicht (Schulpflichtiger). 2Völ­
kerrechtliche Abkommen und zwischenstaatliche 
Vereinbarungen bleiben unberührt. 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsbla tt Nr. 19/1994 703 

(2) Die Schulpflicht dauert zwölf Jahre, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

(3) Die Schulpflicht gliedert sich in die Vollzeit­
schulpflicht und die Berufsschulpflicht, die die 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
nach Maßgabe des Art. 41 Abs. 1 an den Förder­
schulen erfüllen. 

(4) lDie Erziehungsberechtigten müssen min­
derjährige Schulpflichtige bei der Schule anmel­
den, an der die Schulpflicht erfüllt werden soll ; 
volljährige Schulpflichtige haben sich selbst anzu­
melden. 2Die gleiche Verpflichtung trifft die Aus­
bildenden und Arbeitgeber sowie die von ihnen Be­
auftragten für die bei ihnen beschäftigten Berufs­
schulpflichtigen. 

Art. 36 

Erfüllung der Schulpflicht 

(1) 1 Die Schulpflicht wird erfüllt durch den Be­
such 

1. einer Pflichtschule (Volksschule, Berufsschule, 
einschließlich der entsprechenden Förder-
schule), ' 

2. eines Gymnasiums, einer Realschule, einer Wirt­
schaftsschule, einer Berufsfachschule (vorbe­
haltlich der Nummer 3) oder der jeweils entspre­
chenden Förderschule, 

3. einer Ergänzungsschule, deren Eignung hierfür 
das Staatsministerium für Unterricht, Kultus , 
Wissenschaft und Kunst festgestellt hat; das 
gleiche gilt für Vollzeitlehrgänge an Berufsför­
derungseinrichtungen, deren Eignung vom 
Staatsministerwm für Unterricht, Kultus, Wis­
senschaft und Kunst im Einvernehmen mit den 
beteiligten Staatsministerien festgestellt ist. 

2Die Schulaufsichtsbehörde kann den Besuch einer 
privaten Berufsschule oder Berufsschule für Behin­
derte anordnen, wenn die Ausbildung des Schul­
pflichtigen dies erfordert und der Träger der priva- . 
ten Schule zustimmt; vor der Entscheidung sind die 
Erziehungsberechtigten oder der volljährige 
Schulpflichtige zu hören. 

. (2) Die Schulpflicht kann auch an einer Schule 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes er­
füllt werden, wenn diese den in Absatz 1 genannten 
Schulen gleichwertig ist; sofern eine Schule nach 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 besucht werden soll, ist dies 
nur aus zwingenden Gründen mit Genehmigung 
der zuständigen Schulaufsichtsbehörde zulässig. 

(3) lFür jeden aus dem Ausland zugezogenen 
Schulpflichtigen stellt die Schule fest, in welche 
Jahrgangsstufe der Pflichtschule er einzuweis~n 
ist . 2Es gilt derjenige Teil der Schulpflicht als zu­
rückgelegt, der dem durch die Einweisung be­
stimmten Zeitpunkt regelmäßig vorausgeht. 3Die 
Schüler sind in der Pflichtschule grundsätzlich in 
die Jahrgangsstufe einzuweisen, in die Schulpflich­
tige gleichen Alters, die seit Beginn ihrer Schul­
pflicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Bayern 
haben, regelmäßig eingestuft sind. 4 Die Schüler, 
die wegen ihres allgemein mangelnden Bildungs­
stands dem Unterricht ihrer Jahrgangsstufe nicht 
folgen können, können bis zu zwei Jahrgangsstufen 

tiefer eingestuft werden; eine Verlängerung der 
Schulpflicht findet hierdurch nicht statt. 5Ein 
Schulpflich.tiger, der dem Unterricht wegen man­
gelnder Kenntnis der deutschen Sprache nicht 
folgen kann, ist , soweit organisatorisch und finan­
ziell möglich, besonderen Klassen oder Unter­
richtsgruppen zuzuweisen. 6Art.44 bleibt unbe­
rührt. 

b) Vollzeitschulpflicht 

Art. 37 

Vollzei tschulpflicht 

(1) 1 Mit Beginn des Schuljahreswerden alle Kin­
der schulpflichtig, die am 30. Juni sechs Jahre alt 
sind oder bereits einmal von der Aufnahme in die 
Grundschule zurückgestellt wurden. 2Ferner wer­
den auf Antrag der Erziehungsberechtigten Kinder 
schulpflichtig, wenn sie bis zum 31. Dezember sechs 
Jahre alt werden und auf Grund der körperlichen 
und geistigen Entwicklung zu erwarten ist, daß das 
Kind mit Erfolg am Unterricht teilnehmen wird, 

(2) lEin Kind, das am 30. Juni mindestens sechs 
Jahre alt ist, kann für ein Schuljahr von der Auf­
nahme in die Grundschule zurückgestellt werden, 
wenn auf Grund der körperlichen oder geistigen 
Entwicklung zu erwarten ist, daß es nicht mit Er­
folg am Unterricht teilnehmen kann. 2Die Zurück­
stellung soll vor Aufnahme des Unterrichts verfügt 
werden ; sie ist noch bis zum 30. November zulässig, 
wenn sich erst innerhalb dieser Frist herausstellt, 
daß das Kind nicht mit Erfolg am Unterricht teil­
nehmen kann. 3Die Zurückstellung ist nur einmal 
und nur dann zulässig, wenn kein Anlaß besteht, 
die Überweisung an eine Förderschule zu beantra­
gen. 4Vor der Entscheidung hat die Schule die 
Erziehungsberechtigten zu hören. 

(3) 1 Die Vollzeitschulpflicht endet nach neun 
Schuljahren. 2Sie kann durch Überspringen von 
Jahrgangsstufen verkürzt werden. 3Das Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft 
und Kunst wird ermächtigt, das Überspringen 
von Jahrgangsstufen in den Schulordnungen zu 
regeln. 

Art. 38 

Freiwilliger Besuch der Hauptschule 

lEin Schulpflichtiger, der nach neun oder zehn 
Schulbesuchsjahren den erfolgreichen Haupt­
schulabschluß oder den qualifizierenden Haupt­
schulabschluß nicht erreicht hat, darf in unmittel­
barem Anschluß daran auf Antrag seiner Erzie­
hungsberechtigten in seinem zehnten oder elften 
Schulbesuchsjahr die Hauptschule besuchen; in 
besonderen Ausnahmefällen kann die zuständige 
Schule auch den weiteren Besuch in einem zwölf­
ten Schuljahr genehmigen. 2Die Aufnahme kann 
insbesondere abgelehnt werden, wenn zu erwarten 
ist, daß durch die Anwesenheit des Schülers die 
Sicherheit oder die Ordnung des Schulbetriebs 
oder die Verwirklichung der Bildungsziele der 
Schule erheblich gefährdet ist. 
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c) Berufsschulpflicht 

Art. 39 

Berufsschulpflicht 

(1) Nach dem Ende derVollzeitschulpflicht oder 
des freiwilligen Besuchs der Hauptschule nach 
Art. 38 wird die Schulpflicht durch den Besuch der 
Berufsschule erfüllt, soweit keine andere in Art. 36 
genannte Schule besucht wird. 

(2) 1 Wer in einem Ausbildungsverhältnis nach 
dem Berufsbildungsgesetz oder der Handwerks­
ordnung steht, ist bis zum Ende des Schuljahres be­
rufsschulpflichtig, in dem das 21. Lebensjahr voll­
endet wird; davon ausgenommen sind Auszubil­
dende mit Hochschulzugangsberechtigung. 2Die 
Berufsschulpflicht endet mit dem Abschluß einer 
staatlich anerkannten Berufsausbildung. 3Die Be­
rufsschulpflicht nach Satz 1 schließt die Verpflich­
tung zum Besuch des Berufsgrundschuljahres ein, 
wenn es für den gewählten Ausbildungsberuf nach 
Art. 11 Abs. 4 eingeführt ist. 

(3) 1 Vom Besuch der Berufsschule befreit ist, wer 

1. in den Vorbereitungsdienst einer Laufbahn des 
mittleren Dienstes eingestellt wurde, 

2. der Bundeswehr, dem Bundesgrenzschutz oder 
der Bayerischen Bereitschaftspolizei angehört, 

3. ein Berufsvorbereitungsjahr, das Berufsgrund­
schuljahr, ein Vollzeitjahr an einer öffentlichen 
oder staatlich anerkannten Berufsfachschule 
oder einen einjährigen Vollzeitlehrgang, der der 
Berufsvorbereitung dient, mit Erfolg besucht hat, 

4. den mittleren Schulabschluß erreicht hat. 

2 Absatz 2 bleibt unberührt . 

(4) 1 Berufsschulpflichtige ohne Ausbildungsver­
hältnis können allgemein oder im Einzelfall vom 
Besuch der Berufsschule befreit werden 

1. bei einem Besuch von Vollzeitlehrgängen, die der 
Vorbereitung auf staatlich geregelte schulische 
Abschlußprüfungen dienen, 

2. nach elf Schulbesuchsjahren, wenn ein Beschäf­
tigungsverhältnis besteht, 

3. bei Vorliegen eines Härtefalls. 

2Absatz 2 bleibt unberührt . 

Art. 40 

Berufsschul berech tigung 

(1) lPersonen, die nicht mehr berufsschulpflich­
tig sind, sich aber in Berufsausbildung befinden, 
sind zum Besuch der Berufsschule berechtigt; die 
Ausbildenden haben den Besuch der Berufsschule 
zu gestatten. 2Nicht mehr berufsschulpflichtige 
Personen sind zum Besuch des Berufsgrundschul­
jahres berechtigt. 

(2) Umschüler für einen anerkannten Ausbil­
dungsberuf mit einem Umschulungsvertrag nach 
§ 47 Abs.3 des Berufsausbildungsgesetzes oder 
§ 42a Abs. 3 der Handwerksordnung haben das 
Recht, am Unterricht der Berufsschule teilzu­
nehmen. 

d) Schulpflicht der Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

Art. 41 

Vorschriften für Behinderte und für Kranke 

(1) Schulpflichtige, die wegen einer Behinde­
rung oder einer Krankheit in den allgemeinen 
Schulen nicht oder nicht mit hinreichender Aus­
sicht auf Erfolg gefördert werden können, haben 
eine für sie geeignete Schule für Behinderte oder 
für Kranke zu besuchen. 

(2) Für Sinnesgeschädigte und für Schüler, die 
die Jahrgangsstufe 1A der Sonderpädagogischen 
Diagnose- und Förderklassen besucht haben, endet 
die Vollzeitschulpflicht nach zehn Schuljahren, für 
Geistigbehinderte nach zwölf Schuljahren. 

(3) lEine zweite Zurückstellung von der Auf­
nahme in die Volksschule für Behinderte kann nur 
in besonderen Ausnahmefällen erfolgen. 2Sie kann 
mit Auflagen zur Förderung verbunden werden. 
3Das Nähere bestimmt die Schulordnung. 

(4) lSchüler mit sonderpädagogischem Förder­
bedarf - ausgenommen Geistigbehinderte -, die 
den erfolgreichen Hauptschulabschluß, den quali­
fizierenden Hauptschulabschluß oder den erfolg­
reichen Abschluß ihrer Förderschulform nicht 
erreicht haben, dürfen über das Ende der Vollzeit­
schulpflicht hinaus auf Antrag der Erziehungsbe­
rechtigten die Schule bis zu zwei weitere Schul­
jahre, in besonderen Ausnahmefällen nach Ent­
scheid.ung des Schulamts auch ein drittes Jahr be­
suchen. 21st bei einem Geistigbehinderten zu er­
warten, daß er durch den verlängerten Schulbe­
such gefördert werden kann, kann auf Antrag der 
freiwillige Besuch längstens bis zum Ablauf des 
Schuljahres, in dem der Schüler das 21. Lebensjahr 
vollendet, genehmigt werden. 3Art. 38 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(5) 1 Für die Berufsschulpflicht der Schüler nach 
. Absatz 1 gilt Art. 39, für die Berufsschulberechti­

gung Art. 40 entsprechend. 2Nicht mehr Berufs­
schulpflichtige sind nach Maßgabe der Schulord­
nung zum Berufsschulbesuch berechtigt, wenn sie ' 
an einem Förderungslehrgang teilnehmen oder ein 
Berufsvorbereitungsjahr besuchen wollen. 3Um­
schüler haben das Recht, am Unterricht der 
Berufsschule für Behinderte teilzunehmen, sofern 
ein solcher Unterricht für Schulpflichtige einge­
richtet ist. 4 Die Berufsschulpflicht der Geistigbe­
hinderten ist durch den mindestens zwölf jährigen 
Besuch der Volksschule zur individuellen Lebens­
bewältigung erfüllt. 

(6) lEin Schulpflichtiger, der eine allgemeine 
Schule besucht oder bei einer dieser Schulen ange­
meldet ist, kann auf Antrag der besuchten Schule 
oder auf Antrag seiner Erziehungsberechtigten, bei 
Volljährigkeit auf eigenen Antrag, unter den Vor­
aussetzungen des Absatzes 1 an eine für ihn geeig­
nete Förderschule überwiesen werden. 2Vor der 
Entscheidung findet eine umfassende Beratung der 
Erziehungsberechtigten beziehungsweise des voll­
jährigen Schülers statt. 3Es ist ein sonderpädagogi­
sches Gutachten zu erstellen, das den sonderpäd­
agogischen Förderbedarf beschreibt. 4Soweit 
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erforderlich, ist das Gutachten eines Arztes, nöti­
genfalls des Gesundheitsamts einzuholen. 5Die 
Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für die Überwei­
sung von einer Förderschulform in eine andere. 
6Die Schulpflicht kann auch an einer dem sonder­
pädagogischen Förderbedarf entsprechepden 
Schule nach Art.20 Abs.4 Satz 1 Nr. 3 erfüllt 
werden. 

(7) 1 Schüler einer Förderschule, von denen zu er­
warten ist, daß sie am Unterticht der Volksschule 
oder Berufsschule mit Erfolg teilnehmen können, 
sind an die Volksschule oder Berufsschule zu über­
weisen. 2Absatz 6 gilt entsprechend. 

e) Sprengel pflicht, Gastschulverhältnisse 

Art. 42 

Sprengelpflicht beim Besuch 
öffentlicher Pflichtschulen 

(1) Schüler der Volksschulen erfüllen ihre Voll­
zeitschulpflicht in der Schule, in deren Schulspren­
gel sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

(2) Bestehen innerhalb einer Gemeinde mehrere 
Volksschulen, so kann das Schulamt im Benehmen 
mit der zuständigen Gemeinde und den betroffe­
nen Elternbeiräten zur Bildung möglichst gleich 
starker Klassen für die Dauer von bis zu vier Schul­
jahren Abweichungen von den Schulsprengelgren­
zen anordnen. 

(3) 1 Die Erfüllung der Berufsschulpflicht richtet 
sich für Jugendliche, die in einem Beschäftigungs­
verhältnis stehen, nach dem Beschäftigungsort, für 
die übrigen nach dem Ort des gewöhnlichen Auf­
enthalts. 21st der Beschäftigungsort oder der Ort 
des gewöhnlichen Aufenthalts zweifelhaft, so ent­
scheidet die Regierung, welche Schule zu besuchen 
ist. 

(4) Berufsschulpflichtige, die in Bayern ihren ge­
wöhnlichen Aufenthalt haben, aber außerhalb Bay­
erns beschäftigt sind, sind zum Besuch der für ih­
ren gewöhnlichen Aufenthalt zuständigen Berufs­
schule verpflichtet, wenn sie nicht die für den Be­
schäftigungsort zuständige außerbayerische Be­
rufsschule besuchen können. 

(5) Wenn es die örtlichen Verhältnisse nahelegen 
oder Jahrgangsfachklassen in Bayern picht gebil­
det werden können, ist die Regierung berechtigt, 
Schüler zum Besuch einer außerbayerischen Be­
rufsschule zu verpflichten. 

(6) Auf Berufsschulberechtigte finden die Ab­
sätze 3 bis 5 entsprechende Anwendung. 

(7) Für die Volksschulen für Behinderte gelten 
die Absätze 1 und 2, für die Berufsschulen für Be­
hinderte gelten die Absätze 3 bis 5 entsprechend. 

Art. 43 

Gas tsch ul ver häl tnisse 

(1) lAuf Antrag der Erziehungsberechtigten ' 
kann aus zwingenden persönlichen Gründen der 
Besuch einer anderen Volksschule gestattet wer­
den. 2Die Entscheidung trifft die Gemeinde, in der 

die Schüler ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
im Einvernehmen mit dem aufnehmenden Schul­
aufwandsträger nach Anhörung der betroffenen 
Schule. 3Die Fachaufsicht obliegt dem Schulamt, 
das die Aufsicht über die Schule ausübt, in deren 
Schulsprengel die Schüler ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben. 4Das Staatsministerium für Un­
terricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst wird er­
mächtigt, das Verfahren durch Rechtsverordnung 
zu regeln. 

(2) Das Schulamt kann Schüler einer anderen 
Volksschule zuweisen 

1. in Klassen und Unterrichtsgruppen, die für be­
sondere pädagogische Aufgaben eingerichtet 
sind, 

2. zum Unterricht in einzelnen Fächern, 

3. wenn sich in einer Jahrgangsstufe der Haupt­
schule zu wenige Schüler für die Bildung einer 
Klasse befinden, im Benehmen mit den betroffe­
nen Schulaufwandsträgern, 

4. in den Fällen des Art. 86 Abs. 2 Nr. 7. 

(3) Bestehen innerhalb einer Gemeinde mehrere 
Volksschulen, so kann das Schulamt im Benehmen 
mit der Gemeinde ZUr Bildung möglichst gleich 
starker Klassen für die Dauer von bis zu sechs Jah­
ren auch einzelne Schüler einer benachbarten 
Volksschule zuweisen. 

(4) IFür Volksschulen für Behinderte gelten die 
Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Entscheidung 
trifft die Gebietskörperschaft des gewöhnlichen 
Aufenthalts der Schüler, für deren Gebiet oder Teil­
gebiet die entsprechende Förderschule errichtet ist 
oder errichtet werden müßte. 2Das Schulamt kann 
Schüler der nächstgelegenen geeigneten Förder­
schule zuweisen, wenn sie ihren gewöhnlichen Auf­
enthalt an einem Ort haben, der von keinem Spren­
gel einer nach ihrem sonderpädagogischen Förder­
bedarf in Betracht kommenden Schule erfaßt ist; 
bei privaten Volksschulen für Behinderte setzt dies 
die Zustimmung des Trägers VOraus. 

(5) Für die Schulvorbereitenden Einrichtungen 
gelten die Absätze 1, 3 und 4 entsprechend. 

(6) lAus wichtigen Gründen kann der Besuch ei­
ner anderen Berufsschule genehmigt oder angeord­
net werden. 2Für die Genehmigung eines Gast­
schulverpältnisses ist die abgebende Berufsschule 
zuständig, wenn mit der aufnehmenden Berufs­
schule und den zuständigen Schulaufwandsträ­
gern über die Begründung des Gastschulverhält­
nisses Einvernehmen besteht. 31n den übrigen Fäl­
len entscheidet die für die abgebende Schule zu­
ständige Regierung. 4 Für Berufsschulen für Behin­
derte gelten Sätze 1 bis 3 entsprechend. 

f) Wahl des schulischen Bildungswegs 

Art. 44 

(1) ISoweit nicht Pflichtschulen zu besuchen 
sind, haben die Erziehungsberechtigten und die 
volljährigen Schüler das Recht, Schulart, Ausbil­
dungsrichtung und Fachrichtung zu wählen. 2Für 
die Aufnahme sind Eignung und Leistung des 
Schülers maßgebend. 
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(2) lFür Schulen, die nicht Pflichtschulen sind, 
wird das zuständige Staatsministerium ermäch­
tigt, die Voraussetzungen der Aufnahme (ein­
schließlich Altersgrenzen) und eine Probezeit in 
der Schulordnung ·zu regeln; dabei kann die Auf­
nahme von einer der Aufgabenstellung der Schule 
entsprechenden Leistungsfeststellung abhängig 
gemacht werden. 2Ab Jahrgangsstufe 10 kann die 
Aufnahme versagt werden, wenn der Schüler we­
gen einer vorsätzlich begangenen Straftat zu einer 
Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr rechts­
kräftig verurteilt worden ist, die Strafe noch der 
unbeschränkten Auskunft unterliegt und wenn 
nach der Art der begangenen Straftat durch die An­
wesenheit des Schülers die Sicherheit oder die Ord­
nung des Schulbetriebs oder die Verwirklichung 
der Bildungsziele der Schule erheblich gefährdet 
wäre. . 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in eine 
bestimmte Schule an einem bestimmten Ort be­
steht nicht. 

(4) IDie Zulassung zu einer Ausbildungs- oder 
Fachrichtung einer Schulart darf im notwendigen 
Umfang nur dann beschränkt werden, wenn die 
Zahl der Bewerbungen die Zahl der Ausbildungs­
plätze erheblich übersteigt und ein geordneter Un­
terrichtsbetrieb nicht mehr sichergestellt werden 
kann. 2Das zuständige Staatsministerium wird er­
mächtigt, im Benehmen mit dem Landesschulbei­
rat durch Rechtsverordnung das Verfahren der Zu­
lassung nach Gesichtspunkten der Eignung und 
der Leistung zu regeln; Wartezeit und Härtefälle 
sollen berücksichtigt werden ; für kommunale 
Schulen kann der Schulträger dies durch eine Sat­
zung regeln, falls eine Rechtsverordnung für die be­
treffende Schulart und Ausbildungsrichtung nicht 
erlassen worden ist . 

Abschnitt V 

Inhalte des Unterrichts 

. Art. 45 

Lehrpläne, Stundentafel und Richtlinien 

(1) IGrundlage für Unterricht und Erziehung 
bilden die Lehrpläne, die Stundentafel, in der Art 
und Umfang des Unterrichtsangebots einer Schul­
art festgelegt ist, und sonstige Richtlinien. 2Lehr­
pläne, Stunden tafeln und Richtlinien richten sich 
nach den besonderen Bildungszielen und Aufgaben 
der jeweiligen Schulart; sie haben die angestrebte 
Vermittlung von Wissen und Können und die erzie­
herische Aufgabe der Schule zu berücksichtigen. 

(2) 1 Lehrpläne, Stundentafeln und Richtlinien 
erläßt, bei grundlegenden Maßnahmen im Beneh­
men mit dem Landesschulbeirat (Art. 73 Abs. 2 
Satz 2 Nr. l), das zuständige Staatsministerium. 
2Bei Lehrplänen und Stundentafeln für berufliche 
Schulen handelt es hierbei im Benehmen mit den 
betreffenden Staatsministerien, Verbänden und 
Organisationen, für Fachakademien außerdem im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium für 
Unterricht, Kultus , Wissenschaft und Kunst. 3Bei 

kommunalen beruflichen Schulen kann es sich auf 
die Genehmigung beschränken. 4 Das zuständige 
Staatsministerium wird ermächtigt, durch Rechts­
verordnung für die einzelnen Schul arten und deren 
Jahrgangsstufen unter Berücksichtigung der ein­
zelnen Ausbildungs- und Fachrichtungen in den 
Stundentafeln vor allem folgendes festzulegen : 

1. die Unterrichtsfächer, 

2. die Verbindlichkeit der Unterrichtsfächer 
(Pflichtfach, Wahlpflichtfach, Wahlfach), 

3. die Mindest- und Höchstsumme der wöchent­
lichen Unterrichtsstunden aller Unterrichts­
fächer, 

4. die Zahl der wöchentlichen Unterrichtsstunden, 
die auf jedes Unterrichtsfach entfallen, 

5. Kurse innerhalb oder an Stelle von Fächern ge­
mäß Art. 50 Abs. 3. 

5Dabei ist auf die finanzielle Leistungsfähigkeit 
der Aufwandsträger Rücksicht zu nehmen. 

(3) l Zur Erstellung von Lehrplänen beruft das 
zuständige Staatsministerium Lehrplankommis­
sionen. 2Lehrpläne sind nach Maßgabe fachlicher, 
didaktischer, pädagogischer und schulpraktischer 
Gesichtspunkte zu erstellen und aufeinander abzu­
stimmen. 3Den Lehrplänen für die Berufsschulen 
und Berufsfachschulen werden die Rahmenlehr­
pläne der Kultusministerkonferenz zugrundege­
legt. 

Art. 46 

Religionsunterricht 

(1) IDer Religionsunterricht ist an den Volks­
schulen, Realschulen, Gymnasien, Förderschulen, 
Berufsschulen, Berufsaufbauschulen, ·Wirtschafts­
schulen, Fachoberschulen, Berufsoberschulen, an 
sonstigen Schulen nach Maßgabe der Schulord­
nung, ordentliches Lehrfach (Pflichtfach). 2Er wird 
nach Bekenntnissen getrennt in Übereinstimmung 
mit den Grundsätzen der betreffenden Kirche oder 
Religionsgemeinschaft erteilt . 

(2) lLehrkräfte bedürfen zur Erteilung des Reli­
gionsunterrichts der Bevollmächtigung durch die 
betreffende Kirche oder Religionsgemeinschaft. 
2 Keine Lehrkraft darf gegen ihren Willen verpflich­
tet werden, Religionsunterricht zu erteilen. 

(3) An den Volksschulen und Volksschulen für 
Behinderte können die von den Kirchen und Reli­
gionsgemeinschaften bestell ten Religionslehrer 
den gesamten Religionsunterricht erteilen. 

(4) IDie Erziehungsberechtigten haben das 
Recht, ihre Kinder vom Religionsunterricht abzu­
melden. 2Nach Vollendung des 18. Lebensjahres 
steht dieses Recht den Schülern selbst zu. 3Das 
Nähere über Teilnahme und Abmeldung r~gelt das 
Staatsministerium für Unterricht , Kultus, Wissen­
schaft und Kunst durch Rechtsverordnung. 

Art. 47 

Ethikunterricht 

(1) Ethikunterricht ist für diejenigen Schüler 
Pflichtfach, die nicht am Religionsunterricht teil­
nehmen. 
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(2) 1 Der Ethikunterricht dient der Erziehung 
der Schüler zu werteinsichtigem Urteilen und Han­
deln. 2Sein Inhalt orientiert sich an den sittlichen 
Grundsätzen, wie sie in der Verfassung und im 
Grundgesetz niedergelegt sind. 31m übrigen be­
rücksichtigt er die Pluralität der Bekenntnisse und 
Weltanschauungen. 

Art. 48 

Familien- und Sexualerziehung 

(1) 1 Unbeschadet des natürlichen Erziehungs­
rechts der Eltern gehört Familien- und Sexualer­
ziehung zu den Aufgaben der Schulen gemäß Art . 1 
und 2. 2Sie ist als altersgemäße Erziehung zu ver­
antwortlichem geschlechtlichen Verhalten Teil der 
Gesamterziehung mit dem vorrangigen Ziel der 
Förderung von Ehe und Familie. 3Familien- und 
Sexualerziehung wird im Rahmen mehrerer Fächer 
durchgeführt. 

(2) Familien- und Sexualerziehung richtet sich 
nach den in der Verfassung, inbesondere in Art. 124 
Abs. 1, Art. 131 Abs. 1 und 2 sowie Art. 135 Satz 2 
festgelegten Wertentscheidungen und Bildungszie­
len unter Wahrung der Toleranz für unterschiedli­
che Wertvorstellungen. 

(3) Ziel, Inhalt und Form der Familien- und 
Sexualerziehung sind den Erziehungsberechtigten 
rechtzeitig mitzuteilen und mit ihnen zu bespre­
chen. 

(4) Richtlinien für Familien- und Sexualerzie­
hung in den einzelnen Schularten, Fächern und 
Jahrgangsstufen erläßt das Staatsministerium für 
Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst im Be­
nehmen mit dem Landesschulbeirat. 

Abschnitt VI 

Grundsätze des Schulbetriebs 

Art. 49 

Jahrgangsstufen, Klassen, Unterrichtsgruppen 

(1) 1 Der Unterricht wird in der Regel nach Jahr­
gangsstufen in Klassen erteilt, die für ein Schuljahr 
gebildet werden. 2Für einzelne Schularten kann 
das zuständige Staatsministerium in der Schulord­
nung Unterricht in Halbjahreszeiträumen und 
anderen Gruppierungen (z. B. Kurse) vorsehen so­
wie Mindest- und Höchstzahlen der Schüler fest­
setzen. 3Die Schulordnung kann vorsehen, daß in 
besonderen Fällen die Schule, bei Volksschulen das 
Staatliche Schulamt im Schulamtsbezirk, von den 
festgesetzten Mindest- und Höchstzahlen durch 
Ausgleichsregelungen abweichen kann. 

(2) 1 An Volksschulen werden von der Schule 
unter Beachtung pädagogischer und schulorgani­
satorischer Erfordernisse Schüler gleichen Be­
kenntnisses einer Klasse zugewiesen, wenn für die 
Jahrgangsstufe zwei oder mehr Klassen (Parallel­
klassen) gebildet worden sind und die Erziehungs­
berechtigten zustimmen; ein Anspruch auf Auf­
nahme in eine solche Klasse besteht nicht. 2Bei der 

Anmeldung der vollzeitschulpflichtigen Kinder an 
der Volksschule geben die Erziehungsberechtigten 
eine Erklärung darüber ab, ob sie der Zuweisung in 
eine Klasse mit Schülern gleichen Bekenntnisses 
zustimmen, falls für die Jahrgangsstufe Parallel­
klassen gebildet werden. 3Diese Erklärung gilt für 
die Dauer des Besuchs der Volksschule, wenn sie 
nicht widerrufen wird; der Widerruf wird mit Be­
ginn des folgenden Schuljahres wirksam. 

Art. 50 

Fächer, Kurse, fachpraktische Ausbildung 

(1) Die Fächer, in denen unterrichtet wird, sind 
entweder Pflichtfächer, Wahlpflichtfächer oder 
Wahlfächer. 

(2) 1 Der Unterricht in Pflichtfächern und in ge­
wählten Fächern muß von allen Schülern besucht 
werden, soweit nicht in Rechtsvorschriften Aus­
nahmen vorgesehen sind. 2Bei Wahlpflichtfächern 
ist inne!,halb der von der Schule angebotenen 
Fächer oder Fächergruppen zu wählen. 3Bei Wahl­
fächern können die Erziehungsberechtigten oder 
die volljährigen Schüler über die Anmeldung zum 
Unterricht entscheiden; über die Zulassung ent­
scheidet die Schule. 

(3) lInnerhalb oder an Stelle von Fächern kön­
nen Kurse mit unterschiedlichen Leistungsanfor­
derungen eingerichtet werden. 21m Rahmen des 
Unterrichts kann eine fachpraktische Ausbildung 
vorgeschrieben werden. 

(4) Das zuständige Staatsministerium kann 
auch Praktika und Anerkennungszeiten fordern, 
soweit dies für das Erreichen des Ausbildungsziels 
erforderlich ist. 

Art. 51 

Lernmittel, Lehrmittel 

(1) 1 Schulbücher, Arbeitshefte und Arbeitsblät­
ter dürfen in der Schule nur verwendet werden, 
wenn sie für den Gebrauch in der betreffenden 
Schulart und Jahrgangsstufe sowie in dem betref­
fenden Unterrichtsfach schulaufsichtlich zugelas­
sen sind. 2Die Zulassung setzt voraus, daß diese 
Lernmittel die Anforderungen der Lehrpläne, 
Stundentafeln und sonstigen Richtlinien (Art. 45 
Abs.1) erfüllen und den pädgogischen und fach­
lichen Erkenntnissen für die betreffende Schulart 
und Jahrgangsstufe entsprechen. 

(2) 1 Das zuständige Staatsministerium erläßt 
die für die schulaufsichtliche Prüfung und Zulas­
sung von Lernmitteln erforderlichen Ausführungs­
vorschriften. 2Es wird insbesondere ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Lernmittel , die prü­
fungspflichtig sind, die Anforderungen an die 
äußere Gestaltung sowie Zuständigkeit und Ver­
fahren festzulegen. 

(3) Über die Einführung zugelassener Lernmit­
tel an der Schule entscheidet die Lehrerkonferenz 
oder der zuständige Ausschuß im Rahmen der zur · 
Verfügung stehenden Ha ushaltsmi ttel. 

(4) 1 Nicht in die Lernmittelfreiheit einbezogene 
zugelassene oder nichtzulassungspflichtige Lern-
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mittel werden von den Erziehungsberechtigten 
oder den Schülern selbst beschafft. 2Die Schule 
kann die Verwendung bestimmter Lernmittel im 
Einvernehmen mit dem Elternbeirat anordnen. 

(5) Das zuständige Staatsministerium kann 
durch Rechtsverordnung das Verfahren und die 
Voraussetzungen der Zulassung und Verwendung 
von Lehrmitteln einschließlich audiovisueller 
Medien regeln. 

Art. 52 

Nachweise des Leistungsstands, 
Bewertung der Leistungen, 

Zeugnisse 

(1) lZum Nachweis des Leistungsstands erbrin­
gen die Schüler in angemessenen Zeitabständen 
entsprechend der Art des Fachs schriftliche, münd­
liche und praktische Leistungen. 2Art, Zahl, Um­
fang, Schwierigkeit und Gewichtung der Lei­
stungsnachweise richten sich nach den Erforder­
nissen der jeweiligen Schulart und Jahrgangsstufe 
sowie der einzelnen Fächer. 3Leistungsnachweise 
dienen der Leistungsbewertung und als Beratungs­
grundlage. 

(2) IDie einzelnen schriftlichen, mündlichen 
und praktischen Leistungsnachweise sowie die ge­
samte während eines Schuljahres oder sonstigen 
Ausbildungsabschnitts in den einzelnen Fächern 
erbrachte Leistung werden nach folgenden Noten­
stufen bewertet: 

sehr gut 
gut 
befriedigend 
ausreichend 
mangelhaft 
ungenügend 

1 
2 
3 
4 
5 
6. 

2Die Schulordnungen können vorsehen, daß in be­
stimmten Jahrgangsstufen der Grundschule und 
der Förderschule, in Wahlfächern sowie bei auslän­
dischen Schülern in Pflicht schulen die Noten durch 
eine allgemeine Bewertung ersetzt werden. 3 Auf 
Wunsch der Erziehungsberechtigten oder Schüler 
hat die Lehrkraft die erzielten Noten zu nennen. 

(3) 1 Unter Berücksichtigung der einzelnen 
schriftlichen, mündlichen und praktischen Lei­
stungen werden Zeugnisse erteilt. 2Hierbei werden 
die gesamten Leistun'gen eines Schülers unter Wah­
rung der Gleichbehandlung aller Schüler in päd­
agogischer Verantwortung der Lehrkraft bewertet. 
3Daneben sollen Bemerkungen über Anlagen, Mit­
arbeit und Verhalten des Schülers in das Zeugnis 
aufgenommen werden. 

(4) Regelungen über den Notenausgleich werden 
in den Schulordnungen vorgesehen. 

Art. 53 

Vorrücken und Wiederholen 

(1) In die nächsthöhere Jahrgangsstufe rücken 
Schüler vor, die während des laufenden Schuljah­
res oder des sonstigen Ausbildungsabschnitts die 
erforderlichen Leistungsnachweise erbracht und 
dabei den Anforderungen genügt haben. 

(2) Schüler, die die Erlaubnis zum Vorrücken 
nicht erhalten haben, können die bisher besuchte 
Jahrgangsstufe derselben Schul art wiederholen. 

(3) 1 Das Wiederholen ist nicht zulässig für Schü­
ler, die 

1. dieselbe Jahrgangsstufe zum zwe.iten Mal wie­
derholen müßten, 

2. nach Wiederholung einer Jahrgangsstufe auch 
die nächstfolgende wiederholen müßten. 

2Das Wiederholen ist außerdem nicht zulässig für 
Schüler der Gymnasien, die innerhalb der Jahr­
gangsstufen 5 bis 7 zum zweiten Mal nicht vor­
rücken durften. 

(4) 1 Zuständig für die Entscheidungen nach den 
Absätzen 1 bis 3 ist die Klassenkonferenz. 2 Für ein­
zelne Schularten kann in der Schulordnung ein 
anderes aus Lehrkräften der Schule gebildetes 
Gremium oder der Klassenleiter bestimmt werden. 
3Mitglieder der Klassenkonferenz sind die in der 
Klasse unterrichtenden Lehrkräfte und der Schul­
leiter oder eine von ihm beauftragte Lehrkraft als 
Vorsitzender. 

(5) 1 Von den Folgen nach Absatz 3 kann die Leh­
rerkonferenz befreien, wenn zuverlässig anzuneh­
men ist, daß die Ursache des Mißerfolgs nicht in 
mangelnder Eignung oder schuldhaftem Verhalten 
des Schülers gelegen ist. 2Die Lehrerkonferenz ent­
scheidet auch darüber, ob bei einem Schüler, der 
von einer Schule anderer Art übergetreten ist und 
an der zuvor besuchten Schule bereits einmal wie­
derholt hat, Absatz 3 anzuwenden· ist. 

(6) 1 Schülern, die die Erlaubnis zum Vorrücken 
nicht erhalten haben, kann in einzelnen Schularten 
und Jahrgangsstufen nach Maßgabe näherer Rege­
lungen in den Schulordnungen das Vorrücken noch 
gestattet werden, wenn sie sich einer Nachprüfung 
zu Beginn des folgenden Schuljahres erfolgreich 
unterzogen haben. 2Dürfte ein Schüler nicht vor­
rücken, ist dies aber auf lange krankheitsbedingte 
Abwesenheit oder auf sonstige erhebliche, schul­
ärztlich festgestellte Leistungsminderung zurück­
zuführen, so kann das Vorrücken auf Probe gestat­
tet werden, wenn zu erwarten ist, daß die entstan­
denen Lücken geschlossen werden können7"" 

(7) IDie Absätze 1 bis 6 gelten nicht für Schüler 
der Berufsschulen und Berufsschulen für Behin­
derte. 2Für Schüler der Volksschulen und der Volks­
schulen für Behinderte gelten an Stelle der Ab­
sätze 3 und 5 die Bestimmungen über die Vollzeit­
schulpflicht nach Maßgabe näherer Regelungen in 
den Schulordnungen. 

Art. 54 

Abschlußprüfung 

(1) Der Besuch der Schule wird in der Regel 
durch eine Prüfung abgeschlossen (Abschlußprü­
fung). 

(2) Die Abschlußprüfung wird vor einem Prü­
fungsausschuß, dessen Vorsitzender der Schulleiter 
ist, abgelegt, sofern das zuständige Staatsministe­
rium allgemein oder für den Einzelfall nichts ande­
res bestimmt. 
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(3) I Die Abschlußprüfung umfaßt nach Maßgabe 
der Rechtsvorschriften für die einzelnen Schular­
ten entsprechend der Art des jeweiligen Fachs ei­
nen schriftlichen, einen mündlichen und einen 
prilktischen Teil. 2Für die Bewertung der Prüfungs­
leistungen gilt Art. 52 Abs. 2 entsprechend. 

(4) Für die Abschlußprüfung an Berufsschulen 
kann die Schulordnung Abweichungen von den 
Vorschriften der Absätze 2 und 3 vorsehen, soweit 
dies für eine Koordinierung mit der Abschlußprü­
fung nach dem Berufsbildungsgesetz oder der 
Handwerksordnung erforderlich ist. 

(5) INach bestandener Abschlußprüfung erhält 
der Prüfling ein Abschlußzeugnis . 2Dieses enthält 
die Noten in den einzelnen Fächern und die Fest­
stellung, welche Berechtigung das Zeugnis ver­
leiht. 3Zusätzlich kann das Zeugnis eine allge­
meine Beurteilung enthalten .. 

(6) '1 Ein Prüfling, der die Abschlußprüfung nicht 
bestanden hat, kann zur Abschlußprüfung erst zum 
nächsten Prüfungstermin und nur noch einmal zu­
gelassen werden. 2Mit Genehmigung des zuständi­
gen Staatsministeriums oder der von ihm beauf­
tragten Stelle kann die Abschlußprüfung ein zwei­
tes Mal wiederholt werden. 3Ein Prüfling, der zur 
Wiederholung der Abschlußprüfung zugelassen 
worden ist, darf auch die betreffende Jahrgangs­
stufe oder den betreffenden Ausbildungsabschnitt 
wiederholen, falls er damit nicht die Höchstausbil­
dungsdauer überschreitet (Art. 55 Abs.l Nr.6) . 
4Die Bestimmungen über die Schulpflicht bleiben 
unberührt. 

Art. 55 

Beendigung des Schulbesuchs 

(1) Bei den Schülern anderer als Pflichtschulen 
endet der Schulbesuch 

1. durch Austritt, 

2. durch Nichtbestehen einer Probezeit, es sei 
denn, daß der Schüler in eine andere Jahrgangs­
stufe zurückverwiesen wird (Art.44 Abs.2 
Satz 1, Art. 53 Abs. 6 Satz 2), 

3. durch Erteilung des Abschlußzeugnisses oder 
des Entlassungszeugnisses, spätestens aber mit 
Ablauf des Schuljahres, in dem die Abschlußprü­
fung bestanden wird, 

4. mit Ablauf des Schuljahres, in dem ein Schüler 
die Erlaubnis zum Vorrücken in die nächste 
Jahrgangsstufe nicht erhalten oder die Ab­
schlußprüfung nicht bestanden hat und ein Wie­
derholen nicht mehr zulässig ist, 

5. durch Entlassung, 

6. durch Überschreitung der Höchstausbildungs­
dauer, die für die einzelnen Schularten in der 
Schulordnung festgelegt ist; für Härtefälle ~ön­
nen Ausnahmen vorgesehen werden. 

(2)lBleibt ein Schüler einer Schule, die keine 
Pflichtschule ist, längere Zeit ohne ausreichende 
Entschuldigung dem Unterricht fern, so kann die 
Schule nach erfolgloser Erkundigung und vorheri­
ger schriftlicher Ankündigung in angemessener 

Frist das Fernbleiben einer Austrittserklärung 
gleichstellen. 2Die Schulpflicht bleibt davon unbe­
rührt. 

(3) Die Beendigung des Schulbesuchs bei 
Pflichtschulen richtet sich nach der Dauer der 
Schulpflicht. 

Abschnitt VII 

Schüler 

Art. 56 

Rechte und Pflichten . 
(1) lAlle Schüler haben gemäß Art. 128 der Ver­

fassung ein Recht darauf, eine ihren erkennbaren 
Fähigkeiten und ihrer inneren Berufung entspre­
chende schulische Bildung und Förderung zu erhal- , 
ten. 2 Aus diesem Recht ergeben sich einzelne An­
sprüche, wenn und soweit sie nach Voraussetzun­
gen und Inhalt in diesem Gesetz oder auf Grund 
dieses Gesetzes bestimmt sind. 

(2) Die Schüler haben das Recht, entsprechend 
ihrem Alter und ihrer Stellung innerhalb des 
Schulverhältnisses 

1. sich am Schulleben zu beteiligen, 

2. im Rahmen der Schulordnung und der Lehr­
pläne an der Gestaltung des Unterrichts mitzu­
wirken, 

3. über wesentliche Angelegenheiten des Schulbe­
triebs hinreichend unterrichtet zu werden, 

4. Auskunft über ihren Leistungsstand und Hin­
weise auf eine Förderung zu erhalten, 

5. bei als ungerecht empfundener Behandlung oder 
Beurteilung sich nacheinander an Lehrkräfte, 
an den Schulleiter und an das Schulforum zu 
wenden. 

(3) lAlle Schüler haben das Recht, ihre Meinung 
frei zu äußern; im Unterricht ist der sachliche Zu­
sammenhang zu wahren. 2Die Bestimmungen über 
Schülerzeitung (Art. 63) und politische Werbung 
(Art. 84) bleiben unberührt. 

(4) lAlle Schüler haben sich so zu verhalten, daß 
die Aufgabe der Schule erfüll t und das Bildungsziel 
erreicht werden kann. 2Sie haben insbesondere die 
Pflicht, am Unterricht regelmäßig teilzunehmen 
und die sonstigen verbindlichen Schulveranstal­
tungen zu besuchen. 3Die Schüler haben alles zu 
unterlassen, was den Schulbetrieb oder die Ord­
nung der von ihnen besuchten Schule oder einer an­
deren Schule stören könnte. 

Abschnitt VIII 

Schulleiter, Lehrerkonferenz, Lehrkräfte 

Art. 57 

Schulleiter 

(1) Für jede Schule ist eine Person mit der Schul­
leitung zu betrauen; sie ist zugleich Lehrkraft an 
der Schule (Schulleiter). 
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(2) 1 Der Schulleiter ist für einen geordneten 
Schulbetrieb und Unterricht sowie gemeinsam mit 
den Lehrkräften für die Bildung und Erziehung der 
Schüler sowie die Überwachung tler Schulpflicht 
verantwortlich; er hat sich über das Unterrichtsge­
schehen zu informieren. 21n Erfüllung dieser Auf­
gaben ist er den Lehrkräften und dem sonstigen 
pädagogischen Personal sowie dem Verwaltungs­
und Hauspersonal gegenüber weisungsberechtigt. 
3Er berät die Lehrkräfte und das sonstige päd­
agogische Personal und sorgt für deren Zusammen­
arbeit. 

(3) Der Schulleiter · vertritt die Schule nach 
außen . , 

Art. 58 

Lehrerkonferenz 

(1) IAn jeder Schule besteht eine Lehrerkonfe­
renz. 2Wenn an einer Schule mehrere Schularten 
oder Ausbildungsrichtungen als Abteilungen ge­
führt werden, kann die Schulordnung die Bildung 
von Teilkonferenzen der Lehrkräfte dieser Abtei­
lungen vorsehen. 3Bei Schulen mit mehr als 
25 hauptberuflichen Lehrkräften werden für die 
Dauer eines Schuljahres ein Disziplinarausschuß 
und ein Lehr- und Lernmittelausschuß, die inso­
weit die Aufgaben der Lehrerkonferenz wahrneh­
men, sowie sonstige Ausschüsse nach näherer Be­
stimmung der Schulordnung gebildet. 

(2) I Mitglieder der Lehrerkonferenz sind alle an 
der Schule hauptamtlich, hauptberuflich, neben­
amtlich oder nebenberuflich tätigen Lehrkräfte, 
die Beamten im Vorbereitungsdienst, die an der 
Schule eigenverantwortlichen Unterricht erteilen, 
sowie die Förderlehrer und das Personal für die 
heilpädagogische Unterrichtshilfe. 2Vorsitzender 
ist der Schulleiter. 3Die Vertreter der Schulauf­
sichtsbehörden sind zur Teilnahme an den Sitzun­
gen berechtigt. 

(3) I Die Lehrerkonferenz hat die Aufgabe, die 
Erziehungs- und Unterrichts arbeit sowie das kolle­
giale und pädagogische Zusammenwirken der 
Lehrkräfte an der Schule zu sichern. 2Die Auf­
gaben des Schulleiters und die pädagogische Ver­
antwortung der einzelnen Lehrkraft bleiben unbe­
rührt. 

(4) IDie Lehrerkonferenz beschließt in den An­
gelegenheiten, die ihr durch Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften zur Entscheidung zugewiesen 
sind, mit bindender Wirkung für den Schulleiter 
und die übrigen Mitglieder der Lehrerkonferenz. 
21n den übrigen Angelegenheiten gefaßte Be­
schlüsse bedeuten Empfehlungen. 

(5) 1 Für die Ausführung der Beschlüsse der Leh­
rerkonferenz nach Absatz 4 Satz 1 ist der Schullei­
ter verantwortlich. 21st der Schulleiter der Auffas­
sung, daß ein Beschluß der Lehrerkonferenz gegen 
eine Rechts- oder Verwaltungsvorschrift verstößt 
oder daß er für die Ausführung des Beschlusses 
nicht die Verantwortung übernehmen kann, so hat 
er den Gegenstand dieses Beschlusses in einer wei­
teren, innerhalb eines Monats einzuberufenden 
Sitzung noch einmal zur Beratung zu stellen. 3Han­
delt es sich um eine Angelegenheit, die der Lehrer-

konferenz nach Absatz 4 Satz 1 zur Entscheidung 
zugewiesen ist, so hat der Schulleiter den Beschluß 
zu beanstanden, den Vollzug auszusetzen und - in 
dringenden Fällen ohne wiederholte Beratung - die 
Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde herbei­
zuführen. 4Die Beanstandung ist schriftlich zu be­
gründen. 5Bis zur Entscheidung der · Schulauf­
sichtsbehörde darf der Beschluß nicht ausgeführt 
werden. 6Die Schulaufsichtsbehörde kann im übri­
gen auch entscheiden, wenn die Lehrerkonferenz 
oder ein zuständiger Ausschuß in einer wichtigen 
Angelegenheit nicht tätig wird oder schulaufsicht­
lichen Beanstandungen nicht Rechnung trägt. 

(6) Die Schulordnung trifft die näheren Rege­
lungen, insbesondere über die Zuständigkeit, die 
Mi tglieder und den Vorsitz der Teilkonferenzen und 
Ausschüsse sowie über den Geschäftsgang, die Sit­
zungsteilnahme, die Stimmberechtigung, die Be­
schlußfähigkeit und die Beschlußfassung in der 
Lehrerkonferenz, den Teilkonferenzen und den 
Ausschüssen. 

Art. 59 

Lehrkräfte 

(1) I Die Lehrkräfte tragen die unmittelbare päd­
agogische Verantwortung für den Unterricht und 
die Erziehung der Schüler. 2Sie haben dabei insbe­
sondere den in Art . 1 und 2 niedergelegten Bil­
dungs- und Erziehungsauftrag sowie die Lehr- . 
pläne und Richtlinien für den Unterricht und die 
Erziehung zu beachten. 3Gegenüber dem ihnen zu­
geordneten sonstigen pädagogischen Personal sind 
sie weisungsbefugt. 4 Art. 111 bis 117 und die dienst­
rechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

(2) Die Lehrkräfte erfüllen ihre Aufgaben im 
vertrauensvollen Zusammenwirken mit den Schü­
lern und den Erziehungsberechtigten, bei den be­
ruflichen Schulen außerdem mit den Ausbilden­
den, den Arbeitgebern und den Arbeitnehmerver­
tretern der von ihnen unterrichteten Schüler. 

Art. 60 

Förderlehrer, Werkmeister, 
Heilpädagogen im Förderschuldienst 

(1) 1 Der Förderlehrer unterstützt den Unter­
richt und trägt durch die Arbeit mit Schülergrup­
pen zur Sicherung des Unterrichtserfolgs bei. 
2Art. 59 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 3Er nimmt 
besondere Aufgaben der Betreuung von Schülern 
selbständig und eigenverantwortlich wahr und 
wirkt bei sonstigen Schulveranstaltungen und Ver­
wal tungstä tigkei ten mit. 

(2) 1 Heilpädagogen im Förderschuldienst, Werk­
meister und sonstiges Personal für heilpädagogi­
sche Unterrichtshilfe an Förderschulen und Schul­
vorbereitenden Einrichtungen unterstützen die Er­
ziehungs- und Unterrichtstätigkeit der Lehrkraft; 
im Rahmen eines mit den Sonderschullehrern ge­
meinsam erstellten Gesamtplans wirken sie bei Er­
ziehung, Unterrichtung und Beratung behinderter 
und von Behinderung bedrohter Kinder und Ju­
gendlicher mit. 2Sie nehmen diese Aufgaben selb­
ständig und eigenverantwortlich wahr und 
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wirken bei sonstigen Schulveranstaltungen und 
bei Verwaltungstätigkeiten mit. 3Heilpädagogen 
im Förderschuldienst und das sonstige Personal für 
heilpädagogische Unterrichtshilfe leiten die Grup­
pen der Schulvorbereitenden Einrichtungen im 
Einvernehmen mit dem Sonderschullehrer und er­
füllen in Absprache mit dem Sonderschullehrer 
Aufgaben der sonderpädagogischen Förderung 
und Beratung im Rahmen der Mobilen Sonderpäd­
agogischen Dienste und Hilfen. 

Art. 61 

Angehörige kirchlicher Genossenschaften 

(1) 1 Kirchliche Genossenschaften, die über 
Lehrkräfte oder Förderlehrer verfügen, deren Aus­
bildung nicht hinter der Ausbildung der staatli­
chen Lehrkräfte oder Förderlehrer zurücksteht, 
können auf ihren Antrag von der Regierung durch 
Gestellungsvertrag mit der Tätigkeit an Volksschu­
len oder Volksschulen für Behinderte beauftragt 
werden. 2Die beauftragten Lehrkräfte und Förder­
lehrer unterliegen dem fachlichen Weisungsrecht 
des Schulamts. 

(2) Das Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Dienstbezeichnungen 
zu bestimmen , die den von den kirchlichen Genos­
senschaften zur Verfügung gestellten Lehrkräften 
verliehen werden können. 

Abschnitt IX 

Einrichtungen zur Mitgestaltung 
des schulischen Lebens 

a) Schülermitverantwortung 

Art. 62 

Schülermitverantwortung, 
Schülervertretung 

(1) 11m Rahmen der Schülermitverantwortung 
soll allen Schülern die Möglichkeit gegeben wer­
den, Leben und Unterricht ihrer Schule ihrem 
Alter und ihrer Verantwortungsfähigkeit entspre­
chend mitzugestalten. 2Die Schüler werden dabei 
vom Schulleiter, von den Lehrkräften und den Er­
ziehungsberechtigten unterstützt. 3ZU den Auf­
gaben der Schülermitverantwortung gehören ins­
besondere die Durchführung gemeinsamer Veran­
staltungen, die Übernahme von Ordnungsauf­
gaben, die Wahrnehmung schulischer Interessen 
der Schüler und die Mithilfe bei der Lösung von 
Konfliktfällen. 4ZU den Rechten der Schülermit­
verantwortung gehört es , 

1. in allen sie betreffenden Angelegenheiten durch 
die Schule informiert zu werden (Informations­
recht), 

2. Wünsche und Anregungen der Schüler an Lehr­
kräfte, den Leiter der Schule und den Elternbei­
rat zu übermitteln (Anhörungs- und Vorschlags­
recht), 

3. auf Antrag der betroffenen Schüler ihre Hilfe 
und Vermittlung einzusetzen, wenn diese glau­
ben, es sei ihnen Unrecht geschehen (Vermitt­
lungsrecht) , 

4. Beschwerden allgemeiner Art bei Lehrkräften, 
beim Leiter der Schule und im Schulforum vor­
zubringen (Beschwerderecht) , 

5. bei der Aufstellung und Durchführung der Haus­
ordnung, der Organisation und Betreuung von 
besonderen Veranstaltungen und im Schulforum 
mitzuwirken, 

6. zur Gestaltung von Kursen und Schulveranstal­
tungen und im Rahmen der Lehrpläne zum 
Unterricht Anregungen zu geben und Vorschläge 
zu unterbreiten. 

5Die Rechte einzelner Schüler nach Art. 56 bleiben 
unberührt. 

(2) IDie Aufgaben der Schülermitverantwor­
tung werden insbesondere durch folgende Einrich­
tungen der Schülervertretung wahrgenommen: 

1. Klassensprecher und ihre Stellvertreter, 

2. Klassensprecherversammlung, 

3. erster, zweiter und dritter Schülersprecher, 

4. Schülerausschuß. 

2Soweit die Schüler nicht in Klassen zusammenge­
faßt sind, tritt an die Stelle des Klassensprechers 
der Jahrgangsstufensprecher; neben den Jahr­
gangsstufensprechern können Kurssprecher vorge­
sehen werden. 

(3) lAb Jahrgangsstufe 5 wählt jede Klasse aus 
ihrer Mitte einen Klassensprecher und dessen 
Stellvertreter. 2Dem Klassensprecher obliegen die 
Aufgaben der Schülermitverantwortung als Schü­
lervertretung für seine Klasse. 

(4) 1 Die Klassensprecher, ihre Stellvertreter und 
die Schülersprecher bilden die Klassensprecher­
versammlung. 2Die Klassensprecherversammlung 
behandelt Fragen, die über den Kreis einer Klasse 
hinaus für die gesamte Schülerschaft von Interesse 
sind. 

(5) 1 Die Klassensprecher und ihre Stellvertreter 
wählen die drei Schülersprecher. 2Diese bilden den 
Schülerausschuß. 3Der Schülerausschuß ist aus­
führendes Organ der Klassensprecherversamm­
lung; er kann im Rahmen der Aufgaben der Schü­
lermitverantwortung und der Beschlüsse der Klas­
sensprecherversammlung dem Schulleiter, der 
Lehrerkonferenz, dem Elternbeirat, dem Schul­
forum und einzelnen Lehrkräften Wünsche und An­
regungen vortragen. 4Der Schulleiter unterrichtet 
den Schülerausschuß über Angelegenheiten, die 
für die Schule von allgemeiner Bedeutung sind, so­
wie über Rechts- und Verwaltungsvorschriften und 
Beschlüsse der Lehrerkonferenz, soweit sie allge­
meine Schüler angelegenheiten betreffen. 

(6) 1 Die Klassensprecher und ihre Stellvertreter 
können für jeweils ein Schuljahr einen Verbin­
dungslehrer wählen; wählbar sind Lehrkräfte, die 
an der Schule mit mindestens der Hälfte des Regel­
stundenmaßes unbefristet beschäftigt sind, sowie 
Förderlehrer unter entsprechenden Voraussetzun-
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gen. 2Die Verbindungslehrer pflegen die Verbin­
dung zwischen Schulleiter und Lehrkräften einer­
seits und den Schülern andererseits . 3Sie beraten 
die Einrichtungen der Schülermitverantwortung 
und vermitteln bei Beschwerden. 

(7) Auf Antrag gibt der Schulleiter den Mitglie­
dern der Klassensprecherversammlung oder des 
Schülerausschusses an Vollzeitschulen in der Regel 
einmal im Monat Gelegenheit, auch während der 
Unterrichtszeit zu einer Besprechung zusammen­
zukommen. 

(8) 1 Das Nähere, insbesondere über das Wahl­
verfahren für die Einrichtungen der Schülervertre­
tung, regelt die Schulordnung. 2Für berufliche 
Schulen können die Einrichtungen und die Wahl 
der Schülervertretung in der Schulordnung abwei­
chend von den Absätzen 2 bis 5 geregelt werden. 

(9) Möglichkeiten der überschulischen Zusam­
menarbeit von Schülervertretungen können in der 
Schulordnung vorgesehen werden. 

Art. 63 

Schülerzeitung 

(1) 1 Die Schülerzeitung ist eine Einrichtung der 
Schule im Rahmen der Schülermitverantwortung; 
in ihr machen die Schüler vom Recht der freien 
Meinungsäußerung Gebrauch. 2Die Schülerzei­
tung ist kein Druckwerk im Sinn des § 6 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Presse. 

(2) 1 Die Schülerzeitung wird von emer Arbeits­
gruppe von Schülern der Schule (Redaktion) vorbe­
reitet. 2Die Redaktion soll sich eine beratende 
Lehrkraft wählen. 3 Alle Schüler haben das Recht, 
an der Schülerzeitung mitzuwirken. 

(3) 1 Die Grundsätze einer fairen Berichterstat­
tung sind zu beachten; auf die Vielfalt der Meinun­
gen und auf den Bildungs- und Erziehungsauftrag 
der Schule ist Rücksicht zu nehmen. 2Der Schullei­
ter kann die Herausgabe einzelner Ausgaben der 
Schülerzeitung ablehnen und die Verbreitung 
untersagen, soweit deren Inhalt gegen Bestimmun­
gen dieses Gesetzes oder sonstige Rechtsvorschrif­
ten verstößt oder das Recht der persönlichen Ehre 
verletzt ; der Schulleiter begründet seine Entschei­
dung innerhalb einer Woche schriftlich. 3Eine wei­
tergehende Beschränkung findet nicht statt. 41st 
die Arbeitsgruppe mit der Entseheidung des Schul­
leiters nach Satz 2 nicht einverstanden, so kann sie 
die Behandlung im Schulforum nach Art . 69 Abs. 3 
verlangen. 

(4) Das zuständige Staatsministerium regelt 
nach Anhörung des Landesschulbeirats das Nähere 
über Vorbereitung und Verbreitung in der Schul­
ordnung. 

b) Elternvertretung 

Art. 64 

Einrichtungen 

(1) An allen Volksschulen, Realschulen, Gymna­
sien, Volksschulen für Behinderte, Fachober-

schulen und an Berufsfachschulen, an denen die 
Schulpflicht erfüllt werden kann, wird ein Eltern­
beirat gebildet. 

(2) lAn allen Volksschulen wird außerdem für 
jede Klasse ein Klassenelternsprecher gewählt. 
2Bestehen innerhalb einer Gemeinde oder eines 
Schulverbands mehrere Volksschulen oder Volks­
schulen für Behinderte, so wird für diese zusätzlich 
ein gemeinsamer Elternbeirat gebildet. 3Satz 2 gilt 
für Volksschulen für Behinderte entsprechend, so­
weit ein Landkreis oder Bezirk den Sachbedarf 
mehrerer Volksschulen für Behinderte trägt. 

(3) An den in Absatz 1 genannten Schulen wird 
für jede Klasse mindestens einmal im Schuljahr 
eine Klassenelternversammlung abgehalten. 

Art. 65 

Bedeutung und Aufgaben 

(1) IDer Elternbeirat ist die Vertretung der Er­
ziehungsberechtigten der Schüler sowie der Eltern 
volljähriger Schüler einer Schule; Art. 74 Abs.2 
Satz 2 findet Anwendung. 2Er wirkt in Angelegen­
heiten, die für die Schule von allgemeiner Bedeu­
tung sind, beratend mit . 3Aufgabe des Elternbei­
rats ist es, 

1. das Vertrauensverhältnis zwischen den Eltern 
und den Lehrkräften, die gemeinsam für die 
Bildung und Erziehung der Schüler verant­
wortlich sind, zu vertiefen, 

2. das Interesse der Eltern für die Bildung und Er­
ziehung der Schüler zu wahren, 

3. den Eltern aller Schüler oder der Schüler ein­
zelner Klassen in besonderen Veranstaltungen 
Gelegenheit zur Unterrichtung und zur Aus­
sprache zu geben, 

4. Wünsche, Anregungen und Vorschläge der 
Eltern zu beraten, 

5. durch gewählte Vertreter an den Beratungen 
des Schulforums teilzunehmen (Art. 69 Abs. 2), 

6. bei der Entscheidung über einen unterrichts­
freien Tag nach Art. 89 Abs. 2 Nr. 4 das Einver­
nehmen herzustellen, 

7. bei der Verwendung bestimmter Lernmittel 
nach Art. 51 Abs. 4 Satz 2 einvernehmliche Ent­
scheidungen herbeizuführen, 

8. im Verfahren, das zur Entlassung eines Schü­
lers führen kann, die in Art . 87 Abs. 1 genann­
ten Rechte wahrzunehmen, 

9. im Verfahren, das zum Ausschluß eines Schü­
lers von allen Schulen einer oder mehrerer 
Schul arten führen kann, die in Art. 88 Abs. 1 
genannten Rechte wahrzunehmen, 

10 . bei Errichtung und Auflösung von staatlichen 
und kommunalen Schulen unter den in Art. 26 
Abs . 2, Art. 27 Abs. 2 Satz 2 genannten Voraus­
setzungen mitzuwirken , 

11. bei Abweichungen von den Sprengelgrenzen 
unter den in Art. 42 Abs. 2 und 7 genannten Vor­
aussetzungen mitzuwirken, 
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12 . bei der Bestimmung eines Namens für die 
Schule nach Art. 29 Satz 3 mitzuwirken. 

4Der Elternbeirat wirkt außerdem mit, soweit dies 
in der Schulordnung vorgesehen ist. 

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 nimmt der Klas­
senelternsprecher die Belange der Eltern der Schü­
ler einer Klasse, der gemeinsame Elternbeirat die 
Belange der Eltern der Schüler mehrerer Volks­
schulen oder Volksschulen für Behinderte wahr. 

Art. 66 

Zusammensetzung des Elternbeirats 

(1) Für je 50 Schüler einer Schule, bei Förder­
schulen für je 15 Schüler, ist ein Mitglied des El­
ternbeirats zu wählen ; der Elternbeirat hat jedoch 
mindestens fünf und höchstens zwölf Mitglieder. 

(2) 1 Der Elternbeirat an Volksschulen mit nicht 
mehr als neun Klassen besteht aus den Klassen­
elternsprechern .. 2An den übrigen Volksschulen 
wählen die Klassenelternsprecher aus ihrer Mitte 
den aus neun Mitgliedern bestehenden Elternbei­
rat. 

(3) 1 Wird eine Schule im Zeitpunkt der Wahl des 
Elternbeirats von mindestens 50 Schülern, bei 
Volksschulen und Volksschulen für Behinderte von 
mindestens 15 Schülern besucht, die in einem Schü­
lerheim oder einer ähnlichen Einrichtung unterge­
bracht sind, so ist auch der Leiter dieser Einrich­
tung Mitglied des Elternbeirats, sofern er nicht zu­
gleich Schulleiter, Lehrkraft oder Förderlehrer der 
betreffenden Schule ist. 2Das gleiche gilt , wenn die 
Zahl dieser Schüler ein Fünftel der Gesamtschüler­
zahl erreicht. 31st die Zahl geringer, so können die 
Leiter dieser Einrichtungen wie Erziehungsbe­
rechtigte für den Elternbeirat wählen und gewählt 
werden. 

(4) 1 Der gemeinsame Elternbeirat besteht bei 
nicht mehr als vier Volksschulen innerhalb einer 
Gemeinde oder eines Schulverbands aus den Vor­
sitzenden der Elternbeiräte und ihren Stellvertre­
tern ; bei mehr als vier Volksschulen wählen die Vor­
sitzenden aus den Mitgliedern der Elternbeiräte 
den aus neun Mitgliedern bestehenden gemein­
samen Elternbeirat. 2Satz 1 gilt für Volksschulen . 
für Behinderte entsprechend. 

Art . 67 

Unterrichtung des Elternbeirats 

(1) lDer Schulleiter unterrichtet den Elternbei­
rat zum frühestmöglichen Zeitpunkt über alle An­
gelegenheiten, die für die Schule von allgemeiner 
Bedeutung sind. 2Er erteilt die für die Arbeit des 
Elternbeirats notwendigen Auskünfte. 3 Auf 
Wunsch des Elternbeirats soll der Schulleiter einer 
Lehrkraft Gelegenheit geben, den Elternbeirat zu 
informieren. 

(2) Der Schulleiter, das Schulamt und der Auf­
wandsträger prüfen im Rahmen ihrer Zuständig­
keit die Anregungen und Vorschläge des Elternbei­
rats binnen angemessener Frist und teilen diesem 
das Ergebnis mit, wobei im Fall der Ablehnung das 
Ergebnis - auf Antrag schriftlich - zu begründen 
ist . 

Art. 68 

Durchführungsvorschriften 

1 Das Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst wird ermächtigt, nach An­
hörung des Landesschulbeirats durch Rechtsver­
ordnung insbesonere Amtszeit, Mitgliedschaft, 
Wahlverfahren, Geschäftsgang, Beschlußfähigkeit 
und Beschlußfassung der Einrichtungen der 
Elternvertretung zu regeln. 2In der Rechtsverord­
nung können auch andere Personen, die Schüler 
tatsächlich erziehen, mit Zustimmung der Perso­
nensorgeberechtigten den Erziehungsberechtigten 
gleichgestellt werden. 

c) Schulforum 

Art. 69 

(1) lAn allen Schulen, an denen ein Elternbeirat 
besteht, wird ein Schulforum eingerichtet. 2Dies 
gilt nicht für Grundschulen. 3Bei den Berufsschu­
len nimmt der Berufsschulbeirat die Aufgaben des 
Schulforums wahr. 

(2) lMitglieder des Schulforums sind drei von 
der Lehrerkonferenz gewählte Lehrkräfte, der Vor­
sitzende und zwei weitere gewählte Mitglieder des 
Elternbeirats und der Schülerausschuß. 2Den Vor­
sitz im Schulforum führt der Schulleiter; er hat 
kein Stimmrecht. 3Der Aufwandsträger ist recht­
zeitig über die ihn berührenden Angelegenheiten 
zu informieren; er kann verlangen, an der Beratung 
teilzunehmen. 

(3) 1 Das Schulforum berät Fragen, die Schüler, 
Eltern und Lehrkräfte gemeinsam betreffen, und 
gibt Empfehlungen ab. 2Dem Schulforum ist insbe­
sondere Gelegenheit zu einer vorherigen Stellung­
nahme zu geben 

1. zu wesentlichen Fragen der Schulorganisation, 
soweit nicht eine Mitwirkung der Erziehungsbe­
rechtigten oder des Elternbeirats vorgeschrie­
ben ist, 

2. zu Fragen der Schulwegsicherung und der Un­
fallverhütung in Schulen, 

3. zu Baurnaßnahmen im Bereich der Schule, 

4. zum Erlaß von Verhaltensregeln für den geord­
neten Ablauf des äußeren Schulbetriebs (Haus­
ordnung), 

5. zur Festlegung der Pausenordnung und Pausen-
verpflegung. 

3Verlangt die Arbeitsgruppe Schülerzeitung nach 
Art. 63 Abs.3 Satz 4 die Behandlung einer ableh­
nenden Entscheidung des Schulleiters im Schul­
forum, so ist dieses unverzüglich einzuberufen. 
4Das Schulforum kann ferner auf Antrag eines Be­
troffenen in sonstigen Konfliktfällen zwischen 
Schülern und Lehrkräften vermitteln; Ordnungs­
rnaßnahmen, bei denen die Mitwirkung des Eltern­
beirats vorgesehen ist, werden im Schulforum nicht 
behandelt. 

(4) Wird einem Beschluß des Schulforums von 
der für die Entscheidung zuständigen Stelle nicht 
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entsprochen, so ist dies gegenüber dem Schulforum 
- auf dessen Antrag schriftlich - zu begründen. 

(5) Die Schulordnung trifft die näheren Rege­
lungen, insbesondere über Geschäftsgang, Be­
schlußfähigkeit und Beschlußfassung. 

d) Berufsschulbeirat 

Art. 70 

Berufsschulbeirat 

(1) IAn jeder Berufsschule wird ein Berufsschul­
beirat gebildet. 21st an der Berufsschule eine Be­
rufsaufbauschule eingerichtet, so erstreckt sich die 
beratende Mitwirkung auch auf die Angelegenhei­
ten der Berufsaufbauschule. 

(2) Unterhält ein kommunaler Schulträger meh­
rere Berufsschulen, so ist außerdem ein gemein­
samer Berufsschulbeirat für alle Schulen zu bilden. 

Art. 71 

Aufgaben 

(1) Der Berufsschulbeirat hat die Aufgabe, die 
Beziehungen zwischen Schule, Schülern, Erzie­
hungsberechtigten, Ausbildungsbetrieb, Arbeits­
welt und Wirtschaft zu fördern. 

(2) Der gemeinsame Berufsschulbeirat wirkt bei 
den Angelegenheiten mit, die alle oder mehrere Be­
rufsschulen des Schulträgers betreffen. 

Art. 72 

Durchführungsvorschriften 

Das Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung insbesondere Zusammenset­
zung, Amtszeit, Mitgliedschaft, Auswahlverfahren, 
Geschäftsgang, Beschlußfähigkeit und Beschluß­
fassung zu regeln. 

e) Landesschulbeirat 

Art. 73 

(1) Zur Beratung des Staatsministeriums für 
Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst auf 
dem Gebiet der Bildung und Erziehung wird ein 
Landesschulbeirat eingerichtet. 

(2) lDer Landesschulbeirat wird zu wichtigen 
Vorhaben auf dem Gebiet der Bildung und Erzie­
hung durch das Staatsministerium für Unterricht, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst angehört. 2Der Be­
ratung im Landesschulbeirat bedürfen vor allem: 

1. grundlegende Maßnahmen im Bereich der Lehr­
pläne, Stundentafeln und Richtlinien (Art. 45 
Abs. 2 Satz 1) einschließlich der Richtlinien für 
Familien- und Sexualerziehung (Art. 48 Abs. 4), 

2. der Erlaß oder grundlegende Änderungen von 

a) Schulordnungen (Art. 89 Abs. 1 Satz 1), 

b) Rechtsverordnungen über das Verfahren bei 
Zulassungsbeschränkungen (Art.44 Abs.4 
Satz 2), 

c) Regelungen über Vorbereitung und Verbrei­
tung von Schülerzeitungen (Art . 63 Abs. 4), 

d) Rechtsverordnungen über die Einrichtungen 
der Elternvertretungen (Art. 68), 

3. Entwürfe von Gesetzen und sonstigen Verord­
nungen, soweit sie grundsätzliche schulische 
Fragen betreffen, 

4. wichtige Schulversuche und deren Ergebnisse. 

3Der Landesschulbeirat kann dazu Vorschläge ein­
bringen und Empfehlungen aussprechen. 4Den Vor­
sitz bei den Beratungen führt der Staatsminister 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 
oder ein von ihm zu bestellender Vertreter. 

(3) 1 Die Mitglieder des Landesschulbeirats wer­
den vom Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst berufen, und zwar 

1. bis zu acht Mitglieder aus dem Kreis der Eltern, 

2. acht Mitglieder aus dem Kreis der Lehrkräfte, 

3. acht Mitglieder aus dem Kreis der Schüler, 

4. je ein Mitglied auf Vorschlag 

a) der Katholischen Kirche, 

b) der Evangelisch-Lutherischen Kirche, 

c) des Bayerischen Städtetags, 

d) des Bayerischen Gemeindetags, 

e) des Bayerischen Landkreistags, 

f) des Verbands der bayerischen Bezirke, 

g) der 1ndustrie- und Handelskammern, 

h) der Handwerkskammern, 

i) des Deutschen Gewerkschaftsbunds, der 
Deutschen Angestelltengewerkschaft und des 
Bayerischen Beamtenbunds, 

k) des Bayerischen Bauernverbands, 

1) des Bayerischen Jugendrings , 

m)der Hochschulen, 

n) der privaten Schulen, 

5. fünf Mitglieder, die unter dem Gesichtspunkt 
der notwendigen Ergänzung des Beir<;lts aus den 
Bereichen Frühpädagogik, Berufliche Bildung, 
Erwachsenenbildung, Kunst und Journalistik 
berufen werden. 

2Die in Satz 2 Nrn. 1 und 2 genannten Vertreter 
werden auf Vorschlag der auf Landesebene beste­
henden Verbände, die in Satz 2 Nr. 3 genannten Ver­
treter auf Vorschlag der auf Bezirksebene gewähl­
ten Schülersprecher oder aus dem Kreis der sonsti­
gen gewählten Schülersprecher berufen; die ver­
schiedenen Schularten sind zu berücksichtigen. 
3Das Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst kann von sich aus oder auf 
Vorschlag des Landesschulbeirats weitere Sachver­
ständige zu den Beratungen zuziehen. 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 19/1994 715 

• (4) lDie Mitglieder nach Absatz 3 Satz 1 Nr.1 
können im Rahmen des Landesschulbeirats einen 
Landeselternrat bilden. 2Dieser kann Vorschläge 
und Empfehlungen unmittelbar an das Staatsmini­
sterium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst richten. 

(5) Das Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst regelt das Verfahren 
bei der Berufung und die Amtszeit der Mitglieder 
sowie die Geschäftsführung durch Rechtsverord­
nung. 2Der Landesschulbeirat gibt sich eine Ge­
schäftsordnung; er kann Fachausschüsse ein­
setzen. 

Abschnitt X 

Schule und Erziehungsberechtigte, 
Schule und Arbeitgeber 

Art. 74 

Zusammenarbeit der Schule mit 
den Erziehungsberechtigten 

(1) Die gemeinsame Erziehungsaufgabe, die 
Schule und Erziehungsberechtigte zu erfüllen 
haben, erfordert eine von gegenseitigem Vertrauen 
getragene Zusammenarbeit. 

(2) lErziehungsberechtigter im Sinn dieses Ge­
setzes ist, wem nach dem bürgerlichen Recht die 
Sorge für die Person des minderjährigen Schülers 
obliegt. 2Pflegepersonen und Heimerzieher, die 
nach den Bestimmungen des Achten Buchs Sozial­
gesetzbuch zur Vertretung in der Ausübung der 
elterlichen Sorge berechtigt sind, stehen im Rah­
men ihrer Vertretungsmacht den Erziehungsbe­
rechtigten gleich. 

Art. 75 

Pflichten der Schule 

(1) 1 Die Schule ist verpflichtet, die Erziehungs­
berechtigten möglichst frühzeitig über ein auffal­
lendes Absinken des Leistungsstands und sonstige 
wesentliche, den Schüler betreffende Vorgänge 
schriftlich zu unterrichten. 21st eine Benachrichti­
gung unterblieben, so kann daraus ein Recht auf 
Vorrücken nicht hergeleitet werden. 

(2) Steht am Ende eines Schuljahres fest , daß ein 
Schüler in die nächsthöhere Jahrgangsstufe nicht 
vorrücken darf oder die Abschlußprüfung nicht be.­
standen hat, so ist die Schule verpflichtet, den Er­
ziehungsberechtigten über den weiteren Bildungs­
weg des Schülers eine Beratung anzubieten. 

Art. 76 

Pflichten der Erziehungsberechtigten 

1 Die Erziehungsberechtigten müssen dafür sor­
gen, daß minderjährige Schulpflichtige am Unter­
richt regelmäßig teilnehmen und die sonstigen ver­
bindlichen Schulveranstaltungen besuchen. 2Die 
Erziehungsberechtigten sind ferner verpflichtet, 
um die gewissenhafte Erfüllung der schulischen 

Plichten und der von der Schule gestellten Anforde­
rungen durch die Schüler besorgt zu sein und die 
Erzieh}ll1gsarbeit der Schule zu unterstützen. 

Art. 77 

Pflichten der Arbeitgeber 

Ausbildende und Arbeitgeber, die Berufsschul­
pflichtige beschäftigen, haben ebenso wie die von 
ihnen Beauftragten die Berufsschulpflichtigen zur 
Teilnahme am Unterricht und zum Besuch der son­
stigen verbindlichen Schulveranstaltungen anzu­
halten. 

Abschnitt XI 

Besondere Einrichtungen 

Art. 78 

Schulberatung 

(1) lJede Schule und jede Lehrkraft hat die Auf­
gabe, die Erziehungsberechtigten und die Schüler 
in Fragen der Schullaufbahn zu beraten und ihnen 
bei der Wahl der Bildungsmöglichkeiten entspre­
chend den Anlagen und Fähigkeiten des einzelnen 
zu helfen. 2Zur Unterstützung der Schulen bei der 
Schulberatung werden Beratungslehrer und 
Schulpsychologen bestellt. 

(2) Die Aufgaben, die über den Bereich einer 
Schule hinausgehen, werden von staatlichen 
Schulberatungsstellen wahrgenommen. 

(3) Das zuständige Staatsministerium erläßt 
Richtlinien für die Schulberatung und regelt deren 
Zusammenarbeit mit der Berufsberatung und 
anderen Beratungsdiensten. 

Art. 79 

Bildstellen wesen 

(1) 1 Die Staatlichen Landesbildstellen erfüllen 
überregionale Aufgaben im Zusammenhang mit 
der Verwendung audiovisueller Medien im Erzie­
hungs- und Bildungswesen. 2Sie sind insbesondere 
zuständig für die Zulassung audiovisueller Medien 
als Lehrmittel gemäß Art. 51 Abs.5. 3Die Staat­
lichen Landesbildstellen sind dem Staatsministe­
rium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft. und 
Kunst unmittelbar nachgeordnet. 

(2) Die von den Landkreisen und kreisfreien Ge­
meinden errichteten und unterhaltenen Kreis- und 
StadtbildsteIlen versorgen die Schulen und dieTrä­
ger außerschulischer Bildungs- und Erziehungsar­
beit mit audiovisuellen Medien und erfüllen die 
dammit zusammenhängenden pädagogischen Auf­
gaben. 

Art . 80 

Sch ulgesundhei tspflege 

(1) lDie Schulgesundheitspflege wird von den 
Gesundheitsämtern in Zusammenarbeit mit der 
Schule und den Erziehungsberechtigten wahrge-
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nommen. 2Sie hat das Ziel, gesundheitlichen Stö­
rungen vorzubeugen, sie frühzeitig zu erkennen 
und Wege für deren Behebung aufzuzeigen. 

(2) 1 Die Schüler sind verpflichtet, sich den 
Untersuchungen im Rahmen der Schulgesund­
heitspflege und sonstigen Untersuchungen, die in 
gesetzlichen Vorschriften vorgesehen sind, zu 
unterziehen. 2Das Grundrecht auf körperliche Un­
versehrtheit (Art . 2 Abs.2 Satz 1 des Grundgeset­
zes) wird insoweit eingeschränkt. 

(3) lDie Gesundheitsämter sind für die Verwah­
rung der anläßlich der Schulgesundheitspflege an­
gefallenen Daten von Schülern und deren Erzie­
hungsberechtigten verantwortlich. 2Sie geben der 
Schulleitung die notwendigen Hinweise, soweit 
aus dem Untersuchungsergebnis Folgerungen für 
die Unterrichtsgestaltung zu ziehen sind. 

(4) Die Durchführungsvorschriften für die 
Schulgesundheitspflege werden gemeinsam von 
den beteiligten Staatsministerien erlassen. 

Abschnitt XII 

Schulversuche 

Art. 81 

Zweck 

1 Schulversuche dienen der Weiterentwicklung 
des Schulwesens. 2Sie haben den Zweck, neue 
Organisationsformen für Unterricht und Erzie­
hung einschließlich neuer Schularten und wesent­
liche inhaltliche Änderungen zu erproben. 

Art. 82 

Z ulässigkei t 

(1) lSchulversuche sind zulässig, wenn sicherge­
stellt ist, daß die Schüler im Rahmen des Schulver­
suchs die gleichen oder gleichwertigen Abschlüsse 
oder Berechtigungen erwerben können wie an 
Schulen außerhalb des Schulversuchs. 2Ferner 
müssen Schulversuche so gestaltet sein, daß wäh­
rend des Schulversuchs der Übertritt an Schulen 
außerhalb des Schulversuchs möglich bleibt. 

(2) Die von der Durchführung eines Schulver­
suchs betroffenen Schüler haben keinen Anspruch 
darauf, daß die vor dem Schulversuch in der Schule 
bestehenden Organisationsformen für Unterricht 
und Erziehung fortgeführt werden. 

(3) In Abweichung von Absatz 1 ist ein Schulver­
such zulässig, soweit hierzu das Einverständnis der 
Erziehungsberechtigten oder der volljährigen 
Schüler vorliegt und den Schülern, die am Schul­
versuch nicht teilnehmen, am Wohnort oder in zu­
mutbarer Entfernung hiervon der Besuch einer 
Schule d~r Art möglich ist, wie sie vor Einführung 
des Schulversuchs bestanden hat. 

(4) Schulversuche bedürfen der vorherigen Zu­
stimmung des zuständigen Staatsministeriums. 

" Art. 83 

Organisation 

(1) Die Einführung eines Schulversuchs an 
staatlichen Schulen erfolgt im Benehmen mit dem 
Aufwandsträger, soweit dieses nicht bereits nach 
Art. 26 Abs. 2 herzustellen ist, 

(2) lSchulversuche sind vor ihrer Einführung 
den Erziehungsberechtigten der vom Schulversuch 
betroffenen Schüler oder bei Volljährigkeit den 
Schülern selbst und außerdem im Amtsblatt des zu­
ständigen Staatsministeriums bekanntzumachen. 
2Die Bekanntmachung muß über Ziel, I~halt und 
Dauer des Schulversuchs sowie über die im Rah­
men des Schulversuchs möglichen Abschlüsse und 
Berechtigungen Aufschluß geben. 31m übrigen gel­
ten für die zur Durchführung eines ~chulversuchs 
notwendige Errichtung oder Auflösung von Schu­
len die für die betreffenden Schulen erlassenen Vor­
schriften. 

(3) Das zuständige Staatsministerium kann 
durch Rechtsverordnung die Schul- und Dienstauf­
sicht und die Zuständigkeiten hierfür abweichend 
von den geltenden Vorschriften regeln, soweit dies 
zur Durchführung des Schulversuchs notwendig 
ist. 

Abschnitt XIII 

Kommerzielle und politische Werbung, 
Erhebung und Verarbeitung von Daten 

Art. 84 

Kommerzielle und politische Werbung 

(1) lDer Vertrieb von Gegenständen aller Art, 
Ankündigungen und Werbung hierzu, das Sam­
meln von Bestellungen sowie der Abschluß sonsti­
ger Geschäfte sind in der Schule untersagt. 2 Aus­
nahmen im schulischen Interesse insbesondere für 
Sammelbestellungen regelt die Schulordnung. 

(2) Politische Werbung im Rahmen von Schul­
veranstaltungen oder auf dem Schulgelände ist 
nicht zulässig. 

(3) lSchüler dürfen Abzeichen, Anstecknadeln, 
Plaketten, Aufkleber und ähnliche Zeichen tragen, 
wenn dadurch nicht der Schulfriede, der geordnete 
Schulbetrieb, die Erfüllung des Bildungs- und Er­
ziehungsauftrags, das Recht der persönlichen Ehre 
oder die Erziehung zur Toleranz gefährdet wird. 
21m Zweifelsfall entscheidet hierüber der Schullei­
ter. 3Der Betroffene kann die Behandlung im 
Schulforum verlangen. 

Art. 85 

Erhebung und Verarbeitung von Daten 

(1) lZur Erfüllung der den Schulen durch 
Rechtsvorschriften jeweils zugewiesenen Aufgaben 
sind die Erhebung und die Verarbeitung von Daten 
zulässig. 2Dazu gehören personenbezogene Daten 
der Schüler und der Erziehungsberechtig-
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ten, insbesondere Adreßdaten, schulische Daten, 
Leistungsdaten sowie Daten zur Vorbildung und 
Berufsausbildung. 3Der Betroffene ist zur Angabe 
der Daten verpflichtet; er ist bei der Datener­
hebung auf diese Rechtsvorschrift hinzuweisen. 

(2) Die Weitergabe von Daten und Unterlagen 
über Schüler und Erziehungsberechtigte an außer­
schulische Stellen ist im übrigen untersagt, falls 
nicht ein rechtlicher Anspruch auf die Herausgabe 
der Daten nachgewiesen wird. 

(3) Gibt eine Schule für die Schüler und Erzie­
hungsberechtigten einen Jahresbericht heraus, so 
dürfen darin folgende personenbezogene Daten 
en thalten sein: 

Name, Geburtsdatum, Jahrgangsstufe und Klasse 
der Schüler, Name, Fächerverbindung und Verwen­
dung der einzelnen Lehrkräfte, Angaben über be­
sondere schulische Tätigkeiten und Funktionen 
einzelner Lehrkräfte, Schüler und Erziehungsbe­
rechtigter. 

Abschnitt XIV 

Ordnungsrnaßnahmen als 
Erziehungsrnaßnahmen 

Art. 86 

Ordnungsrnaßnahmen . 
als Erziehungsrnaßnahmen 

(1) Zur Sicherung des Bildungs- und Erzie­
hungsauftrags oder zum Schutz von Personen und 
Sachen können nach dem Grundsatz der Verhält­
nismäßigkeit Ordnungsrnaßnahmen gegenüber 
Schülern getroffen werden, soweit andere Erzie­
hungsrnaßnahmen nicht ausreichen. 

(2) Ordnungsrnaßnahmen sind: 

1. der schriftliche Verweis durch die Lehrkraft 
oder den Förderlehrer, 

2. der verschärfte Verweis durch den Schulleiter, 

3. die Versetzung in eine Parallelklasse der glei­
chen Schule durch den Schulleiter, 

4. der Ausschluß in einem Fach für die Dauer von 
bis zu vier Wochen durch den Schulleiter, 

5. der Ausschluß vom Unterricht für drei bis sechs 
Unterrichtstage, bei Berufsschulen mit Teil­
zeitunterricht für höchstens zwei Unterrichts­
tage, durch den Schulleiter, 

6. der Ausschluß vom Unterricht für zwei bis vier 
Wochen (ab dem neunten Schulbesuchsjahr bei 
Vollzeitunterricht) durch die Lehrerkonferenz, 

7. bei Pflichtschulen die Zuweisung an eine 
andere Schule der gleichen Schulart auf Vor­
schlag der Lehrerkonferenz durch die Schul­
aufsich tsbehörde, 

8. die Androhung der Entlassung von der Schule 
durch die Lehrerkonferenz, 

9. die Entlassung von der Schule durch die Leh­
rerkonferenz (Art. 87), 

10 . der Ausschluß von allen Schulen einer oder 
mehrerer Schularten durch das zuständige 
Staatsministerium (Art. 88). 

(3) 1 Andere als die in Absa tz 2 aufgeführten Ord­
nungsmaßnahmen sowie die Verhängung von Ord­
nungsmaßnahmen gegenüber Klassen oder Grup­
pen als solche sind nicht zulässig. 2Körperliche 
Züchtigung ist nicht zulässig. 

(4) 1 Gegenüber Schulpflichtigen in Pflichtschu­
len sind die Ordnungsrnaßnahmen nach Absatz 2 
Nrn. 8 bis 10 nicht zulässig. 2Die Ordnungsrnaßnah­
men nach Absatz 2 Nrn. 8 und 9 sind jedoch gegen­
über Schulpflichtigen zulässig, die die Haupt­
schule nach Art. 38 freiwillig besuchen. 

(5) IDie Ordnungsmaßnahme der Versetzung in 
eine Parallelklasse (Absatz 2 Nr.3) kann auch ne­
ben den Ordnungsrnaßnahmen nach Absatz 2 
Nrn. l, 2, 4, 5, 6 und 8 angewandt werden. 21m Fall 
einer Ordnungsmaßnahme nach Absatz 2 Nr. 6 oder 
Nr.8 entscheidet über eine zusätzliche Ordnungs­
maßnahme nach Absatz 2 Nr.3 die Lehrerkonfe­
renz. 

(6) Ordnungsrnaßnahmen nach Absatz 2 Nr.4 
sind nur zulässig, wenn der Schüler durch schwere 
oder wiederholte Störung des Unterrichts in die­
sem Fach, Ordnungsrnaßnahmen nach Absatz 2 
Nrn. 6 bis 10 sind nur zulässig, wenn der Schüler 
durch schweres oder wiederholtes Fehlverhalten 
die Erfüllung der Aufgabe der Schule oder die 
Rechte anderer gefährdet hat. 

(7) Außerschulisches Verhalten darf Anlaß einer 
Ordnungsmaßnahme nur sein, soweit es die Ver­
wirklichung der Aufgabe der Schule gefährdet. 

(8) 1 Vor der Anwendung von Ordnungsrnaßnah­
men ist dem Schüler, bei Ordnungsrnaßnahmen 
nach Absatz 2 Nrn. 3-bis 10 zusätzlich auch den Er­
ziehl:mgsberechtigten des Schülers, Gelegenheit 
zur Außerung zu geben, bei Ordnungsrnaßnahmen 
nach Absatz 2 Nrn. 7 bis 10 auf Antrag persönlich in 
der Lehrerkonferenz. 2Der Schüler und die Erzie­
hungsb~rechtigten können eine Lehrkraft ihres 
Vertrauens einschalten. 3Bei der Einleitung des An­
hörungsverfahrens sind die Berechtigten auf das 
Antragsrecht nach Satz 1 und die Möglichkeiten 
nach Satz 2 hinzuweisen. 

(9) IBei Ordnungsrnaßnahmen nach Absatz 2 
Nrn. 6, 7 und 8 wirkt auf Antrag eines Erziehungs­
berechtigten des Schülers oder des volljährigen 
Schülers der Elternbeirat mit. 2Die Stellungnahme 
des Elternbeirats ist bei d~r Entscheidung zu wür­
digen. 3Entspricht die Lehrerkonferenz nicht der 
Stellungnahme des Elternbeirats, so ist dies gegen­
über dem Elternbeirat zu begründen; im Fall der 
Ordnungsmaßnahme nach Absatz 2 Nr.7 ist die 
Stellungnahme des Elternbeirats dem Vorschlag 
der Lehrerkonferenz an die Schulaufsichtsbehörde 
beizufügen. 

(10) Das Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Verfahren bei Ord­
nungsmaßnahmen, insbesondere bei der Anhörung 
der Beteiligten und bei der Feststellung des Sach­
verhalts, sowie sonstigen Erziehungsrnaßnahmen 
zu regeln; als Erziehungsmaßnahme kann bei 
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nicht hinreichender Beteiligung des Schülers am 
Unterricht auch eine Nacharbeit unter Aufsicht 
einer Lehrkraft vorgesehen werden. 

Art. 87 

Entlassung 

(1) 1 Die Entlassung eines Schülers kann die Leh­
rerkonferenz nur mit mindestens zwei Dritteln der 
Stimmen ihrer anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder beschließen. 2Die Lehrerkonferenz ist 
beschlußfähig, wenn mindestens zwei Drittel ihrer 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. 3 Auf 
Antrag eines Erziehungsberechtigten des Schülers 
oder des volljährigen Schülers wirkt der Elternbei­
rat im Entlassungsverfahren mit; hierauf ist bei 
Einleitung des Anhörungsverfahrens hinzuweisen. 
4Die Stellungnahme des Elternbeirats ist bei der 
Entscheidung zu würdigen. 5Entspricht die Lehrer­
konferenz nicht der Stellungnahme des 
Elternbeirats, so ist dies gegenüber dem Elternbei­
rat zu begründen. 6Hat sich der Elternbeirat mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder 
gegen die Entlassung ausgesprochen, so kann die 
Entlassung nur im Einvernehmen mit der zuständi­
gen Schulaufsichtsbehörde ausgesprochen werden. 

(2) Im Entlassungsverfahren ist nach Lage des 
Falls der Schularzt oder d~r zuständige Schulpsy­
chologe zur gutachtlichen Außerung beizuziehen. 

(3) lEin entlassener Schüler kann an einer ande­
ren Schule aufgenommen werden. 2In die früher be­
suchte Schule darf er frühestens ein halbes Jahr 
nach der Entlassung, aber nur zu Beginn des Schul­
jahres, wieder eintreten; Voraussetzung ist, daß er 
sich inzwischen tadelfrei geführt hat und andere 
öffentliche Schulen der gleichen Schulart und Aus­
bildungsrichtung am Ort oder in zumutbarer Ent­
fernung nicht besucht werden können. 

(4) Für Schüler, die bereits zweimal entlassen 
wurden, ist die Aufnahme in eine andere Schule der 
gleichen Schulart nur vom nächsten Schuljahr an 
mit Genehmigung des zuständigen Staatsministe­
riums zulässig, das auch die Schule bestimmt. 

Art. 88 

Ausschluß 

(1) lSind bei einer zur Entlassung führenden 
Verfehlung Tatumstände gegeben, die die Ordnung 
oder die Sicherheit des Schulbetriebs oder die Ver­
wirklichung des Bildungsziels der betreffenden 
Schulart besonders gefährden, so hat die Lehrer­
konferenz unmittelbar nach dem Beschluß über die 
Entlassung gesondert zu beschließen, ob Antrag 
auf den Ausschluß des Schülers von allen Schulen 
dieser Schulart gestellt wird. 2Ein Beschluß der 
Lehrerkonferenz, durch den dieser Antrag gestellt 
wird, bedarf einer Mehrheit von mindestens zwei 
Dritteln der Stimmen der anwesenden stimmbe­
rechtigten Mitglieder. 3 Art. 87 Abs. 1 Satz 2 gilt ent­
sprechend. 4Hat der Elternbeirat im Entlassungs­
verfahren mitgewirkt, so ist er auch bei der Frage 
des Ausschlusses beratend zu beteiligen; einem 
Antrag auf Ausschluß ist in diesem Fall eine Stel­
lungnahme des Elternbeirats beizugeben. 5Er-

forderlichenfalls ist der Schularzt oder der zustän­
dige Schulpsychologe vor der Beschlußfassung der 
Lehrerkonferenz gutachtlich zu hören. 

. (2) Schüler können von der besuchten oder allen 
Schulen einer oder mehrerer Schularten unbescha­
det der Erfüllung der Schulpflicht entlassen und 
ausgeschlossen werden, wenn sie wegen einer vor­
sätzlich begangenen Straftat zu einer Freiheits­
strafe von mindestens einem Jahr rechtskräftig ver­
urteilt worden sind, die Strafe noch der unbe­
schränkten Auskunft unterliegt und wenn nach der 
Art der von den Schülern begangenen Straftat die 
Ordnung oder die Sicherheit des Schulbetriebs 
oder die Verwirklichung der Bildungsziele der 
Schule erheblich gefährdet ist. . 

(3) Ausgeschlossene Schüler können vom zu­
ständigen Staatsministerium zu einer Schulart 
oder mehreren Schularten wieder zugelassen wer­
den, wenn die Gründe, die zum Ausschluß geführt 
haben, nicht in gleichem Umfang fortbestehen. 

Abschnitt XV 

Schulordnung 

Art. 89 

(1) 1 Das zuständIge Staatsministerium regelt 
durch Rechtsverordnung den Schulbetrieb und die 
inneren Schulverhältnisse an öffentlichen Schulen 
in Schulordnungen, bei Fachakademien im Einver­
nehmen mit dem Staatsministerium für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst ; vor Erlaß ei­
ner Schulordnung für die in Art. 7 bis 12 , 14, 16 und 
17 genannten Schularten ist der Landesschulbeirat 
zu hören. 2Für kommunale Schulen kann es auch 
Schulordnungen genehmigen. 3Inhalt und Umfang 
der Schulordnungen bestimmen sich nach dem in 
der Verfassung und in diesem Gesetz festgelegten 
Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule; der 
notwendige Freiraum für die Erfüllung auch der er­
zieherischen Aufgabe der Schule und der einzelnen 
Lehrkraft ist zu sichern. 

(2) Die Schulordnungen sollen insbesondere 
regeln: 

1. den Aufbau der einzelnen Schularten, Ausbil­
dungs- und Fachrichtungen, soweit dies über 
die Regelungen in den Schulgesetzen hinaus er­
forderlich ist; zusätzliche Ausbildungs- und 
Fachrichtungen können aus besonderen päd­
agogischen, faChlichen oder beruflichen Grün­
den vorgesehen werden, 

2. das Verfahren bei der Aufnahme, 

3. die Pflicht zur Teilnahme am Unterricht und an 
den sonstigen schulischen Veranstaltungen ein­
schließlich Befreiung, Beurlaubung, Schulver­
säumnisse und der Vorlage ärztlicher und 
schulärztlicher Zeugnisse, 

4. die Unterrichtszeit ; der Schulleiter kann im 
Einvernehmen mit dem Elternbeirat aus beson­
deren Gründen für einzelne Klassen bis zu ei­
nem Tag im Schuljahr für unterrichtsfrei erklä­
ren, ' für alle Schüler einer Schule nur unter 
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Anrechnung auf die Ferien oder unter Verle­
gung auf einen unterrichtsfreien Tag innerhalb 
von zwei Wochen vor oder nach dem für unter­
richtsfrei erklärten Tag, 

5. den Unterricht und das Vorrücken in der 
Schule, einschließlich der Wiederholung und 
des Überspringens einzelner Jahrgangsstufen 
oder Ausbildungsabschnitte, des Vorrückens 
auf Probe und der Nachprüfung; dabei sind das 
Verfahren und die für die Entscheidung maß­
geblichen Fächer und ~chülerleistungen sowie 
die hierfür geltenden Bewertungsgrundsätze 
zu regeln, 

6. den Unterricht für Schüler mit nichtdeutscher 
Muttersprache, soweit dies über die Regelun­
gen für deutsche Schüler hinaus erforderlich 
ist, 

7. die während des Schulbesuchs und, sOweit 
keine besonderen Prüfungen stattfinden, bei 
dessen Abschluß zu erteilenden Zeugnisse ein­
schließlich der zu bewertenden Fächer, der Be­
wertungsgrundsätze und der mit einem erfolg­
reichen Abschluß verbundenen Berechtigun­
gen, 

8. Rechte und Pflichten der Schüler ; für einzelne 
Schularten und Schulveranstaltungen, bei 
denen ein erhöhtes Haftungsrisiko besteht, 
kann der Abschluß einer Schülerhaftpflichtver­
sicherung verlangt werden, 

9. Rechte und Pflichten der Erziehungsberechtig­
ten und der für die Berufsausbildung der Schü­
ler Mitverantwortlichen gegenüber der Schule, 

10. die Zulässigkeit von Erhebungen und Samm­
lungen sowie die Verteilung von Druckschriften 
in Schulen, 

11. die finanzielle Abwicklung von Veranstaltun­
gen im Rahmen der Schülermitverantwortung 
sowie von sonstigen schulischen Veranstaltun­
gen, 

12. die Abschlußprüfungen, insbesondere 

a) Zweck der Prüfung, Prüfungs gegenstände 
und Prüfungs anforderungen, 

b) das Prüfungs verfahren einschließlich der 
Zusammensetzung des Prüfungsausschus­
ses, der Zulassungsvoraussetzungen, der Be­
wertungsgrundsätze und der Voraussetzun­
gen des Bestehens der Prüfung, 

c) die Erteilung von Prüfungs zeugnissen und 
die mit einer erfolgreichen Prüfung verbun­
denen Berechtigungen sowie die Folgen des 
Nichtbestehens der Prüfung, 

d) die Teilnahme von Bewerbern, die an der von 
ihnen besuchten Schule die gewünschte Be­
rechtigung nicht erlangen können; in Prü­
fungsvorschriften sind die Besonderheiten 
im Sinn des Art. 90 zu berücksichtigen; es ist 
sicherzustellen, daß bei den Prüfungen die 
Schüler genehmigter Ersatzschulen gegen­
über den Schülern der entsprechenden 
öffentlichen Schulen nicht benachteiligt 
werden, 

e) die Teilnahme von Bewerbern, die keiner 
Schule angehören; die Abschlußprüfungen 
können auch in gesonderten Prüfungsord­
nungen geregelt werden, 

13. die Voraussetzungen für den Erwerb eines qua­
lifizierenden Hauptschulabschlusses . 

Dritter Teil 

Private Unterrichtseinrichtungen 

Abschnitt I 

Private Schulen 
(Schulen in freier Trägerschaft) 

a)Aufgabe 

Art. 90 

lPrivate Schulen dienen der Aufgabe, das öffent­
liche Schulwesen zu vervollständigen und zu berei­
chern. 2Sie sind im Rahmen der Gesetze frei in der 
Entscheidung über eine besondere pädagogische, 
religiöse oder weltanschauliche Prägung, über 
Lehr- und Erziehungsmethoden, über Lehrstoff 
und Formen der Unterrichtsorganisation. 3Die Be­
stimmungen über die Schulpflicht gelten auch an 
Privatschulen. 

b) Ersatzschulen 

Art. 91 

Begriffsbestimmu~. 

Ersatzschulen sind private Schulen, die in ihren 
Bildungs- und Erziehungszielen öffentlichen im 
Freistaat Bayern vorhandenen oder vorgesehenen 
Schulen entsprechen. 

Art. 92 

Genehmigung 

(1) Ersatzschulen dürfen nur mit staatlicher Ge­
nehmigung errichtet und betrieben werden. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. derjenige, der eine Ersatzschule errichten, be­
treiben oder leiten will, die Gewähr dafür bietet, 
daß er nicht gegen die verfassungsmäßige Ord­
nung verstößt, 

2. die Ersatzschule in ihren Lehrzielen und Ein­
richtungen sowie in der wissenschaftlichen oder 
künstlerischen Ausbildung ihrer Lehrkräfte hin­
ter den öffentlichen Schulen nicht zurücksteht 
(Art. 4, 93 und 94), 

3. eine Sonderung der Schüler nach den Besitzver­
hältnissen der Eltern nicht gefördert wird 
(Art. 96), 

4. die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der 
Lehrkräfte genügend gesichert ist (Art. 97). 
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(3) Eine Volksschule ist als Ersatzschule nur zu­
zulassen, wenn die zuständige ~gierung als Schul­
aufsichtsbehörde ein besonderes pädagogisches 
Interesse anerkennt oder, auf Antrag von Erzie­
hungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschafts­
schule, als Bekenntnis- oder Weltanschauungs­
schule errichtet werden soll und eine öffentliche 
Volksschule dieser Art in der betreffenden Ge­
meinde nicht besteht. 

(4) lIn der Heimberufsschule erfolgt die beruf­
liche und die schulische Ausbildung in der Schule 
und im Heim. 2In der Werkberufsschule übernimmt 
der Ausbildende sowdhl die Berufsausbildung als 
auch die schulische Bildung der Schüler. 

(5) 1 Auf genehmigte Ersatzschulen finden 
Art. 50, 52 Abs. 2 und 3, Art. 56 Abs. 4 und Art. 80 
Anwendung; Art.90 bleibt unberührt. 2Geneh­
migte Ersatzschulen können die Noten (Art . 52 
Abs.2) durch eine allgemeine Bewertung (z. B. 
Wortgutachten) ersetzen. 3Genehmigten Ersatz­
schulen, die für Kinder nichtdeutscher Staatsange­
höriger bestimmt sind, kann ein von Art. 5 Abs.1 
abweichendes Schuljahr genehmigt werden. 

(6) lErsatzschulen, die eine nicht nur vorläufige 
Genehmigung haben (Art. 98 Abs. 1), dürfen die zu­
sätzliche Bezeichnung "staatlich genehmigt" füh­
ren. 2 Art. 29 findet entsprechende Anwendung. 

Art. 93 

Mindestlehrpläne, Mindeststundentafeln, 
Prüfungs ordnungen 

(1) 1 Das zuständige S taa tsministeri um kann 
Mindestlehrpläne und Mindeststunden tafeln er las­
sen oder genehmigen, den Abschluß der Ausbil­
dung von Prüfungen abhängig machen, Prüfungs­
ordnungen erlassen oder genehmigen und Schul­
ordnungen gene "migen. 2Das zuständige Staats­
ministerium kann in Einzelfällen Ausnahmen ge­
nehmigen. 

(2) Für private Volksschulen müssen Mindest­
lehrpläne aufgestellt werden. 

Art. 94 

Ausbildung der Lehrkräfte 

(1) Die Anforderungen an die Ausbildung der 
Lehrkräfte sind erfüllt, wenn eine fachliche und 
pädagogische Ausbildung sowie Prüfungen nach­
gewiesen werden, die der Ausbildung und den Prü­
fungen der Lehrkräfte an den entsprechenden 
öffentlichen Schulen gleichartig sind oder ihnen im 
Wert gleichkommen. 

(2) Das zuständige Staatsministerium verzich­
tet auf diesen Nachweis, wenn .die Eignung der 
Lehrkraft durch gleichwertige freie Leistungen 
nachgewiesen wird. 

(3) IDer Nachweis der pädagogischen Eignung 
kann im Rahmen der Tätigkeit an der Privatschule 
innerhalb einer von. der Schulaufsichtsbehörde zu 
bestimmenden Frist erbracht werden. 2Eine Ge­
nehmigung ist zunächst unter Vorbehalt des Wider­
rufs für eine Probezeit zu erteilen, die bis zu drei 

Jahren dauern darf; nach Ablauf dieser Probezeit 
ist die Genehmigung entweder endgültig zu versa­
gen oder zu erteilen. 

(4) Wird die Verwendung einer Lehrkraft von 
der zu,ständigen Schulaufsichtsbehörde nicht ge­
nehmigt, so können die betroffenen Schulen eine 

. mündliche Erörterung zwischen Vertretern der 
Schule und der Schulaufsichtsbehörde verlangen. 

Art. 95 

Untersagung der Tätigkeit 

Die Schulaufsichtsbehörde kann Schulleitern, 
Lehrkräften und Erziehern die Ausübung ihrer 
Tätigkeit untersagen, wenn sie ein Verhalten zei­
gen, das bei vertragsmäßig beschäftigten Schullei­
tern, Lehrkräften und Erziehern an öffentlichen 
Schulen die Beendigung des Beschäftigungsver­
hältnisses rechtfertigen würde, oder wenn die 
Schule ohne die erforderliche Genehmigung betrie­
ben wird. 

Art . 96 

Keine Sonderung der Schüler 

1 Um eine Sonderung der Schüler nach den Be­
sitzverhältnissen der Eltern zu vermeiden, sind, so­
weit notwendig, von den Trägern der Privatschulen 
Erleichterungen bezüglich des Schul- oder Heim­
geldes oder Beihilfen in einem Umfang zu gewäh­
ren, der es auch einer für die Größe der Schule oder 
des Heims angemessenen Zahl finanziell bedürfti­
ger Schüler ermöglicht, die Schule zu besuchen. 
2Erziehung, Unterricht und Heimleben sind so zu 
gestalten, daß keine Unterscheidungen nach Her­
kunft, Stand, Einkommen und Vermögen der El­
tern gemacht werden. 

Art . 97 

Wirtschaftliche und rechtliche Stellung 
der Lehrkräfte 

Die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der 
Lehrkräfte an einer Ersatzschule, die nicht einer 
kirchlichen Genossenschaft angehören, ist dann 
genügend gesichert, wenn 

1. über das Anstellungsverhältnis ein schriftlicher 
Vertrag abgeschlossen ist, in dem klare Kündi­
gungsbedingungen, der Anspruch auf Urlaub 
und die regelmäßige Pflichtstundenzahl festge­
legt sind, 

2. die Gehälter und Vergütungen bei entsprechen­
den Anforderungen hinter den Gehältern der 
Lehrkräfte an vergleichbaren öffentlichen Schu­
len nicht wesentlich zurückbleiben und in regel­
mäßigen Zeitabschnitten gezahlt werden, 

3. für die Lehrkräfte eine Anwartschaft auf Versor­
gung erworben wird, die wenigstens den Bestim­
mungen der Angestelltenversicherung ent­
spricht. 
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Art. 98 

Bedingungen und Erlöschen 
der Genehmigung 

(1) lEr~atzschul~n, bei denen die Voraussetzun­
gen für die Erteilung der Genehmigung noch nicht 
voll erfüllt sind, kann die Genehmigung nach An­
hörung des Trägers unter der Bedingung erteilt 
werden, daß die noch fehlenden Voraussetzungen 
innerhalb einer von der Schulaufsichtsbehörde 
festzusetzenden Frist erfüllt werden. 2Die Ertei­
lung dieser Genehmigung ist nur zulässig, wenn 
das leibliche oder sittliche Wohl der Schüler nicht 
beeinträchtigt .oder gefährdet wird und Erziehung 
und Ausbildung hinreichend gewährleistet sind. 

(2) 1 Die Genehmigung für eine Schule erlischt, 
wenn die Schule nicht binnen eines Jahres seit Zu­
stellung oder Eröffnung des Genehmigungsbe­
scheids in Betrieb genommen wird oder wenn der 
Schulbetrieb ein Jahr geruht hat. 2Dies gilt nicht, 
wenn sich aus Gern Genehmigungsbescheid etwas 
anderes ergibt oder wenn die Frist verlängert wor-
den ist. -

Art. 99 

Änderungen 
der Genehmigungsvorausetzungen, 

Auflösung einer Schule 

(1) 1 Wesentliche Änderungen in den Vorausset­
zungen für die Genehmigung bedürfen der Geneh­
migung. 2Bei der Einstellung von Lehrkräften, die 
für die jeweilige Schul art voll ausgebildet sind 
(Art. 94 Abs.1) , genügt die Anzeige. 

(2) Die Auflösung einer Schule ist nur zum Ende 
eines Schuljahres zulässig; sie ist spätestens drei 
Monate vorher der Schulaufsichtsbehörde anzuzei­
gen. 

Art. 100 

Staatlich anerkannte Ersatzschulen 

(1) 1 Einer Ersatzschule, die die Gewähr dafür 
bietet, daß sie dauernd die an gleichartige oder ver­
wandte öffentliche Schulen gestellten Anforderun­
gen erfüllt, wird vom zuständigen Staatsministe­
rium auf Antrag die Eigenschaft einer staatlich an­
erkannten Ersatzschule verliehen. 2Förderschulen 
kann die Eigenschaft einer staatlich anerkannten 
Ersatzschule auch verliehen werden, wenn sie mit 
Rücksicht auf die aus dem sonderpädagogischen 
Förderbedarf herrührenden Ziele nicht voll ausge­
baut sind. 

(2) 1 Staatlich anerkannte Ersatzschulen sind im 
Rahmen des Art. 90 verpflichtet, bei der Aufnahme, 
beim Vorrücken und beim Schulwechsel von Schü­
lern sowie bei der Abhaltung von Prüfungen die für 
öffentliche Schulen geltenden Regelungen anzu­
wenden. 2Mit der Anerkennung erhält die Schule 
das Recht, Zeugnisse zu erteilen, die die gleiche Be­
rechtigung verleihen wie die der öffentlichen Schu-
len. . 

(3) 1 Staatlich anerkannte Ersatzschulen können 
den an ihnen hauptberuflich tätigen Lehrkräften 
nach Maßgabe des Arbeitsvertrags auf die Dauer 

de~ Verwendung das Recht einräumen, Berufsbe­
zeichnungen zu führen, die das Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst im 
Einvernehmen mit den beteiligten Staatsministe­
rien für bestimmte Lehrergruppen festsetzt. 2Die 
Schule darf das Recht nur im Einzelfall nach vorhe­
riger Zustimmung des zuständigen Staatsministe­
riums oder der von diesem beauftragten Schulauf­
sichtsbehörde einräumen. 3 Lehrkräfte, die wegen 
Alters oder Dienstunfähigkeit ausscheiden, sind 
berechtigt, ihre bisherige Berufsbezeichnung mit 
dem Zusatz "a. D." widerruflich weiterzuführen. 

Art. 101 

Ersatzschulen mit dem Charakter' 
öffentlicher Schulen 

(1) Einer staatlich anerkannten Ersatzschule 
wird vom zuständigen Staatsministerium auf An­
trag der Charakter einer öffentlichen Schule ver­
liehen. 

(2) Eine Schule mit dem Charakter einer öffent­
lichen Schule ist verpflichtet, die für entspre­
chende öffentliche Schulen erlassene Schulord­
nung anzuwenden. 

c) Ergänzungsschulen 

Art. 102 

Begriffsbestimmung, An~eigepflicht 
(1) Ergänzungsschulen sind private Schulen, die 

nicht Ersatzschulen im Sinn des Art. 91 sind. 

(2) 1 Die Errichtung einer Ergänzungsschule ist 
der Schulaufsichtsbehörde drei Monate vor Auf­
n.ahme des Unterrichts anzuzeigen. 2Der Anzeige 
smd der Lehrplan sowie Nachweise über den 
Schulträger, die Schuleinrichtungen und die Vor'­
bildung des Leiters und der Lehrkräfte beizufügen. 

(3) Nachträgliche wesentliche Änderungen sind 
unter Beigabe der Nachweise alsbald anzuzeigen. 

Art. 103 

Untersagung 

1 Errichtung und Betrieb einer Ergänzungsschule 
können von der Schulaufsichtsbehörde untersagt 
werden, wenn Schulträger, Leiter, Lehrkräfte oder 
Einrichtungen der Ergänzungsschule den Anforde­
rungen nicht entsprechen, die durch Gesetz oder 
auf Grund von Gesetzen vorgeschrieben oder die 
zum Schutz der Schüler an sie zu stellen sind, und 
wenn den Mängeln trotz Aufforderung der Schul­
aufsichtsbehörde innerhalb einer bestimmten Frist 
nicht abgeholfen worden ist. 2 Art. 95 gilt entspre­
chend. 

Art. 104 

Mindestlehrpläne, Prüfungen 

Das zuständige Staatsministerium kann für Er­
gänzungsschulen Mindestlehrpläne genehmigen, 
den Abschluß der Ausbildungen von Prüfungen ab­
hängig machen und Prüfungsordnungen genehmi­
geri. 
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Abschnitt II 

Lehrgänge und Privatunterricht 

Art. 105 

1 Private Lehrgi!nge und Privatunterricht dürfen 
keine Bezeichnungen führen oder Zeugnisse er­
teilen, die mit Bezeichnungen oder Zeugnissen 
öffentlicher oder privater Schulen verwechselt 
werden können. 2Art. 103 gilt entsprechend. 

Vierter Teil 

Heime für Schüler 

Art. 106 

Heimschulen 

(1) lAn Schulen können Schülerheime einge­
richtet werden, deren Aufgabe es ist, Schüler dieser 
Schulen erzieherisch zu betreuen sowie ihnen Un­
terkunft und Verpflegung zu gewähren. 2Schule 
und Heim bilden eine pädagogische Einheit (Heim­
schule). 

(2) 1 Für die Errichtung eines S'chülerheims an 
einer Schule gelten die Vorschriften über die Er­
r:~chtung der Schule entsprechend. 2Wesentliche 
Anderungen und die Auflösung sind anzuzeigen. 
3Die Schulaufsicht erstreckt sich auch auf das 
Schülerheim. 

(3) lAbsatz 2 findet auf Schülerheime keine An­
wendung, die mit Volksschulen verbunden sind. 
2Diese unterstehen der Aufsicht nach den Bestim­
mungen des Achten Buchs Sozialgesetzbuch. 3Das 
gleiche gilt für Schüler heime an Volksschulen für 
Behinderte, die nicht Landesschulen sind. 

Art. 107 

Schülerheime 

(1) lEin ni eh t mit einer Schule verbundenes 
Schülerheim, das Schülern unter 18 Jahren Unter­
kunft und Verpflegung bietet und auch der erziehe­
rischen Betreuung der Schüler dient, untersteht 
ebenso wie ein einem solchen Schülerheim ange­
gliedertes Tagesheim der Schulaufsicht ; seine Er­
richtung ist der Schulaufsichtsbehörde drei Mo­
nate vor Aufnahme des Betriebs anzuzeigen. 2Der 
Anzeige sind Nachweise über den Träger des 
Heims, die Einrichtungen des Heims und die Per.., 
son des Leiters beizufügen. 3Wesentliche Änderun­
gen und die Auflösung sind ebenfalls anzuzeigen. 

(2) lAbsatz 1 gilt nicht für Schülerheime, die 
Grundschüler oder überwiegend Hauptschüler, 
Schüler der Volksschulen für Behinderte, Schüler 
der Berufsschulen für Behinderte und Berufsschü­
ler aufnehmen. 2Diese unterstehen der Aufsicht 
nach den Bestimmungen des Achten Buchs Sozial­
gesetzbuch. 

Art. 108 

Heime bei Förderschulen 

(1) lUm den Besuch öffentlicher Förderschulen 
sicherzustellen, sind die erforderlichen Heime oder 
ähnliche Einrichtungen zu schaffen. 2Kommt der 
Träger des Schul aufwands dieser Verpflichtung 
nicht oder nicht hinreichend nach, so bestimmt die 
Aufsichtsbehörde nach Anhörung des Trägers die 
jeweils notwendige Art und Größe der Einrichtung. 
3Die Bestimmungen des Bundessozialhilfegesetzes 
und des Achten Buchs Sozialgesetzbuch bleiben 
unberührt. 

(2) Für die Errichtung von Heimen oder ähnli­
chen Einrichtungen bei Förderschulen gilt Art. 33 
Abs.2 entsprechend. 

Art . 109 

Tagesheimschulen 

lTagesheimschulen bieten nach Beendigung des 
in der Regel am Vormittag erteilten Unterrichts 
eine den Aufgaben der Schulen entsprechende päd­
agogische Betreuung der Schüler für den Nachmit­
tag an. 2 Art. 106 gilt entsprechend. 

Art. 110 

Untersagung 

Errichtung und Betrieb eines Heims für Schüler 
nach Art. 106 Abs. 1 und Art. 107 Abs. 1 können von 
der Schulaufsichtsbehörde untersagt werden, 
wenn Tatsachen festgestellt werden, die geeignet 
sind, das leibliche, geistige und seelische Wohl der 
in der Einrichtung betreuten Schüler zu gefährden, 
und eine unverzügliche Beseitigung der Gefähr­
dung nicht zu erwarten ist. 

Fünfter Teil 

Schulaufsicht 

Art. 111 

Allgemeines 

(1) Zur staatlichen Schulaufsicht gehören die 
Planung und Ordnung des Unterrichtswesens, die 
Förderung und Beratung der Schulen und die Auf­
sicht über die inneren und äußeren Schulverhält­
nisse sowie über die Schulleitung und das pädago­
gische Personal. 

(2) Die Grenzen der staatlichen Schulaufsicht 
über die privaten Schulen bestimmen sich nach 
Art. 7 des Grundgesetzes und Art . 134 der Verfas­
sung. 

(3) Bei öffentlichen Schulen und bei Ersatzschu­
len entscheidet in inneren Schulangelegenheiten 
das zuständige Organ der Schule, soweit nicht die 
Schulaufsichtsbehörde zuständig ist. 
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Art. 112 

Aufsicht über den Religionsunterricht 

(1) 1 Die staatliche Schulaufsicht erstreckt sich 
auch auf den Religionsunterricht; die Kirchen und 
Religionsgemeinschaften bestimmen jedoch den 
Lehrinhalt und die Didaktik im Rahmen der gel­
tenden Bestimmungen und kirchenvertraglichen 
Vereinbarungen. 2Sie können durch Beauftragte 
den Religionsunterricht ihres Bekenntni.~ses be­
suchen lassen und sich dadurch von der Uberein­
stimmung des erteilten Unterrichts mit den Grund­
sätzen der Religionsgemeinschaft, vom Stand der 
Kenntnisse in der Religionslehre und von der reli­
giös-sittlichen Erziehung der bekenntniszugehöri­
gen Schüler unterrichten. 

(2) 1 Die Kirchen und Religionsgemeinschaften 
und ihre Vertreter haben gegenüber den Lehrkräf­
ten, die Religionsunterricht erteilen, keine dienst­
aufsichtlichen Befugnisse. 2Jedoch können sich die 
Beauftragten der Kirchen und Religionsgemein­
schaften mit diesen Lehrkräften über die Abstel­
lung wahrgenommener Mängel ins Benehmen set­
zen. 3Sie können die Schulaufsichtsbehörden anru­
fen, wenn Beanstandungen zu erheben sind. 

Art. 113 

Befugnisse der Schulaufsichtsbehörden 

(1) 1 Die Schulaufsichtsbehörden haben in Erfül­
lung ihrer Aufgaben insbesondere das Recht, die 
Unterrichtseinrichtungen und Heime zu besichti­
gen, Einblick in deren Betrieb zu nehmen sowie Be­
richte, Nachweise und statistische Angaben zu for­
dern. 2Für Abschlußprüfungen können sie Prü­
fungskommissäre bestellen. 

(2) Schulaufsichtliehe Anordnungen können so­
wohl an den Träger als auch an den Leiter einer 
Unterrichtseinrichtung oder eines Heims gerichtet 
werden. 

Art. 114 

Sachliche Zuständigkeit 

(1) Die unmittelbare staatliche Schulaufsicht 
obliegt 

1. dem Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst bei Gymnasien, Fach­
akademien für Musik, Fachoberschulen, Berufs­
oberschulen, Realschulen einschließlich der ent­
sprechenden Schulen für ' Behinderte und für 
Kranke und der Schulen, die gaI1z oder teilweise 
die Lernziele der vorgenannten Schulen verfol­
gen, sowie bei den Landesschulen für Blinde, Ge­
hörlose und Körperbehinderte, 

2. dem Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten bei Fachakademien für 
Landwirtschaft, bei Technikerschulen für Agrar­
wirtschaft und Waldwirtschaft sowie bei Fach­
schulen für Agrarwirtschaft und Waldwirt­
schaft, 

3. dem Staatsministerium der Justiz im Einverneh­
men mit dem Staatsministerium für Unterricht, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst bei Unterrichts­
einrichtungen in Justizvollzugsanstalten, 

4. den Regierungen 

a) bei öffentlichen Volksschulen für die schul­
aufsichtliehe Genehmigung von Neu-, Um­
und Erweiterungsbauten, 

b) bei privaten Volksschulen, 

c) bei Förderschulen, soweit die Schulaufsicht 
nicht durch Nr. 1 oder Nr. 4 Buchst. d geregelt 
oder durch Rechtsverordnung des Staats­
ministeriums dem Schulamt übertragen ist, 

d) bei Berufsschulen, Berufsaufbauschulen, Be­
rufsfachschulen, Wirtschaftsschulen, Fach­
schulen und Fachakademien einschließlich 
der entsprechenden Schulen für Behinderte, 

e) bei Sing- und Musikschulen, 

f) bei Lehrgängen in Verbindung mit dem Baye­
rischen Rundfunk (Telekolleg), 

g) bei den in Nummer 6 genannten Einrichtun­
gen, wenn diese von kommunalen Trägern 
oder von staatlich verwalteten Stiftungen er­
richtet oder betrieben werden, 

5. den Schulämtern 

a) bei öffentlichen Volksschulen, 

b) bei Förderschulen, soweit dem Schulamt die 
Aufsicht durch Rechtsverordnung übertragen 
ist, 

\ 

6. den Kreisverwaltungsbehörden 

a) bei Lehrgängen, 

b) bei den nach Art. 107 anzeigepflichtigen 
Schülerheimen und Tagesheimen, 

soweit sie nicht in Nummer 4 Buchst. e, fund g 
und in Absatz 2 genannt sind. 

(2) Wird ein Lehrgang an einer öffentlichen 
Schule eingerichtet, so obliegt der für die Schule 
zuständigen Aufsichtsbehörde auch die Aufsicht 
über den Lehrgang. 

(3) Bei Heimschulen im Sinn des Art. 106 sowie 
bei Tagesheimschulen im Sinn des Art. 109 er­
streckt sich die Zuständigkeit der nach Absatz 1 für 
die Schule zuständigen Schulaufsichtsbehörde 
auch auf das Heim und die außerunterrichtliche 
Betreuung. 

(4) 11m Zweifelsfall entscheidet die höhere der 
beteiligten Schulaufsichtsbehörden über die sach­
liche Zuständigkeit. 21st die Zuständigkeit bei 
einer Schulart zweifelhaft, so können die beteilig­
ten Staatsministerien die sachliche Zuständigkeit 
durch Rechtsverordnung feststellen. 

Art. 115 

Schulämter 

(1) In jedem Landkreis und in jeder kreisfreien 
Gemeinde besteht am Sitz der Kreisverwaltungs­
behörde ein Schulamt (Staatliches Schulamt). 

(2) 1 Das Schulamt wird gemeinsam von dem 
Landrat oder dem Oberbürgermeister (rechtlicher 
Leiter) und einem Schulaufsichtsbeamten für 
Volksschulen oder Förderschulen (fachlicher Lei-
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ter) geleitet. 2Die Vertretung des Landrats und des 
Oberbürgermeisters richtet sich nach den Vor­
schriften der Landkreisordnung und der Gemein­
deordnung. 3Der Landrat und der Oberbürgermei­
ster können sich in der Leitung des Schulamts 
durch einen Beamten vertreten lassen, der die Befä­
higung für das Richteramt hat. 4 Einem fachlichen 
Leiter kann die fachliche Leitung von zwei Schul­
ämtern übertragen werden. 

(3) IDem Schulamt können für den fachlichen 
Aufgabenbereich nach Bedarf weitere Schulauf­
sichtsbeamte und Mitarbeiter zugeteilt werden. 
2Der Landrat oder der Oberbürgermeister kann 
den Bediensteten des Landratsamts oder der kreis­
freien Gemeinde Aufgabengebiete und Befugnisse 
aus seinem Aufgabenbereich übertragen und ent­
sprechende Vollmacht erteilen. 

(4) 1 Zum Aufgabenbereich des Landrats und des 
Oberbürgermeisters gehören die Angelegenheiten 
vorwiegend rechtlicher Natur, zum Auf­
gabenbereich des fachlichen Leiters die Ange­
legenheiten vorwiegend fachlicher Natur. 2Das 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst regelt im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium des Innern durch Rechtsverord­
nung die Aufgabenbereiche im Schulamt, das Zu­
sammenwirken in der Leitung des Schulamts und 
die Grundsätze für die Vertretungsbefugnis. 

Art. 116 

Beteiligung an der Schulaufsicht 

(1) Das Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus , Wissenschaft und Kunst kann kommunale 
Schulträger, die einen geeigneten hauptamtlich 
tätigen, fachlich vorgebildeten Sachbearbeiter für 
eine Schulart haben, insoweit an der Schulaufsicht 
beteiligen. 

(2) Einem berufsmäßigen Gemeinderatsmit­
glied, dem die Leitung des Schulwesens einer kreis­
freien Gemeinde obliegt, kann für die Dauer seiner 
Amtszeit auf Antrag der kreisfreien Gemeinde in 
widerruflicher Weise die fachliche Leitung des 
Schulamts übertragen werden, wenn es die Voraus­
setzungen für die Zulassung zur Laufbahn des 
Schulaufsichtsdienstes der Volksschulen oder der 
Förderschulen erfüllt. 

(3) I Die Vorschriften der Gemeinderordnung, 
der Landkreisordnung, der Bezirksordnung und 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenar­
beit hinsichtlich der Rechtsaufsicht bleiben unbe­
rührt. 2Die Rechtsaufsicht bezieht sich auch auf die 
räumlichen Schulverhältnisse sowie auf die wirt­
schaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte . . 

(4) Die Schulaufsichtsbehörden können zur Aus­
übung der Aufsicht die ihnen nachgeordneten Be­
hörden und besondere Beauftragte heranziehen. 

Art. 117 

Übertragung der Zuständigkeit 

IDie beteiligten Staatsministerien können durch 
Rechtsverordnung Zuständigkeiten auf nachge­
ordnete Behörden übertragen, wenn dies zur An-

passung an geänderte Verhältnisse oder zum Zweck 
der Verwaltungsvereinfachung ge.!)oten ist . 2Aus 
den gleichen Gründen kann die Ubertragung im 
Einzelfall erfolgen ; dies gilt für die Regierungen 
entsprechend. 

Sechster Teil 

Maßnahmen zur Durchsetzung 
der Schulpflicht, Ordnungswidrigkeiten 

Art. 118 

Schulzwang 

(1) INimmt ein Schulpflichtiger ohne berechtig­
ten Grund am Unterricht oder an den sonstigen ver­
bindlichen Schulveranstaltungen (Art. 56 Abs . 4 
Satz 2) nicht teil, so kann die Schule bei der Kreis­
verwaltungsbehörde die Durchführung des Schul­
zwangs beantragen. 2Die Kreisverwaltungsbe­
hörde kann durch ihre Beauftragten den Schul­
pflichtigen der Schule zwangsweise zuführen. 
3Eine Vorladung des Schulpflichtigen ist nicht ,er­
forderlich. 

(2) Zur Durchführung des Schulzwangs dürfen 
die Beauftragten der Kreisverwaltungsbehörde 
Wohnungen, Geschäftsräume und befriedetes Be­
sitztum betreten und unmittelbaren Zwang aus­
üben. 

(3) ISoweit in diesem Gesetz eine Beteiligung 
des Gesundheitsamtes vorgeschrieben ist, sind die 
Erziehungsberechtigten verpflichtet, den minder­
jährigen Schulpflichtigen zur Durchführung der 
Untersuchungen dem Gesundheitsamt zuzufüh­
ren; volljährige Schulpflichtige sind verpflichtet, 
sich am Gesundheitsamt untersuchen zu lassen. 
2Kommen Erziehungsberechtigte und Schulpflich­
tige diesen Verpflichtungen ohne berechtigten 
Grund nicht nach, so kalID die Kreisverwaltungs­
behörde auf Antrag der Schulaufsichtsbehörde 
Schulpflichtige durch ihre Beauftragten dem Ge­
sundheitsamt zwangsweise zuführen. 3 Absatz 2 
findet entsprechende Anwendung. 

Art. 119 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig die ihm obliegende 
Anmeldung eines Schulpflichtigen zum Besuch 
der Volksschule, der Berufsschule oder der För­
derschule unterläßt (Art. 35 Abs. 4) , 

2. als Erziehungsberechtigter, Ausbildender oder 
Arbeitgeber vorsätzlich seine Verpflichtung aus 
Art. 76 Satz 1 oder Art. 77 nicht erfüllt; das glei­
che gilt für Personen, denen die Erziehung min­
derjähriger Schulpflichtiger durch Rechtsvor­
schrift oder Vertrag ganz oder teilweise übertra­
gen ist, 

3. als Schulpflichtiger am Unterricht oder an den 
sonstigen verbindlichen Schulveranstaltungen 
(Art. 56 Abs. 4) vorsätzlich nicht teilnimmt, 
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4. eine Schule oder ein Heim für Schüler 

a) ohne die erforderliche Genehmigung oder die 
vorgeschriebene Anzeige oder 

b) nach vollziehbarer Rücknahme oder vollzieh­
barem Widerruf der Genehmigung oder nach 
vollziehbarer Untersagung der Errichtung 
oder Fortführung errichtetoder leitet, 

5. eine mit der Genehmigung verbundene vollzieh­
bare Auflage nicht erfüllt, 

6. einer auf Grund von Art. 3 Abs. 2 Satz 2, Art. 95 
oder 100 Abs. 2 Satz 1 erlassenen vollziehbaren 
Anordnung zuwiderhandelt, 

7. unbefugt eine nach Art. 100 Abs. 3 festgesetzte 
Berufsbezeichnung führt , 

8. als Schulleiter, Lehrkraft oder Erzieher an einer 
Schule tätig ist, obwohl ihm dies untersagt wor­
den ist , 

9. als Unternehmer, Leiter oder Lehrkraft den Vor­
schriften des Art. 105 Satz 1 zuwiderhandelt. 

(2) 1 Will die Kreisverwaltungsbehörde das Ver­
fahren wegen einer Ordnungswidrigkeit nach Ab­
satz 1 Nr. 2 oder Nr.3 einstellen, so hat sie vorher 
die Schule zu hören. 2Der Erlaß eines Bußgeldbe­
scheides ist der Schule mitzuteilen. 

Art. 120 

Einschränkung von Grundrechten 

Auf Grund dieses Gesetzes können im Vollzug 
der Bestimmungen über die Schulpflicht die 
Grundrechte auf körperliche Unversehrtheit, Frei­
heit der Person und Unverletzlichkeit der Wohnung 
eingeschränkt werden (Art. 102 Abs. 1, Art. 106 
Abs.3 der Verfassung, Art. 2 Abs.2, Art. 13 Abs.1 
des Grundgesetzes). 

Siebter Teil 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Abschnitt I 

Übergangsvorschriften zu diesem Gesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 29. Februar 1988 

Art. 121 

Ausnahmen vom Geltungsbereich des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz gilt nicht für 

1. öffentliche Schulen und Lehrgänge, die der Aus­
und Weiterbildung der Angehörigen des öffent­
lichen Dienstes und der im Vorbereitungsdienst 
befindlichen Personen dienen, 

2. Einrichtungen, die errichtet oder betrieben 
werden 

a) auf Grund der Vorschriften des Gesetzes zur 
Ordnung des Handwerks (Handwerksord-

nung) von Handwerksinnungen, Innungsver­
bänden, Kreishandwerkerschaften und 
Handwerkskammern, 

b) auf Grund der Vorschriften des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung des Rechts der Indu­
strie- und Handelskammern, 

c) von juristischen Personen der öffentlichen 
Rechts, politischen Parteien, Gewerkschaf­
ten, berufsständischen oder genossenschaft­
lichen Vereinigungen und Organisationen für 
ihre Bediensteten oder Mitglieder über 
18 Jahre und ohne die Absicht, Gewinne zu er­
zielen, 

es sei denn, daß sie öffentliche Schulen ersetzen, 

3. berufsvorbereitende Maßnahmen im Sinn des 
2. Abschnitts des Arbeitsförderungsgesetzes, es 
sei denn, es handelt sich um eine Ersatzschule 
nach Art. 91. 

(2) Für Veranstaltungen, die auf Grund des Ge­
setzes zur Förderung der Erwachsenenbildung för­
derungsfähig sind, gilt lediglich Art. 128 Abs. 3. 

Art. 122 

Besondere Bestimmungen 

(1) IFür Schulen des Gesundheitswesens kann 
die Schulordnung Abweichungen von Art. 5, 13, 52 

. bis 55, 62 und 86 bis 88 vorsehen, soweit dies im 
Hinblick auf Bundesrecht über die Zulassung zu 
nichtärztlichen Heilberufen oder wegen der Ver­
bindung der Schule mit einer Einrichtung, die an­
deren als Unterrichtszwecken dient, oder zur Wah­
rung des Wohls von Patienten und anderen Pflege­
befohlenen erforderlich ist . 2Satz 1 gilt entspre­
chend bei Schulen für sozialpflegerische und so­
zialpädagogische Berufe und bei Schulen mit 
künstlerischer Ausbildungsrichtung, soweit dies 
wegen der Verbindung der Schule mit einer Ein­
richtung, die anderen als Unterrichtszwecken 
dient, oder zur Wahrung des Wohls der Pflegebefoh- . 
lenen erforderlich ist. 

(2) .Für Schulen, die überwiegend von Erwachse­
nen besucht werden, kann die Schulordnung Ab­
weichungen von Art. 5, 48, 56, 62 bis 69 und 86 vor­
sehen, soweit dies wegen des erwachsenenspezifi­
schen Charakters der Ausbildung erforderlich ist. 

(3) Für Förderschulen kann die Schulordnung 
Abweichungen von Art. 49 bis 55,62,63 und 69 vor­
sehen, soweit dies wegen der Art der Behinderung 
der Schüler erforderlich ist. 

Art. 123 

Aufrechterhaltung von Sondervorschriften 

Unberührt bleiben die Bestimmungen auf Grund 
von Staatsverträgen, insbesondere die Bestimmun­
gen des Bayerischen Konkordats mit dem Heiligen 
Stuhl vom 29. März 1924 und des Vertrags zwischen 
dem Bayerischen Staat und der Evangelisch-Lu­
therischen Kirche in Bayern rechts des Rheins vom 
15. November 1924 in der jeweils geltenden Fas­
sung. 



726 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 19/1994 

Art. 124 

Wahrung des Rechtsstands 

(1) Genehmigungen auf Grund der bisherigen 
Vorschriften bleiben aufrechterhalten, soweit es 
sich um Unterrichtseinrichtungen handelt, die 
nach diesem Gesetz genehmigungspflichtig sind ; 
im übrigen erlöschen sie. 

(2) I Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
verliehenen Berechtigungen bleiben unbeschadet 
der Vorschriften des Art. 100 in Kraft; sie sind zu 
entziehen, wenn die bei der Verleihung geforderten 
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 2Bei einem 
Wechsel des Schul trägers können die diesem verlie­
henen Berechtigungen dem neuen Schulträger 
ganz oder teilweise belassen werden. 

(3) ISofern dieses Gesetz an die Genehmigung 
oder Anerkennung einer Privatschule höhere An­
forderungen als das frühere Recht stellt, kann ihr 
die Schulaufsichtsbehörde aufgeben, die Anforde­
rungen innerhalb einer angemessenen Frist zu er­
füllen . 2Kommt die Schule dieser Auflage nicht 
nach, so kann die Genehmigung oder Anerkennung 
entzogen werden. 

(4) Ist eine Ergänzungsschule vor dem Inkraft­
treten dieses Gesetzes von der Schulaufsichtsbe­
hörde genehmigt worden, so gilt die Anzeigepflicht 
als erfüllt. 

Art. 125 

Staatsinstitute für die Ausbildung von Fachlehrern 
und Förderlehrern 

(1) Das Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Fachlehrern und die ihm angegliederten Fachaus­
bildungsstätten haben die Aufgabe der fachlichen 
und pädagogischen Ausbildung für die Laufbahn 
der Fachlehrer. 

(2) Das Staatsinstitut für die Ausbildung von 
Förderlehrern hat die Aufgabe der fachlichen und 
pädagogischen Ausbildung für die Laufbahn der 
Förderlehrer. 

(3) I Der Besuch der Staatsinstitute setzt einen 
mittleren Schulabschluß voraus. 2Weitere Zulas­
sungsvoraussetzungen hinsichtlich der fachlichen 
Vorbildung können in den Studien ordnungen der 
Staatsinstitute festgelegt werden. 3Zusammen mit 
der Abschlußprüfung kann unter besonderen, in 
den Studienordnungen näher zu bestimmenden 
Voraussetzungen eine fachgebundene Hochschul­
reife verliehen werden. 

(4) lFür die Staatsinstitute oder, soweit diese in 
Abteilungen unter eigener fachlicher Leitung ge­
gliedert sind, für diese Abteilungen und für die 
Fachausbildungsstätten gelten die Art. 5,26 Abs. 1, 
Art. 44 , 45 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1, Art. 52, 55, 56 , 
57,58,59,62 Abs. l Satz 1 und Abs. 8,Art. 84, 85, 86 
Abs. 1, 3, 6 bis 9, Art. 87 Abs. 1 Sätze 1 und 2, Abs. 3 
und 4, Art. 88 Abs. 1 Sätze 1 bis 3, Abs. 2 und 3 und 
Art. 89 entsprechend. 2Die im Rahmen des Art. 86 
Abs. 2 zulässigen Ordnungsrnaßnahmen werden 
in den Studien- und Schulordnungen festgesetzt. 
' Die Aufsicht obliegt dem Staatsministerium für 
Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst; 

Art.117 gilt entsprechend. 4Sätze 1 bis 3 gelten 
nicht für die Ausbildung von Fachlehreranwärtern 
im Vorbereitungsdienst. 

Abschnitt II 

Übergangsvorschriften zum Gesetz 
zur Änderung des Bayerischen Gesetzes 

über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
und anderer Gesetze 

vom 25. Juni 1994 

Art. 126 

Schulen besonderer Art 

(1) lAis Schulen besonderer Art können die 
Städtische schulartunabhängige Orientierungs­
stufe München-Neuperla ch in den Jahrgangsstu­
fen 5 und 6 und die Städtische Willy-Brandt­
Gesamtschule München, die Städtische Bertolt­
Brecht-Gesamtschule Nürnberg-Langwasser und 
die Staatliche Gesamtschule Hollfeld geführt wer­
den. 2Die Schüler werden entsprechend ihrer Lei­
stungsfähigkeit den gebildeten Klassen und Kur­
sen zugewiesen. 3Die Schulen führen nach der 
Jahrgangsstufe 9 zum Hauptschulabschluß und 
nach der Jahrgangsstufe 10 zl:lm Realschulabschluß 
oder zur Berechtigung zum Ubergang in die Jahr­
gangsstufe 11 des Gymnasiums. 4An diesen Schu­
len kann die Vollzeitschulpflicht erfüllt werden. 

(2) lAis Schulen besonderer Art können die 
Staatliche kooperative Gesamtschule Senefelder­
Schule Treuchtlingen und - soweit die Vorausset­
zungen des Satzes 2 erfüllt werden - die Evangeli­
sche kooperative Gesamtschule Wilhelm-Löhe­
Schule Nürnberg geführt werden. 2Diese Schulen 
werden als Zusammenschluß einer Hauptschule, 
einer Realschule und eines Gymnasiums geführt, 
die unter einer Leitung stehen sollen. 

(3) I Das Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst regelt den Schulbe­
trieb und die inneren Schulverhältnisse in einer 
Schulordnung nach Art. 89, vor deren Erlaß der 
Landesschulbeirat zu hören ist . 2In dieser Schul­
ordnung sind insbesondere Umfang und Zeitpunkt 
der Differenzierung in Leistungsstufen festzu­
legen; ab Jahrgangsstufe 9 müssen abschlußbe­
zogene Klassen gebildet werden. 

(4) I Die unmittelbare staatliche Schulaufsicht 
über die Schulen besonderer Art obliegt dem 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst. 2Dieses kann zur Ausübung der 
Aufsicht ihm nachgeordnete Behörden und beson­
dere Beauftragte heranziehen. 

Art. 127 

Schulnamen 

Die Namen der bestehenden Schulen bleiben von 
Art. 29 unberührt. 
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Abschnitt III 

Schlußbestimmungen 

Art. 128 -' 

Rechts- und Verwaftungsvorschriften 

(1) Rechtsverordnungen äuf Grund dieses Geset­
zes erläßt das zuständige Staatsministerium, so­
weit nichts anderes bestimmt ist. 

(2) 1 Das Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst kann durch Rechtsver­
ordnung aus Gründen der Sicherheit und Gesund­
heit für Sportlehrer den Nachweis einer staatlichen 
Fachprüfung verlangen. 2Das Staatsministerium 

. für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 
kann außerdem durch Rechtsverordnung regeln, 
unter welchen fachlichen, personellen und organi­
satorischen Voraussetzungen ein Lehrgang die Be­
zeichnung Singschule und Musikschule führen 
darf; damit soll der besondere Wert dieser Lehr­
gänge für die musikalische Erziehung der Jugend 
gesichert werden. 

(3) 1 Das zuständige Staatsministerium kann für 
Bildungseinrichtungen, die außerhalb der Ausbil­
dung an öffentlichen oder privaten Schulen beste­
hen oder vorgesehen sind, Prüfungen einführen 
und Prüfungsordnungen erlassen. 2Soweit die Bil­
dungseinrichtungen in ihren Bildungszielen mit 
denen bestehender öffentlicher oder privater Schu­
len übereinstimmen, müssen die Prüfungen inhalt­
lich den entsprechenden Abschlußprüfungen der 
schulischen Bildungsgänge gleichwertig sein. 3Für 
die Studienkollegs bei qen Universitäten des Frei­
staates Bayern und Studienkollegs bei den Fach­
hochschulen des Freistaates Bayern sowie für die 
Sonderlehrgänge für Aussiedler und Spätaussied­
ler zum Erwerb der Hochschulreife kann das 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst außerdem in entsprechender An­
wendung des Art. 89 Studienordnungen erlassen. 

(4) Lehrkräften, die aus dem öffentlichen Schul­
dienst in den Auslandsschuldienst beurlaubt sind, 
kann die Ernennungsbehörde für die Dauer ihrer 
Verwendung als Schulleiter, stellvertretender 
Schulleiter oder Fachberater das Führen einer Be­
zeichnung gestatten, die der Amtsbezeichnung ver­
gleichbarer Lehrkräfte an öffentlichen Schulen 
entspricht. 

Art. 129 

Inkrafttreten 

1 Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1983 in Kraft. 
2Abweichend hiervon treten Art. 128 Abs. 6 am 
1. August 1982 und Art . 128 Abs. 3 Nr. 15 am 1. Okto­
ber 1982 in Kraft. *) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
ursprünglichen Fassung vom 10. September 1982 (GVBl S. 743, 
ber. S.1032; BayRS 2230-1-1-K). Der Zeitpunkt des Inkraft­
tretens der späteren Änderungen ergibt sich aus den jeweiligen 
Änderungsgesetzen. 
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2230-7-1-K 

Bekanntmachung 
der Neufassung des 

Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 

Vom 7. Juli 1994 

Auf Grund des § 4 Abs. 4 des Gesetzes zur Ände­
rung des Bayerischen Gesetzes über das Erzie­
hungs- und Unterrichtswesen und anderer Gesetze 
vom 25 . Juni 1994 (GVBl S. 478) wird nachstehend 
der Wortlaut des Bayerischen Schulfinanzierungs- . 
gesetzes (BayRS 2230-7-1-K) in der vom 1. August 
1994 an geltenden Fassung bekanntgemacht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch das 

1 Haushaltsgesetz 1987/1988 vom 30. Juli 1987 
(GVBl S . 221), 

2. Haushaltsgesetz 1989/1990 vom 25. April 1989 
(GVBl S . 105), 

3. Gesetz zur Änderung des Bayerischen Schulfi­
nanzierungsgesetzes vom 24. August 1990 (GVBl 
S. 339), 

4. Gesetz zur Änderung des Bayerischen Schulfi­
nanzierungsgesetzes vom 28. Dezember 1992 
(GVBl S. 782), 

5. Haushaltsgesetz 1993/l~94 vom 28. Dezember 
1992 (GVBl S. 784), 

6. Gesetz zur Änderung des Bayerischeh Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen und 
anderer Gesetze vom 25. Juni 1994 (GVBl S . 478, 
ber. S . 596). 

München, den 7.Juli Hj~-± 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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2230-7-1-K 

Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) 
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 7. Juli 1994 

Art. 1 

Art . 2 

Art . 3 

Art. 4 

Art. 5 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

Allgemeines 

Geltungsbereich 

Personalaufwand 

Schulaufwand 

Zweiter Teil 

Öffentliche Schulen 

Abschnitt I 

Allgemeines 

Betrieb und Unterhaltung 

Finanzhilfen 

Abschnitt II 

Staatliche Schulen 

Art. 6 Träger des Personalaufwands 

Art . 7 Vergütung des Unterrichts durch Lehrkräfte der Kirchen 
und kirchlichen Genossenschaften an Volksschulen und 
Volksschulen für Behinderte 

Art. 8 Träger des Schulaufwands 

Art . 9 Schulverbände für Volksschulen und Volksschulen für Be-
hinderte 

Art. 10 Leistungen für Gastschüler 

Art. 11 Staatliche Heimschulen 

Art.12 Bedarfsaufbringung in besonderen Fällen 

Art.13 Bereitstellung von Wohnungen für Lehrkräfte an Volks­
schulen 

Art.14 Verwaltung des Schulvermögens 

Abschnitt III 

Kommunale Schulen 

Art. 15 Träger des Personalaufwands und des SC!lUlaufwands 

Art. 16 L ')hrpersonalzuschüsse 

Art. 17 Lehrpersonalzuschüsse für Gymnasien, Realschulen und 
Schulen des Zweiten Bildungswegs 

Art. 18 Lehrpersonalzuschüsse für berufliche Schulen 

Art.19 Leistungen für Gastschüler 

Art.20 Besondere Leistungen für Berufs- und Fachschüler 

Abschni tt IV 

Lernmittelfreiheit, Schulgeldfreiheit 

Art . 21 Lernmittelfreiheit 

Art . 22 Staatliche Zuweisungen an die Träger des Schulaufwands 

Art.23 Schulgeldfreiheit 

Abschnitt V 

Heime und ähnliche Einrichtungen 
bei Förderschulen 

Art.24 Errichtung von Heimen und ähnlichen Einrichtungen, 
Finanzhilfen 

Art. 25 Schuldner der Heimkosten und Heimkostenzuschüsse 

Art. 26 Zuschüsse zur Unterbringung in Familien 

Art. 27 Schulvorbereitende Einrichtungen 

Dritter Teil 

Ersatzschulen 

Abschnitt I 

Allgemeines 

Art. 28 Träger des Personalaufwands und des Schulaufwands 

Art.29 Staatliche Förderung 

Abschni tt II 

Private Volksschulen 

Art .30 Gliederung und AusQau 

Art. 31 Leistungen für den Personalaufwand 

Art .32 Leistungen für den Schulaufwand 

Abschnitt III 

Private Förderschulen 

Art.33 Leistungen für den Personalaufwand 

Art.34 Leistungen für den Schulaufwand 

Art. 35 Private Volksschulen für Behinderte 

Art.36 Heime und ähnliche Einrichtungen bei privaten Förder­
schulen 

Art.37 Zuschüsse bei Blockbeschulung 

Abschni tt IV 

Private ,tlealschulen, G~mnasien, 
berufliche Schulen und 

Schulen des Zweiten Bildungswegs 

a) Staatlich anerkannte Realschulen, Gymnasien 
und Schulen des Zweiten Blldungswegs 

Art .38 Zuschüsse 

Art . 39 Ausgleichsbetrag' 

Art.40 Versorgungszuschüsse 

b) Staatlich anerkannte berufliche Schulen 

Art.41 Zuschüsse 

Art.42 Ausgleichsbetrag 
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c) Sonstige Förderung staatlich 
anerkannter Ersatzschulen 

Art.43 Finanzhilfen zu Baumaßnahmen 

Art.44 Beurlaubung staatlicher Lehrkräfte 

d) Staatlich genehmigte Ersatzschulen 

Art.45 Zuschüsse 

Abschnitt V 

Lernmittelfreiheit, Schulgeldfreiheit 

Art.46 Lernmittelfreiheit 

Art.47 Schulgeldfreiheit 

Vierter Teil 

Aufwand für Einrichtungen der 
Schulaufsicht 

Art.48 Staatliches Schulamt 

Art .49 Ministerialbeauftragte 

Fünfter Teil 

Übergangsvorschriften 

Art.50 Private Volksschulen 

-Art.51 Vorkurse an kirchlichen Spätberufenengymnasien 

Art. 52 Schulaufwand für staatliche Realschulen und Gymnasien 
in besonderen Fällen 

Art . 53 Übertragung und Rückübereignung von Schul anlagen 

Art.54 Besondere Verpflichtungen 

Art.55 Bestehende berufliche Schulen mit abweichender Be­
darfsaufbringung 

Art.56 Übergangsregelung zur Förderung nach dem Privatschul­
leistungsgesetz und nach dem Gesetz über das berufliche 
Schulwesen 

Art.57 Schulen besonderer Art 

Sechster Teil 

Schlußvorschriften 

Art.58 Staatsverträge 

Art . 59 Vollzug des Gesetzes 

Art . 60 Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

Art. 61 (Änderungsbestimmung) 

Art. 62 Inkrafttreteri 

Erster Teil 

Allgemeines 

Art. 1 

Geltungs bereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für öffentliche Schulen 
(Art. 3 Abs. 1, Art. 6 Abs. 2 des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen -
BayEUG) sowie für Ersatzschulen (Art. 3 Abs. 2, 
Art. 91 BayEUG). 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Schulen im Ge­
schäftsbereich des Staatsministeriums für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten. 

Art. 2 

Personalaufwand 

(1) lDer Personalaufwand umfaßt den Aufwand 
nach den beamten-, tarif- und sozialversicherungs­
rechtlichen Bestimmungen sowie die gesetzlichen 
Beiträge zur Berufsgenossenschaft für Lehrkräfte 
und Verwaltungspersonal aller Schulen sowie für 
Förderlehrer an Volks- und Förderschulen, für 
Heilpädagogen im Förderschuldienst, Werkmeister 
und sonstiges Personal für heilpädagogische Un­
terrichtshilfe sowie für Pflegepersonal an Förder­
schulen und für pädagogisches Hilfspersonal an 
Gymnasien und beruflichen Schulen. 2Der Auf­
wand schließt die Aufwendungen für den neben­
amtlichen und nebenberuflichen Unterricht ein. 

(2) Zum Verwaltungspersonal gehören die zur 
Erledigung der Verwaltungsgeschäfte der Schullei­
tung erforderlichen Beamten und Angestellten. 

Art. 3 

Schulaufwand 

(1) lDer nicht zum Personalaufwand (Art. 2) ge­
hörende übrige Aufwand ist Schulaufwand. 2Er 
umfaßt den für den ordnungsgemäßen Schulbe­
trieb und Unterricht erforderlichen Sachaufwand 
sowie den Aufwand für das Hauspersonal. 

(2) Zum Sachaufwand gehören vor allem die 
Aufwendungen für 

1. die Bereitstellung, Einrichtung, Ausstattung, 
Bewirtschaftung und Unterhaltung der Schul­
anlage einschließlich der Sportstätten, Erho­
lungsflächen und, soweit erforderlich, Hausmei­
sterwohnungen, 

2. die Lehrmittel, die Lernmittel, soweit für sie 
nach Art. 21 Lernmittelfreiheit gewährt wird, 
Büchereien, Zeitschriften und Urheberrechts­
vergütungen, 

3. die fachpraktische Ausbildung im Rahmen des 
Unterrichts (Art. 50 Abs. 3 BayEUG), 

4. Schulveranstaltungen, 

5. Einrichtungen zur Mitgestaltung des schuli­
schen Lebens, 

6. Geschäftsbedürfnisse der Schule, 

7. Schülerheime für berufliche Schulen, soweit sie 
für den Schulbetrieb erforderlich sind, 

8. die notwendige Beförderung der Schüler auf Un­
terrichtswegen. 

(3) Zum Hauspersonal gehören die für Verwal­
tung und Bewirtschaftung der Schulanlage erfor­
derlichen Dienstkräfte. 

(4) Zum Schulaufwand der Volksschulen und 
der Förderschulen gehört auch die notwendige Be- _ 
förderung der Schüler auf dem Schulweg ein­
schließlich der Schüler, die nach Art. 43 Abs. 2 oder 
Abs. 3 BayEUG gastweise eine andere Schule besu­
chen. 
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(5) Zum Schulaufwand der allgemeinen Schulen 
gehören auch die Aufwendungen für die behinder­
ten Schüler, die dort gegebenljufalls mit Hilfe der 
Mobilen Sonderpädagogischen Dienste gemäß 
Art. 21 Bay EU G mit hinreichender Aussich tauf Er­
folg unterrichtet und erzogen werden können, so­
wie die Aufwendungen für den gemeinsamen Un­
terricht von Schülern mit und ohne sonderpädago­
gischem Förderbedarf nach Art. 30 Abs. 1 Satz 3 
BayEUG an den allgemeinen Schulen. 

Zweiter Teil 

Öffentliche Schulen 

Abschnitt I 

Allgemeines 

Art. 4 

Betrieb und Unterhaltung 

Bei dem Betrieb und der Unterhaltung öffentli­
cher Schulen wirken Staat und kommunale Kör­
perschaften zusammen. 

Art. 5 

Finanzhilfen 

(1) Der Staat gewährt den Trägern des Schulauf­
wands Finanzhilfen nach Maßgabe des Finanzaus­
gleichsgesetzes zu Baumaßnahmen, die schulauf­
sichtlich genehmigt sind; bei beruflichen Schulen 
erstrecken sich die Finanzhilfen auch auf die erst­
malige Einrichtung, soweit sie der fachtheoreti­
schen und fachpraktischen Ausbildung der Schüler 
unmittelbar dient. 

(2) Der Staat gewährt den Gemeinden, Schul­
verbänden, Landkreisen und Bezirken Finanzhil­
fen nach Maßgabe des Finanzausgleichsgesetzes zu 

. der notwendigen Beförderung der Schüler an 
Volksschulen und an Förderschulen auf dem Schuf­
weg. 

Abschnitt II 

Staatliche Schulen 

Art. 6 

Träger des Personalaufwands 

Der Staat trägt den Personalaufwand. 

Art. 7 

Vergütung des Unterrichts durch Lehrkräfte 
der Kirchen und kirchlichen Genossenschaften 

an Volksschulen und Volksschulen für Behinderte 

(1) IDervon Geistlichen, Katecheten und sonsti­
gen Religionslehrern an Volksschulen und Volks­
schulen für Behinderte erteilte Religionsunterricht 
wird den Kirchen und Religionsgemeinschaften 
vom Staat pauschal vergütet . 2Dies gilt nicht, so-

weit die Geistlichen, Katecheten und sonstigen Re­
ligionslehrer in einem Dienstverhältnis zum Frei­
staat Bayern stehen. 3Das Nähere wird mit den Kir­
chen und Religionsgemeinschaften vereinbart. 
4Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung des 
Landtags. 

(2) IDie kirchlichen Genossenschaften erhalten 
vom Staat für die von ihnen nach Maßgabe des 
Art. 61 BayEUG zur Verfügung gestellten Lehr­
kräfte und Förderlehrer eine Vergütung. 2Diese be­
mißt sich bei ' 

1. Lehramtsanwärtern und Förderlehrern im Vor­
bereitungsdienst nach den Anwärterbezügen 
der Beamten auf Widerruf im Vorbereitungs­
dienst einschließlich der jährlichen Sonderzu­
wendung mit der Maßgabe, daß der Anwärter­
grundbetrag zusammen mit der Unterrichtsver­
gütung das Grundgehalt der ersten Dienstalters­
stufe der maßgebenden Besoldungsgruppe zu­
züglich Ortszuschlag der Stufe 2 nicht überstei­
gen darf, hinzu tritt eine ergänzende Leistung 
von 75 DM für den in Art. 86b des Bayerischen 
Beamtengesetzes (Bay BG) in der jeweils gültigen 
Fassung genannten Personenkreis, 

2. den übrigen Lehrkräften sowie den Förderleh­
rern nach dem Grundgehalt der zehnten Dienst­
altersstufe der Besoldungsgruppe, in die ver­
gleichbare beamtete Lehrkräfte und Förderleh­
rer eingereiht sind; dazu treten der Ortszuschlag 
der Stufe 2, -Stellenzulagen, die jährliche Son­
derzuwendung, ein Versorgungszuschlag von 
25 v. H . aus diesen Bezügen, das Urlaubsgeld und 
eine ergänzende Leistung von 150 DM für den in 
Art. 86b BayBG in der jeweils gültigen Fassung 
genannten Personenkreis. 

3Bei Teilzeitbeschäftigung im Sinn des Bundes-An­
gestelltentarifvertrags bemißt sich die Vergütung 
nach dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßi­
gen Arbeitszeit . 4Im übrigen bemißt sich die Vergü­
tung nach den Sätzen für den nebenamtlichen und 
nebenberuflichen Unterricht. 

Art. 8 

Träger des Schulaufwands 

(1) IDie zuständigen kommunalen Körperschaf­
ten tragen den Schulaufwand (Aufwandsträger). 
2Zuständig sind bei 

1. Volksschulen, Volksschulen für Behinderte und 
Berufsschulen für Behinderte die Körperschaf­
ten, für deren Gebiet oder Teilen davon die 
Schule errichtet ist, 

2. Berufsschulen die kreisfreien Gemeinden oder 
die Landkreise, die den Schulsprengel bilden, 

3. den übrigen Schulen die kreisfreien Gemeinden 
oder die Landkreise, in deren Gebiet die Schulen 
ihren Sitz haben. 

3Das Zusammenwirken mehrerer zuständiger Kör­
perschaften richtet sich nach dem Gesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit, soweit dieses Gesetz 
nicht besondere Vorschriften enthält. 

(2) Eine kommunale Körperschaft, die nicht 
oder nicht allein nach Absatz 1 verpflichtet ist, 
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kann sich im Einvernehmen mit den nach Absatz 1 
verpflichteten Körperschaften und mit Zustim­
mung des Staatsministeriums für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst , bei Volksschulen für 
Behinderte, Berufsschulen für Behinderte und Be­
rufsschulen der zuständigen Regierung, bei Volks­
schulen der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde, 
verpflichten, den Schulaufwand an Stelle der ver­
pflichteten Körperschaft zu tragen. 

(3) 1 Im Fall des Absatzes 2 kann der Aufwands­
träger jährlich für die durch den Betrieb der Schule 
entstehenden und anderweitig nicht gedeckten Ko­
sten von den aus ihrer Verpflichtung nach Absatz 1 
entlassenen kommunalen Körperschaften Ersatz 
nach Maßgabe der Zahl der anteiligen Schüler ver­
langen. 2Die kommunalen Körperschaften können 
eine abweichende Kostenverteilung vereinbaren. 

Art. 9 

Schulverbände für Volksschulen und 
Volksschulen für Behinderte 

(1) 1 Mit der Errichtung einer Volksschule für das 
Gebiet mehrerer Gemeinden oder Teilen davon ent­
steht ein Schulverband aus den beteiligten Ge­
meinden, soweit nicht eine Regelung nach Art. 8 
Abs.2 getroffen ist. 2Der Schulverband ist eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts und be;;itzt 
das Recht, Dienstherr von Beamten zu sein. 3Er ist 
Träger des Schulaufwands für die in seinem Gebiet 
errichteten öffentlichen Volksschulen (Verbands­
schulen) . 

(2) Organe des Schul verbands sind die Schulver­
bandsversammlung und der Schulverbandsvorsit­
zende. 

(3) 1 Die Schulverbandsversammlung besteht 
aus den ersten Bürgermeistern der am Schulver­
band beteiligten Gemeinden. 2Gemeinden, aus de­
nen mehr als 50 Schüler die Verbandsschule oder 
die Verbandsschulen besuchen (Verbandsschüler) , 
.entsenden ferner bis einschließlich 100 Verbands­
schüler einen weiteren Vertreter und für jedes wei .. 
tere an gefangene Hundert Verbandsschüler einen 
weiteren Vertreter als Mitglied in die Schulver­
bandsversammlung. 3Die weiteren Mitglieder wer­
den vom Gemeinderat für die Dauer seiner Wahlpe­
riode bestellt. 4 Die Bestellung kann widerrufen 
werden. 

(4) l Stichtag für die nach Absatz 3 notwendige 
Feststellung der Zahl der Verbandsschüler ist der 
1. Oktober eines jeden Jahres. 2Überzählige Mit­
glieder der Schulverbandsversammlung sind durch 
den zuständigen Gemeinderat abzuberufen . . , 

(5) 1 Die Mitglieder der Schulverbandsversamm­
lung wählen aus ihrer Mitte für die Dauer von 
höchstens sechs Jahren einen Vorsitzenden und 
dessen Stellvertreter. 2Wiederwahl ist zulässig. 

(6) lDie Schulverbandsversammlung wird, 
wenn noch kein Schulverbandsvorsitzender ge­
wählt ist, durch den ersten Bürgermeister der 
Schulsitzgemeinde einberufen. 2Die Schulver­
band;;versammlung ist jährlich mindestens einmal 
einzuberufen. 3 Auf Antrag eines Viertels der ge-

setzlichen Zahl der Mi tglieder muß der Vorsi tzende 
innerhalb einer Woche eine Sitzung einberufen. 

(7) lDer Schulverband erhebt für seinen durch 
sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarf von 
den Verbandsmitgliedern eine Umlage, um seinen 
Finanzbedarf zu decken (Schulverbandsumlage) . 
2Die Umlage wird nach der Zahl der Verbandsschü- , 
ler bemessen. 3Stichtag für die Feststellung der 
Zahl der Verbandsschüler ist der 1. Oktober eines 
jeden Jahres für das darauffolgende Jahr. 4Die 
Schulverbandsversammlung kann mit einer Mehr­
heit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder eine von den 
Sätzen 1 bis 3 abweichende Regelung beschließen. 

(8) 1 Die Rechtsaufsicht über den Schulverband 
obliegt der Verwaltungsbehörde, die die Rechtsauf­
sicht über die Schulsitzgemeinde ausübt. 21st am 
Schulverband eine kreisfreie Gemeinde beteiligt, 
so obliegt die Rechtsaufsicht der Regierung. 

(9) Soweit dieses Gesetz für die Schulverbände 
keine Regelung enthält, gelten die Bestimmungen 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenar­
beit für Zweckverbände entsprechend. 

(10) lMit der Errichtung einer Volksschule für 
Blinde, Sehbehinderte, Gehörlose, Schwerhörige, 
Körperbehinderte oder der (Teil-)Hauptschulstufe 
einer Schule zur individuellen Sprachförderung 
für das Gebiet mehrerer Bezirke oder Teilen davon, 
einer Volksschule für Kranke, zur individuellen 
Sprachförderung, zur individuellen Lebensbewäl­
tigung, zur individuellen Lernförderung oder zur 
Erziehungshilfe für das Gebiet mehrerer Land­
kreise oder kreisfreier Gemeinden oder Teilen da­
von entsteht ein Förderschulverband aus den betei­
ligten Gebietskörperschaften, soweit nicht eine Re­
gelung nach Art. 8 Abs. 2 getroffen ist. 2Die Ab­
sätze 1 bis 9 gelten entsprechend; bei den aus Bezir­
ken bestehenden Förderschulverbänden obliegen 
die dem ersten Bürgermeister der Gemeinde zu­
kommenden Aufgaben dem Bezirkstagspräsiden­
ten, die dem Gemeinderat zukommenden Aufgaben 
dem Bezirkstag, bei den aus Landkreisen bestehen­
den Schulverbänden dem Landrat und dem Kreis­
tag. 3Die Rechtsaufsicht obliegt der Regierung, in 
deren Bezirk die Schule ihren Sitz hat. 

(11) lMit der Auflösung der Verbandsschule er­
lischt der Schulverband. 2Ein am 31. Dezember 
1986 bestehender Sonderschulverband erlischt 
nicht, wenn der nach dem Bayerischen Gesetz über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen und diesem 
Gesetz zuständige Aufwandsträger mit dem Son­
derschulverband vereinbart, daß der Verband wei­
ter befristet oder unbefristet den Schulaufwand 
trägt. 3Erlischt ein Schulverband, so gilt er bis zur 
Beendigung der Abwicklung und Auseinanderset­
zung als fortbestehend, soweit es der Zweck der Ab­
wicklun~ und Auseinandersetzung erfordert. 

Art. 10 

Leistungen für Gastschüler 

(1) lDer Aufwandsträger kann für jeden Gast­
schüler einen Beitrag (Gastschulbeitrag) nach Ab­
satz 2, für Gastschüler an Berufsschulen und Be-
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rufsschulen für Behinderte Kostenersatz nach Ab­
satz 4 verlangen; ein Gastschulbeitrag entfällt für 
Volksschüler, denen nach Art. 43 Abs.l BayEUG 
der Besuch einer anderen Volksschule gestattet ist. 
2 Gastschüler sind bei 

1. Volksschulen, Volksschulen für Behinderte und 
Berufsschulen für Behinderte Schüler, die nicht 
im Sprengel der besuchten Schule ihren gewöhn­
lichen Aufenthalt haben, 

2. Berufsschulen Schüler mit einem Beschäfti­
gungsverhältnis , deren Beschäftigungsort nicht 
im Sprengel der besuchten Schule liegt, und 
Schüler ohne Beschäftigungsverhältnis, die 
nicht im Sprengel der besuchten Schule ihren ge­
wöhnlichen Aufenthalt haben, 

3. den übrigen Schulen die Schüler, die außerhalb 
des Gebiets des Aufwandsträgers ihren gewöhn­
lichen Aufenthalt haben. 

3Für sonstige berufliche Schulen mit einem auf 
Grund ihrer Fachrichtung überregionalen Ein­
zugsbereich, die nicht Berufsschulen sind, kann 
das Staatsministerium für Unterricht, Kultus , Wis­
senschaft und Kunst im Einvernehmen mit den be­
teiligten Staatsministerien durch Rechtsverord­
nung bestimmen, daß als Gastschüler auch solche 
Schüler gelten, die vor ihrer Aufnahme in die 
Schule ihren gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb 
des Gebiets des Aufwandsträgers hatten, wenn de­
ren Zahl einschließlich der Gastschüler nach Satz 2 
Nr.3 25 v. H . der Gesamtzahl der Schüler der 
Schule übersteigt. 4Dies gilt auch, wenn unmittel­
bar nach dem Besuch der Schule nach Satz 3 eine 
berufliche Schule in glercher Fachrichtung im Be­
reich desselben Aufwandsträgers besucht wird, die 
ebenfalls einen überregionalen Einzugsbereich im 
Sinn des Gesetzes hat. 

(2) 1 Der Gastschulbeitrag je Schüler wird er­
rechnet, indem der entstandene laufende Schulauf­
wand durch die Gesamtschülerzahl geteilt wird. 
2 Maßgebend ist die Schülerzahl nach der amtlichen 
Statistik für das dem Haushaltsjahr vorherge­
hende Jahr; bei Neugründungen sind bis zum Vor­
liegen statistischer Zahlen die tatsächlichen Ver­
hältnisse maßgebend. 3Werden Schüler einer Volks­
schule nur zum Unterricht in einzelnen Fächern zu­
gewiesen, so vermindert sich der Gastschulbeitrag 
entsprechend. 

(3) 1 An Stelle des nach Absatz 2 zu errechnenden 
Gastschulbeitrags tritt bei den in Satz 2 genannten 
Schularten eine jährliche Gastschulbeitragspau­
schale je Schüler. 2Sie beträgt bei 

Volksschulen 

Realschulen, Abendrealschulen 

Gymnasien (einschließlich Kollegs) , 
Abendgymnasien 

Wirtschaftsschulen 

1.650DM 

1.750DM 

1.350DM 

1.700 DM. 

3Die Pauschalen sind in Abständen von zwei Jah­
ren anhand der Orientierungsdaten für die kommu­
nale Finanzplanung und der Entwicklung der 
Schülerzahlen nach der Schüler- und Absolventen­
prognose der Kostenentwicklung anzupassen. 

(4) lFür Gastschüler an Berufsschulen und Be­
rufsschulen für Behinderte errechnet sich der 
Kostenersatz nach Maßgabe des Art. 8 Abs. 3. 2Be­
suchen auß~rbayerische Schüler eine Berufsschule 
oder Berufsschule für Behinderte in Bayern, so gilt 
Satz 1 entsprechend. 

(5) 1 Beitrags- oder Kostenschuldner ist 

1. bei Volksschulen die Gemeinde des gewöhnli­
chen Aufenthalts der Schüler, 

2. bei Volksschulen für Blinde, Sehbehinderte, Ge­
hörlose, Schwerhörige und Körperbehinderte 
einschließlich der Förderzentren für diese Perso­
nen und bei Teilhauptschulstufen II der Schulen 
zur individuellen Sprachförderungsowie bei Be­
rufsschulen für Behinderte der Bezirk des ge­
wöhnlichen Aufenthalts der Schüler, 

3. bei Berufsschulen der Landkreis oder die kreis­
freie Gemeinde des Beschäftigungsorts oder, so­
weit ein Beschäftigungsverhältnis nicht vorliegt, 
der Landkreis oder die kreisfreie Gemeinde des 
gewöhnlichen Aufenthalts der Schüler, 

4. bei den übrigen Schulen der Landkreis oder die 
kreisfreie Gemeinde des gewöhnlichen Aufent­
halts der Schüler, 

5. bei Schülern mit gewöhnlichem Aufenthalt au-
ßerhalb Bayerns der Freistaat Bayern. 

21m Fall des Absatzes 1 Satz 3 ist Beitragsschuldner 
die nach Satz 1 Nr. 4 zuständige kommunale Kör­
perschaft, in deren Gebiet die Schüler vor ihrer 
Aufnahme in die Schule ihren gewöhnlichen Auf­
enthalt hatten. 

(6) Nehmen Umschüler im Sinn des Berufsbil­
dungsgesetzes oder der Handwerksordnung am 
Unterricht in der Berufsschule teil, so kann der 
Aufwandsträger vom Umschüler eine angemessene 
Kostenbeteiligung entsprechend Absatz 4 Satz 1 
verlangen, wenn diesem die Kosten im Rahmen ei­
ner anderweitigen öffentlichen Förderung zu erset­
zen sind. 

(7) 1 Übersteigt die Zahl der Gastschüler in einer 
Schulsitzgemeinde 15 v. H. der Gesamtzahl der 
Schüler, so gewährt der Staat dem Aufwandsträger 
einen Gastschülerzuschuß. 2Der Zu schuß beträgt je 
Haushaltsjahr 100 DM für jeden 15 v. H. der Ge­
samtzahl der Schüler übersteigenden Gastschüler. 
3Absatz2 Satz 2 gilt entsprechend. 4Der Gastschü­
lerzuschuß darf 85 v. H. des laufenden Schulauf­
wands nicht übersteigen. 5Die Sätze 1 bis 4 gelten 
nicht für Pflichtschulen, Berufsfachschulen (ausge­
nommen Wirtschaftsschulen), Fachschulen und 
Fachakademien. 

(8) ISind Berufsschüler während des Besuchs 
einer Berufsschule, an der für sie ein Fachsprengel 
gebildet ist, notwendig auswärtig untergebracht, 
so werden ihnen die Kosten für Unterkunft und 
Verpflegung abzüglich eines angemessenen Eigen­
anteils an den Kosten für die Verpflegung ersetzt. 
2Der Staat gewährt zu den Kosten für Unterkunft 
und Verpflegung einen pauschalen Zuschuß bis zur 
Höhe des landes durchschnittlichen Kostensatzes 
abzüglich des Eigenanteils ; die im Einzelfall nicht 
gedeckten Restkosten übernimmt der für die be­
suchte Berufsschule zuständige Aufwandsträger. 
3Die Sätze 1 und 2 finden für Schüler, die zum Be-
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such einer außerbayerischen Berufsschule ver­
pflichtet sind (Art. 42 Abs.5 BayEUG), entspre­
chende Anwendung mit der Maßgabe, daß der Frei­
staat Bayern den Berufsschülern die durch den Ei­
genanteil nicht gedeckten Kosten für Unterkunft 
und Verpflegung am Ort der auswärtigen Unter­
bringung in vollem Umfang ersetzt. 

(9) Absatz 8 gilt entsprechend für Schüler von 
Berufsschulen für Behinderte. 

Art. 11 

Staatliche Heimschulen 

(1) Bei staatlichen Realschulen, Gymnasien, 
Kollegs und Berufsoberschulen, die das Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus , Wissenschaft 
und Kunst zu Heimschulen erklärt , sowie bei den 
Landesschulen für Blinde, Gehörlose und Körper­
behinderte trägt der Staat neben dem Personalauf­
wand auch den gesamten übrigen Aufwand für die 
Schule und das Heim, soweit das Heim nicht von 
einer Stiftung betrieben wird. 

(2) lWird eine bestehende Schule zur Heim­
schule erklärt, so ist das Eigentum an den dem 
Schulbetrieb dienenden beweglichen und unbe­
wegli<;.hen Sachen auf den Staat zu übertragen. 
2Die .:Ubertragung des Eigentums darf weder von 
der Ubernahme von Verbindlichkeiten noch von 
der Zahlung eines Entgelts abhängig gemacht wer­
den. 

(3) 1 Wird das Heim einer staatlichen Heimschule 
aufgelöst, so ist das Eigentum an den dem Schulbe­
trieb dienenden beweglichen und unbeweglichen 
Sachen auf die zuständige kommunale Körper­
schaft (Art. 8) zu übertragen. 2 Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 3Die Verpflichtung, den Schulauf­
wand zu tragen, geht ab 1. Januar des der Auflösung 
folgenden Jahres auf die zuständige kommunale 
Körperschaft über. 4Ab dem gleichen Zeitpunkt ist 
die kommunale Körperschaft verpflichtet, die in 
der Schule beschäftigten, zum Hauspersonal gehö­
renden Dienstkräfte in ihrer bisherigen Rechtsstel­
lung zu übern~hmen. 

Art. 12 

Bedarfsaufbringung in besonderen Fällen 

(1) lAbweichend von Art. 8 trägt der Staat bei 
Schulen des Gesundheitswesens an staatlichen Kli­
niken und Instituten, bei Fachakademien der Aus­
bildungsrichtung Sport an Einrichtungen für die 
Ausbildung von Sportlehrern an staatlichen Hoch­
schulen sowie bei Fachakademien für die Ausbil­
dung von Restauratoren an den staatlichen Biblio­
theken, Archiven, Museen, Sammlungen und Ein­
richtungen zum Schutz und zur Pflege von Denk­
mälern neben dem Personalaufwand auch den ge­
samten Schulaufwand. 2Vereinbarungen, die eine 
Beteiligung einer kommunalen Körperschaft an 
der Bedarfsaufbringung vorsehen, sind möglich. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für mit Fachhoch­
schulen räumlich verbundene Berufsfach- und 
Fachschulen, für die zum Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens dieses Gesetzes der Staat den gesamten Schul­
aufwand trägt. 

Art. 13 

Bereitstellung von Wohnungen 
für Lehrkräfte an Volksschulen 

Die Regierung kann Gemeinden und Schulver­
bände verpflichten, für die an Volksschulen haupt­
amtlich tätigen Lehrkräfte Wohnungen bereitzu­
stellen, wenn schulische Belange dies erfordern. 

Art. 14 

Verwaltung des Schulvermögens 

(1) 1 Der Schulleiter verwaltet für den Auf­
wandsträger und nach dessen Richtlinien die 
Schulanlage und die zur Verfügung gestellten be­
weglichen Sachen (Schulvermögen); in Erfüllung 
dieser Aufgaben sowie in schulischen Angelegen­
heiten ist er dem Hauspersonal gegenüber wei­
sungsberechtigt. 2Er übt das Hausrecht aus. 3Der 
Aufwandsträger kann die Bewirtschaftung der für 
den Schulaufwand bereitgestellten Haushaltsmit­
tel ganz oder teilweise dem Schulleiter oder nach 
dessen Vorschlag einer anderen Lehrkraft übertra­
gen. 

(2) 1 Der Schulleiter wird bei Erfüllung seiner 
Aufgaben nach Absatz 1 durch die Lehrkräfte, das 
Verwaltungspersonal und das Hauspersonal unter­
stützt. 2Die Schulhausmeister sind unbeschadet 
ihrer sonstigen dienstlichen Aufgaben auch zu 
Hilfsleistungen für den Schulbetrieb verpflichtet . 

(3) Über die Verwendung des Schulvermögens 
für schulfremde Zwecke entscheidet unter Wah­
rung der schulischen Belange der zuständige Auf­
wandsträger im Benehmep. mit dem Schulleiter. 

Abschnitt III 

Kommunale Schulen 

Art. 15 

Träger des Personalaufwands 
und des Schulaufwands 

Die kommunale Körperschaft, die Dienstherr des 
Lehrpersonals ist, trägt den Personalaufwand und 
den Schulaufwand. 

Art. 16 

Lehrpersonalzuschüsse 

(1) IDer Staat gewährt für kommunale Schulen 
einen Zuschuß zum Lehrpersonalaufwand (Lehr­
personalzuschuß). 2Der Zuschuß wird für das 
Haushaltsjahr gewährt. 3Wird eine Schule errich­
tet oder aufgelöst, so wird der Zuschuß für das 
maßgebliche Haushaltsjahr anteilig gewährt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Förderschulen; ver­
tragliche Verpflichtungen bleiben unberührt. 

Art. 17 

Lehrpersonalzuschüsse 
für Gymnasien, Realschulen und Schulen 

des Zweiten Bildungswegs 

(1) IBemessungsgrundlage des Lehrpersonalzu­
schusses für Realschulen, Gymnasien und Schulen 
des Zweiten Bildungswegs ist der Lehrpersonal-
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aufwand. 2Als Lehrpersonalaufwand gilt das 
1,58fache, bei Abendrealschulen und Abendgymna­
sien des 1,06fache der Bezüge eines staatlichen Be­
amten 

bei Realschulen und Abendrealschulen: der Besol­
dungsgruppe A 13, 

bei Gymnasien (einschließlich Kollegs) und Abend-
gymnasien: der Besoldungsgruppe A 14 

je Klasse. 3Der Berechnung der Bezüge werden zu­
grunde gelegt das Grundgehalt der zehnten Dienst­
altersstufe, der Ortszuschlag der Stufe 2, eine allge­
meine Stellenzulage, die jährli~he Sonderzuwen­
dung, ein Versorgungszuschlag von 30 v. H. aus die­
sen Bezügen sowie das Urlaubsgeld. 4Der Gesamt­
betrag der Zuschüsse errechnet sich dadurch, daß 
für jede der in Satz 2 genannten Schul arten 60 v. H. 
des Lehrpersonalaufwands je Klasse mit der Zahl 
der Klassen vervielfacht wird. 

(2) 1 Der jeweils für jede Schulart sich ergebende 
Gesamtbetrag aller Lehrpersonalzuschüsse wird je 
zur Hälfte nach der Zahl der Klassen und nach der 
Zahl der Schüler verteilt. 2Klassen gleicher oder 
verschiedener Ausbildungsrichtungen werden nur 
berücksichtigt, soweit sie wie an vergleichbaren 
staatlichen Schulen gebildet werden. 3Einzügig ge­
führte Klassen, bei denen die Hälfte der für ver­
gleichbare ' staatliche Schulen vorgeschriebenen 
Schülerzahl (Richtzahl) unterschritten wird, wer­
den bei der Ermittlung des Gesamtbetrags aller 
Lehrpersonalzuschüsse nach Satz 1 nur anteilig in 
dem Verhältnis berücksichtigt, in dem die tatsäch­
liche Schülerzahl zur Hälfte der vorgeschriebenen 
Schülerzahl (Richtzahl) bei vergleichbaren staatli­
chen Schulen steht; bei Verteilung des Gesamtbe­
trags nach der Zahl der Klassen und Schüler wird 
der Zuschuß für diese Klassen und ihre Schüler je­
weils nur anteilig im gleichen Verhältnis gewährt. 
4 In der Kursphase der KOllegstufe an Gymnasien 
gilt als Klasse die durchschnittliche Schülerzahl 
der Kurse an staatlichen Gymnasien, wobei Reste 
auf- oder abgerundet werden ; an jeder Schule wer­
den in der Kursphase der Kollegstufe mindestens 
zwei Klassen gefördert. 

(3) Maßgebend für die Zahl der Klassen und 
Schüler sind jeweils die Verhältnisse am Stichtag 
der amtlichen Statistik für das dem Haushaltsjahr 
vorhergehende Jahr; bei Neugründungen sind bis 
zum Vorliegen statistischer Zahlen die tatsäch­
lichen Verhältnisse maßgebend. 

Art. 18 

Lehrpersonalzuschüsse 
für berufliche Schulen 

(1) IBemessungsgrundlage des Lehrpersonalzu­
schusses für berufliche Schulen ist der im Rahmen 
der Stundentafel vorgesehene Unterricht einschließ­
lich der im Rahmen des Unterrichts vorgeschriebe­
nen fachpraktischen Ausbildung .(Art.50 Abs.3 
BayEUG) nach den Verhältnissen am Stic~tag der 
amtlichen Statistik für das dem HaushaltsJahr vor­
hergehende Jahr. 2Als Unterricht gelten die nach 
dem Stundenplan der Schule vorgesehenen Unter­
richtswochenstunden sowie die gewährten Anrech­
nungs- urtd Ermäßigungsstunden, soweit sie auch 
staatlichen Lehrkräften gewährt werden dürfen. 

3Unterrichtswochenstunden werden nur berück­
sichtigt, soweit die Klassen und sonstigen Unter­
richtsgruppen wie an vergleichbaren staatlichen 
Schulen oder in Übereinstimmung mit staatlichen 
Regelungen gebildet werden. 4Für den .Unterricht 
in einzügig geführten Klassen und sonstIgen Unter­
richtsgruppen, deren Schülerzahl die in der Schul­
ordnung oder von der Schulaufsichtsbehörde allge­
mein oder im Einzelfall festgelegte Schülermin­
destzahl unterschreitet, mindert sich der Lehrper­
sonalzuschuß im Verhältnis der tatsächlichen 
Schülerzahl zur festgelegten Schülermindestzahl; 
ist eine solche Schülermindestzahl nicht festgelegt, 
gilt Art. 17 Abs. 2 Satz 3 entsprechend. 

(2) 1 Der Berechnung werden die Lehrpersonal­
kosten für eine Unterrichtswochenstunde nach 
Maßgabe der für staatliche Lehrkräfte festgesetz~ 
ten Unterrichtspflichtzeit zugrunde gelegt. 2Dabel 
werden die Lehrkräfte entsprechend ihrer Ausbil­
dung und Tätigkeit den Besoldungsgruppen A 14 
und A 11 zugeordnet. 3 Art . 17 Abs. 1 Satz 3 gilt ent­
sprechend. 4Für nebenamtliche und nebenberufli­
che Tätigkeit sowie für Mehrarbeit werden die Ver­
gütungen nach den für staatliche Schulen ~rlas~e­
nen Vorschriften zugrunde gelegt ; Satz 2 wIrd hm­
sichtlich der Zuordnung entsprechend angewen­
det. 

(3) IDer Zuschuß beträgt bei Berufsschulen 
70 v. H., bei Berufsfachschulen (ohne Wirtschafts­
schulen) 50 v. H., bei den übrigen beruflichen Schu­
len 60 v. H. des sich nach den Absätzen 1 und 2 erge­
benden Lehrpersonalaufwands. 2Bei Beruf;3auf­
bauschulen wird der Zuschuß in gleicher Höhe ge­
währt wie für die Schulen, an denen die Berufsauf­
bauschulen eingerichtet sind, mindestens jedoch in 
Höhe von 60 v. H . 3Bei Berufsfachschulen, an denen 
Berufsaufbauschulen eingerichtet" sind, wird der 
Zuschuß in Höhe von 60 v. H. gewährt, wenn die 
Zahl der Schüler der Berufsaufbauschule minde­
stens ein Viertel der gesamten Schülerzahl erreicht. 
4Der festzusetzende Zuschuß erhöht sich um 
0,2 v. H. für Schulen, bei denen Leistungen nach 
Art. 86b Abs. 1 Satz 3 BayBG in der jeweils gültigen 
Fassung gewährt werden. . 

(4) Für eine kommunale Berufsfachschule wird 
ein Lehrpersonalzuschuß nur gewährt, wenn die 
Schule mindestens zu einem mittleren Schulab­
schluß oder zum Abschluß einer bundes- oder lan­
desrechtlichen geregelten Berufsausbildung führt. 

(5) Für eine kommunale Fachschule wird ein 
Lehrpersonalzuschuß nur gewährt, wenn der Aus­
bildungsgang im Vollzeitunterrichtmindestens ein 
Jahr beträgt und auf eine bundesrechtlich gere­
gelte Prüfung vorbereitet oder mit einer landes­
rechtlich geregelten Prüfung abschließt . 

Art. 19 

Leistungen für Gastschüler 

(1) 1 Der Schulträger kann für jeden Gastschüler 
einen Beitrag (Gastschulbeitrag), für jeden Gast­
schüler an Berufsschulen und Berufsschulen für 
Behinderte einen Kostenersatz in entsprechender 
Anwendung des Art. 10 verlangen. 2Der Kosten­
er~atz je Schüler wird dabei errechnet, indem der 
laufende Personalaufwand und der Schulaufwand 
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nach Abzug der staatlichen Leistungen durch die 
Gesamtschülerzahl geteilt wird. 

(2) lFür Gastschüler an kommunalen Realschu­
len, Abendrealschulen, Gymnasien (einschließlich 
Kollegs), Abendgymnasien und Wirtschaftsschulen 
kann zusätzlich zu den Pauschalen für den laufen­
den Schulaufwand nach Art. 10 Abs. 3 eine jährli­
che Gastschulbeitragspauschale von 800 DM ver­
langt werden. 2Diese Pauschale ist in Abständen 
von zwei Jahren der Kostenentwicklung anzupas-
sen. ' 

(3) Die beteiligten kommunalen Körperschaften 
können eine von den Absätzen 1 und 2 abweichende 
Regelung vereinbaren. 

(4) Für Gastschüler gewährt der Staat dem 
Schulträger einen Gastschülerzuschuß in entspre­
chender Anwendung des Art. 10 Abs. 7. 

Art. 20 

Besondere Leistungen 
für Berufs- und Fachschüler 

(1) Berufsschülern und Schülern der Berufs­
schulen für Behinderte werden die Kosten für eine 
notwendige auswärtige Unterbringung in entspre­
chender Anwendung des Art. 10 Abs. 8 ersetzt. 

(2) 1 Für die durch staatliche Zuschüsse nicht ge­
deckten Kosten kann Fachschulen ein Ausgleichs­
betrag unter Berücksichtigung des Lehrpersonal­
aufwands und eines besonders hohen Schulauf­
wands, der durch die notwendige Ausstattung mit 
Fachunterrichtsräumen veranlaßt ist, gewährt wer­
den. 2Für die Gewährung von Ausgleichsbeträgen 
werden im Staatshaushalt Mittel in Höhe von ins­
gesamt 24 v. H. der Summe der imVorjahr gewähr­
ten Zuschüsse nach Art . 18 bereitgestellt. 

Abschnitt IV 

Lernmittelfreiheit, Schulgeldfreiheit 

Art. 21 

Lernmi ttelfteihei t 

(1) An den öffentlichen Schulen wird Lernmit­
telfreiheit gewährt, soweit dieses Gesetz nichts an­
deres bestimmt. 

(2) 1 Die 'fräger des Schulaufwands versorgen die 
Schüler mit Schulbüchern, soweit diese nicht von 
den Erziehungsberechtigten freiwillig erworben 
werden. 2Die von den 'frägern des Schulaufwands 
beschafften Schulbücher verbleiben in deren Ei­
gentum und werden an die Schüler ausgeliehen. 

(3) IDie Atlanten für den Erdkundeunterricht 
und Formelsammlungen für den Mathematik- und 
Physikunterricht sowie die übrigen Lernmittel 
(z. B. Arbeitshefte, Lektüren, Arbeitsblätter, 
Schreib- und Zeichengeräte, Taschenrechner) 
haben die Erziehungsberechtigten zu beschaffen. 
2Beziehen die Erziehungsberechtigten oder die 
Schüler laufende Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
dem Bundessozialhilfegesetz, so fallen auch die 
Atlanten für den Erdkundeunterricht und Formel­
sammlungen für den Mathematik- und Physik-

unterricht unter die Lernmittelfreiheit. 3Eine Ver­
pflichtung oder freiwillige Übung der Gemeinden 
und Gemeindeverbände, bedürftigen Schülern 
volle Lernmittelfreiheit zu gewähren, bleibt unbe­
rührt. 

(4) Von der Lernmittelfreiheit sind Schüler aus­
genommen, denen die Kosten für die Lernmittel im 
Rahmen einer anderweitigen öffentlichen Förde­
rung zu ersetzen sind. 

Art. 22 

Staatliche Zuweisungen an die 'fräger 
des Schul aufwands 

(1) IDer Staat und die 'fräger des Schulauf­
wands wirken bei der Aufbringung der Kosten für 
die Lernmittelfreiheit zusammen. 2Von den für die 
Lernmittelfreiheit insgesamt aufzubringenden 
Mitteln tragen der Staat zwei Drittel und die 'frä­
ger des Schulaufwands ein Drittel. 3Der Staat ge­
währt seine Leistungen in Form von pauschalierten 
Zuweisungen an die 'fräger des Schulaufwands 
nach Maßgabe des Absatzes 2 oder in Form von Zu­
schüssen nach Absatz 3. 

(2) lZur Berechnung dieser Zuweisungen wird 
im Durchschnitt aller 'fräger der im vorvorherge­
henden Haushaltsjahr entstandene Lernniittelauf­
wand je Schüler nach Schul arten bestimmt. 2An­
hand des Durchschnittsbetrags nach Satz 1 und der 
Schülerzahl je Schulart im vorhergehenden Haus­
haltsjahr wird der Lernmittelaufwand fortge­
schrieben. 3Der Durchschnittsbetrag nach Satz 1 
wird im Verhältnis des für die pauschalierten Zu­
weisungen im Staatshaushalt ausgebrachten Ge­
samtbetrags (Haushaltsbetrag) zu dem nach Satz 2 
fortgeschriebenen Lernmittelaufwand umgerech­
net. 4Anhand des Betrags je Schüler nach Satz 3 
und der Schülerzahl je Schulart im vorhergehen­
den Haushaltsjahr wird der Haushaltsbetrag auf 
die einzelnen 'fräger verteilt. 5Bei den Volksschulen 
erfolgen die Zuweisungen getrennt nach Grund­
und Hauptschulen, bei den Förderschulen geson­
dert für die Volksschulen zur individuellen Lern­
förderung. 6Für die Berechnungen maßgeblich sind 
die nach der kommunalen Finanzstatistik angefal­
lenen Ausgaben für die Lernmittelfreiheit und die 
zum jeweils maßgeblichen Stichtag il1 der amtli­
chen Schulstatistik des angesprochenen Haus­
haltsjahres erhobenen Schülerzahlen. 

(3) Für die Gewährung der Lernmittelfreiheit an 
Berufsfachschulen (mit Ausnahme der Wirtschafts­
schulen), Fachschulen und Fachakademien erhal­
ten die 'fräger des Schulaufwands abweichend von 
Absatz 2 Zuschüsse in Höhe von 66 2/3 v. H. des erfor-
derlichen Aufwands. ' 

Art. 23 

Schulgeldfreiheit 

(1) An öffentlichen Schulen wird Schulgeld 
nicht erhoben. 

(2) Den Erziehungsberechtigten steht es frei , 
freiwillige Beiträge zur Verbesserung der Schulver-
hältnisse zu leisten. . 

(3) 1 Der Schulträger kann für den Besuch der 
Schul vorbereitenden Einrichtungen Benutzungs-
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gebühren erheben, die das übliche Entgelt für den 
Besuch eines Kindergartens mit Halbtagsbetreu­
ung nicht übersteigen sollen. 2Soweit die Gebühren 
von kommunalen Sozialhilfe- und Jugendhilfeträ­
gern übernommen werden müßten, werden sie 
nicht erhoben. 3Das Nähere regelt das Staatsmini­
sterium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst im Einvernehmen mit dem Staatsministe­
rium der Finanzen durch Rechtsverordnung. 

Abschnitt V 

Heime und ähnliche Einrichtungen 
bei Förderschulen 

Art. 24 

Errichtung von Heimen 
und ähnlichen Einrichtungen, Finanzhilfen 

(1) Der Träger des Schulaufwands der Schule 
hat die notwendigen Einrichtungen für Heime und 
ähnliche Einrichtungen nach Art. 108 BayEUG be­
reitzustellen und den Personal- und Sachbedarf 
aufzubringen, soweit nicht ein anderer Träger hier­
für aufkommt. 

(2) Für die notwendigen Neu-, Um- und Erwei­
terungsbauten von Heimen oder ähnlichen Einrich­
tungen gewährt der Staat Finanzhilfen im Rahmen 
der jährlich im Staatshaushalt bereitgestellten 
Mittel. 

Art . 25 

Schuldner der Heimkosten 
und Heimkostenzuschüsse 

(1) Schuldner der Kosten sind das im Heim oder 
einer ähnlichen Einrichtung untergebrachte Kind 
und die Unterhaltsverpflichteten. 

(2) 1 Die Träger von Heimen und ähnlichen Ein­
richtungen stellen alljährlich durch eine Betriebs­
rechnung die auf den einzelnen Heimplatz entfal­
lenden Kosten fest. 2Die Betriebsrechnung ist der 
Kreisverwaltungsbehörde zur Prüfung vorzulegen. 

(3) ISoweit die Heim:kosten im Einzelfall nicht 
nach den Vorschriften des Bundessozialhilfegeset­
zes oder des Achten Buchs Sozialgesetzbuch zu tra­
gen sind, gewährt der Staat auf Antrag einen Zu­
schuß. 2Der Zuschuß ist so zu bemessen, daß die 
Schuldner der Kosten nur den Betrag zu bezahlen 
haben, der durch die Unterbringung des Kindes in 
dem Heim oder der ähnlichen Einrichtung an 
Kosten für den häuslichen Lebensunterhalt erfah­
rungsgemäß erspart wird. 

(4) IDer Zuschuß entfällt, wenn das monatliche 
Einkommen der Schuldner der Kosten eine be­
stimmte Grenze zuzüglich der Kosten für die Un­
terkunft überschreitet oder wenn die Gewährung 
des Zuschusses wegen des Vermögens der Schuld­
ner der Kosten ungerechtfertigt wäre. 2Ein Vermö­
gen, das nach den Vorschriften des Bundessozial­
hilfegesetzes bei den Hilfen in besonderen Lebens­
lagen nicht verwertet werden darf, bleibt unbe­
rücksich tigt. 

(5) Der Zuschuß wird nicht gewährt, wenn eine 
andere als die nächstgelegene Förderschule 

besucht wird und dadurch unvertretbare Mehrko­
sten entstehen. 

Art. 26 

Zuschüsse zur Unterbringung in Familien 

1 Bei Familienunterbringung eines Kindes gewi'j.hrt 
der Staat, soweit die Kosten im Einzelfall nicht 
nach den Vorschriften des Bundessozialhilfegeset­
zes oder des Achten Buchs Sozialgesetzbuch zu tra­
gen sind, auf Antrag als Zuschuß den Unterschieds­
betrag zwischen häuslicher Ersparnis und dem am 
Schulort geltenden Pflegekindersatz. 2Art . 25 
Abs.4 und 5 finden entsprechende Anwendung. 

Art. 27 

Schulvorbereitende Einrichtungen 

Für die Schulvorbereitenden Einrichtungen 
(Art. 22 Abs. 1 BayEUG) gelten die Bestimmungen 
dieses Gesetzes entsprechend. 

Dritter Teil 
Ersatzschulen 

Abschnitt I 

Allgemeines 

Art. 28 

Träger des Personalaufwands 
und des Schulaufwands 

Der Schulträger trägt den Personalaufwand und 
den Schulaufwand. 

. ' Art. 29 

Staatliche Förderung 

(1) Ersatzschulen werden nach Maßgabe dieses 
Gesetzes auf Antrag des Schulträgers staatlich ge­
fördert. 

(2) 1 Staatliche Förderung erhalten nur Schulen 
die von juristischen Personen des öffentlichen ode~ 
privaten Rechts betrieben werden und auf gemein­
nütziger Grundlage wirken. 2Dazu gehören auch 
kirchliche Rechtsträger einschließlich derjenigen 
gemäß Art. 9 des Bayerischen Konkordats mit dem 
Heiligen Stuhl vom 29. März 1924 und Art. 13 des 
Vertrages zwischen dem Bayerischen Staat und der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern rechts 
des Rheins vom 15. November 1924 sowie Recht­
sträger der Religionsgemeinschaften und weltan­
schaulichen Gemeinschaften, die Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sind. 

Abschnitt II 

Private Volksschulen 

Art. 30 

Gliederung und Ausbau 

Private Volksschulen werden gefördert, wenn sie 
in Gliederung und Ausbau dem Art. 32 Abs. 3 
BayEUG entsprechen. 
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Art. 31 

Leistungen für den Personalaufwand 

(1)' Für den notwendigen Personalaufwand er­
hält der Schulträger eine Vergütung in entspre­
chender Anwendung des Art. 7 Abs. 2, soweit nicht 
Personal nach Absatz 2 zugeordnet wird. 

(2) 1 Dem Schulträger werden auf Antrag im not­
wendigen Umfang staatliche Lehrkräfte und För­
derlehrer mit ihrem Einverständnis unter Fortge­
währung der Leistungen des Dienstherrn zugeord­
net. 2 Zu den Leistungen des Dienstherrn gehören 
neben der Besoldung die Beihilfe, Reisekosten, Um­
zugskosten und Trennungsgeld sowie Fürsorgelei­
stungen nach den für Beamte geltenden Bestim­
mungen. 3Bei der Auswahl der Lehrkräfte und För­
derlehrer wird auf die Vorschläge des Schulträgers 
Rücksicht genommen. 4 Die zugeordneten Lehr­
kräfte und Förderlehrer haben die gleichen Aufga­
ben und Pflichten wie beamtete Lehrkräfte an 
staatlichen Schulen. 5Sie unterliegen dem Wei­
sungsrecht und der Disziplinargewalt des staatli­
chen Dienstherrn. 6Die Lehrkräfte werden für den 
Unterricht. und die damit verbundenen Aufgaben 
sowie gegebenenfalls zur Leitung einer Schule zu­
geordnet; die Unterrichtspflichtzeiten des zuge­
ordneten staatlichen Personals sind die gleichen 
wie an staatlichen Schulen. 7 Andere Tätigkeiten 
bedürfen der Vereinbarung zwischen Schulträger 
und dem staatlichen Personal; die Tätigkeiten sind 
Nebentätigkeiten im Sinn des staatlichen Dienst­
rechts. 8Der Schulträger kann durch seinen gesetz­
lichen Vertreter über den Schulleiter dem staatli­
chen Personal Weisungen zum Lehrplan, zur Lehr­
methode und zu den Lernmitteln sowie zur Organi­
sation geben. 9Dem Schulträger obliegt die örtliche 
Fürsorgepflicht auch für die ihm zugeordneten 
staatlichen Beamten und Anges~ellten. 

Art. 32 

Leistungen für den Schulaufwand 

(1) lFür den notwendigen Schulaufwand erhält 
der Schulträger einen Zuschuß in Höhe von 80 v. H. ; 
die Kosten für die notwendige Beförderung der 
Schüler auf dem Schulweg werden zu 100 v. H. er­
setzt. 2Notwendige Baurnaßnahmen werden nach 
Satz 1 gefördert, wenn sie schulaufsichtlich geneh­
migt sind. 3Der Zeitpunkt der Ersatzleistungen für 
Baukosten richtet sich nach den im Staatshaushalt 
ausgebrachten Mitteln. 4Der Staat hat Anspruch 
auf Wertausgleich, wenn die nach Satz 1 geförderte 
Schulanlage und ihre Ausstattung nicht mehr den 
Zwecken einer privaten Volksschule dienen. 5 Als 
Wertausgleich ist der Verkehrswert anzusetzen, 
mindestens jedoch als Restwert die Anschaffungs­
oder Herstellungskosten abzüglich der in gleichen 
Jahresbeträgen errechneten Absetzung für Abnut-

. zung; die Absetzung bemißt sich hierbei nach der 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer. 6Wenn die 
Schulanlage einem anderen förderfähigen Zweck 
zugeführt wird, kann von der Geltendmachung des 
Anspruchs auf Wertausgleich in der Höhe abgese­
hen werden, in der für den neuen Zweck staatliche 
Zuschüsse gegeben werden könnten. 

(2) Ein Zuschuß nach Absatz 1 Satz 1 wird erst 
gewährt, wenn die Schule mindestens ein Jahr 

ohne wesentliche schulaufsichtliche Beanstandun­
gen bestanden hat. 

Abschnitt III 

Private Förderschulen 

Art. 33 

Leistungen für den Personalaufwand 

(1) Für den notwendigen Personalaufwand er­
hält der Schulträger eine Vergütung in entspre­
chender Anwendung des Art. 7 Abs . 2, soweit nicht 
Personal nach Absatz 2 zugeordnet wird. 

(2) 1 Dem Schulträger werden auf Antrag im not­
wendigen Umfang staatliche Lehrkräfte, Förder­
lehrer, Heilpädagogen im Förderschuldienst, Werk­
meister und sonstiges Personal für heilpädagogi­
sche Aufgaben mit ihrem Einverständnis unter 
Fortgewährung der Leistungen des Dienstherrn zu­
geordnet. 2 Art. 31 Abs. 2 Sätze 2 bis 9 gelten ent­
sprechend. 3Die Zuordnung umfaßt auch die Tätig­
keit in Schulvorbereitenden Einrichtungen, in Mo­
bilen Sonderpädagogischen Diensten und in der 
sonderpädagogischen Hilfe. 4Einem zur Dienstlei­
stung zugeordneten staatlichen Schulleiter können 
Befugnisse der Dienstaufsicht über die staatlichen 
Lehrkräfte übertragen werden. 

Art. 34 

Leistungen für den ~chulaufwand 

IFür den notwendigen Schulaufwand erhält der 
Schulträger bei Schulen zur individuellen Lernför­
derung, bei Schulen zur Erziehungshilfe, bei Schu­
len für Kranke und bei Sonderpädagogischen För­
derzentren einen Zuschuß in Höhe von 80v. H ., bei 
den übrigen Schulen zu 100 v. H.; die Kosten für die 
notwendige Beförderung der Schüler auf dem 
Schulweg werden zu 100 v. H. ersetzt. 2Notwendige 
Baurnaßnahmen mit Ausnahme der Schulen für 
Kranke werden nach Satz 1 gefördert, wenn sie 
schulaufsichtlich genehmigt sind. 3Der Zeitpunkt 
der Ersatzleistungen für Baukosten richtet sich 
nach den im Staatshaushalt ausgebrachten Mit­
teln. 4 Der Staat hat Anspruch auf Wertausgleich in 
entsprechender . Anwendung des Art . 32 Abs. 1 
Sätze 4 bis 6. 

Art. 35 

Private Volksschulen für Behinderte 

(1) Private Volksschulen für Behinderte erhalten 
staatliche Leistungen nach Art.33 und 34 nur, 
wenn sie in Gliederung und Ausbau dem Art. 33 
Abs.3 Sätze 2 und 3 BayEUG entsprechen und in je­
der danach zulässigen Klasse oder Gruppe mehr 
Schüler als die Hälfte der durch das Staatsministe­
rium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst festgesetzten Schülerhöchstzahl je Klasse 
oder Gruppe betreuen, außerdem im Durchschnitt 
der zulässigen Klassen die durchschnittliche Schü­
lerzahl aller Klassen der Schulen für vergleichbar 
Behinderte des vorangegangenen Schuljahres er­
reichen. 

(2) 1 Soweit die Leistungen nach Absatz 1 die tat­
sächlichen Aufwendungen für den notwendigen 
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Personalaufwand nicht decken, können zum Aus­
gleich besonderer Härten freiwillige Zuschüsse 
nach Maßgabe des Staatshaushalts gewährt wer­
den. 2 Art. 45 Abs. 3 Sätze 2 und 3 gelten entspre'­
chend. 

Art. 36 

Heime und ähnliche Einrichtungen bei 
privaten Förderschulen 

IDie Art. 24 Abs.l und Art . 25 bis 27 finden ent­
sprechende Anwendung. 2Für die Neu-, Um- und 
Erweiterungsbauten privater, auf gemeinnütziger 
Grundlage wirkender Träger gewährt der Staat 
Finanzhilfen im Rahmen der jährlich im Staats­
haushalt bereitgestellten Mittel. 

Art. 37 

Zuschüsse bei Blockbeschulung 

1 Sind Schüler einer privaten Berufsschule für 
Behinderte während des Besuchs der Fachklassen 
notwendig auswärtig untergebracht, so werden 
ihnen die Kosten für Unterkunft und Verpflegung 
abzüglich eines angemessenen Eigenanteils an den 
Kosten für Verpflegung ersetzt, sofern die Schüler 
auf den Besuch der privaten Schule angewiesen 
sind, weil nach Art. 33 Abs. 2 BayEUG öffentliche 
Schulen nicht errichtet sind. 2Wenn für die Benut­
zung des Heims ein Pflegesatz genehmigt ist, rich­
ten sich die Zuschüsse nach dem Pflegesatz je 
Schultag abzüglich des angemessenen Eigenanteils 
für die Verpflegung; im übrigen richten sich die Zu­
schüsse nach dem durchschnittlichen Kostenersatz 
der Heimkosten bei den Berufsschulen für Behin­
derte abzüglich des angemessenen Eigenanteils für 
Verpflegung. 3 Art. 10 Abs.8 Satz 3 gilt entspre­
chend. 

Abschnitt IV 

Private Realschulen, Gymnasien, 
berufliche Schulen und 

Schulen des Zweiten Bildungswegs 

a) Staatlich anerkannte Realschulen, Gymnasien 
und Schulen des Zweiten Bildungswegs 

Art. 38 

Zuschüsse 

(1) Für den notwendigen Personal aufwand und 
Schulaufwand staatlich anerkannter Realschulen, 
Gymnasien und Schulen des Zweiten Bildungs­
wegs erhält der Schulträger einen Zuschuß (Be­
triebszuschuß). 

(2) Für die Bemessung und Berechnung des Zu­
schusses finden Art. 16 Abs. 1, Art. 17 mit folgender 
Maßgabe entsprechende Anwendung: 

1. An die Stelle der Vorschriften über den Versor­
gungszuschlag tritt Art. 40. 

2. Der Zuschußsatz beträgt 90 v. H. 

(3) 1 Übersteigt der Zuschuß die durch Schul­
geldeinnahmen und staatliche Zuschusse für Lern­
mittelfreiheit nicht gedeckten Kosten des Schulbe­
triebs, so ist der übersteigende Betrag zurückzu­
zahlen. 2Den Betriebseinnahmen wird dabei ein 
Überschuß aus einem mit der Schule in wirtschaft­
lichem Zusammenhang stehenden Schülerheim 
hinzugerechnet, es sei denn, daß auch das Schüler­
heim von einer auf gemeinnütziger Grundlage wir­
kenden juristischen Person (Art. 29 Abs. 2) betrie­
ben wird. 

(4) Die Gewährung von Zuschüssen nach den 
Absätzen 1 und 2 sowie nach Art. 39 und 40 setzt 
voraus , daß die Schule in aufsteigenden Jahrgangs­
stufen voll ausgebaut ist und Abschlußprüfungen 
in zwei aufeinanderfolgenden Schuljahren von 
mindestens zwei Dritteln der Schüler des letzten 
Ausbildungsabschnitts mit Erfolg abgelegt worden 
sind. 

Art. 39 

Ausgleichsbetrag 

(1) 1 Für den durch Zuschüsse nach Art. 38 nicht 
gedeckten Personal- und Schulaufwand kann ein 
Ausgleichsbetrag gewährt werden. 2Die Entschei­
dung über die Gewährung und die Höhe des Aus­
gleichsbetrags ist nach dem vorjährigen Betrieb­
sergebnis und den Schüler- und Klassenzahlen der 
im letzten Haushaltsjahr aufgestellten amtlichen 
Statistik zu treffen. 3Bei der Bemessung der Zu­
schußhöhe kann neben dem im Rahmen der Stund­
entafel vorgesehenen Unterricht auch berücksich­
tigt werden, inwieweit die Schule das öffentliche 
Schulwesen vervollständigt oder bereichert und ob 
zahlenmäßig ausreichendes und angemessen ver­
gütetes hauptberufliches Lehrpersonal beschäftigt 
wird. 4Bei der Ermittlung des Betriebsergebnisses 
wird nur der Aufwand berücksichtigt, der nach der 
amtlichen Statistik an vergleichbaren öffentlichen 
Schulen entsteht; Kosten der Lernmittelfreiheit 
bleiben unberücksichtigt, soweit staatliche Zu­
schüsse hierfür gewährt werden. 5Der Ausgleichs­
betrag darf zusammen mit dem Zuschuß nach 
Art. 38 die durch Schulgeldeinnahmenund staat­
liche Zuschüsse für Lernmittelfreiheit nicht ge­
deckten Kosten des Schulbetriebs nicht überstei­
gen; ein Mehrbetrag ist zurückzuzahlen. 

(2) Für die Gewährung von Ausgleichsbeträgen 
werden im Staatshaushalt Mittel in Höhe von ins­
gesamt 25 v. H . der Summe der im Vorjahr nach 
Art. 38 gewährten Zuschüsse bereitgestellt. 

Art. 40 

Versorgungszuschüsse 

(1) Die Schulträger erhalten einen Versorgungs­
zuschuß für diejenigen hauptberuflichen Lehr­
kräfte, denen sie einen Rechtsanspruch auf lebens­
längliche Altersversorgung und auf Hinterbliebe­
nenversorgung nach den für die Beamten des Frei­
staates Bayern geltenden Vorschriften einräumen; 
dies gilt auch, wenn eine Versorgung nach be­
amtenrechtlichen Grundsätzen mit der Maßgabe 
gewährleistet wird, daß darauf Leistungen aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen angerechnet 
werden. 
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monatlich zustehenden ruhegehaltfähigen Dienst­
bezüge (§ 5 Abs.1 BeamtVG) und der anteiligen 
jährlichenSonderzuwendung zu entrichten. 

d) Staatlich genehmigte Ersatzschulen 

Art. 45 

Zuschüsse 

(1) IFür eine ab Jahrgangsstufe 5 als Ersatz­
schule genehmigte "Einheitliche Volks- und 'Hö­
here.Schule", die nach der Pädagogik Rudolf Stei­
ner unterrichtet (Freie Waldorfschule), erhält der 
Schulträger Leistungen in Anwendung der Art. 38 
bis 40, wenn 

1. die Schule nach Jahrgangsstufen einschließlich 
der Jahrgangsstufe 13 voll al,lsgebaut ist, 

2. Abiturprüfungen in z;wei aufeinanderfolgenden 
Schuljahren von mindestens zwei Dritteln der 
Schüler des letzten Ausbildungsabschnitts mit 
Erfolg abgelegt worden sind, 

3. die Schule die Gewähr dafür bietet, daß sie dau­
ernd die Bildungs- und Erziehungsziele der ver­
wandten öffentlichen Schulen in einer Weise er­
füllt, die sie als öffentlichen Schulen gleichwer­
tig erscheinen läßt. 

2Für die Berechnung des Zuschusses gelten die 
Freien Waldorfschulen ab Jahrgangsstufe 5 als 
Gymnasien. 3 Leistungen in Anwendung der Art. 38 
bis 40 erhält auch der Schulträger einer staatlich 
genehmigten Ersatzschule der in Art. 38 genannte;n 
Schularten, Leistungen in Anwendung der Art. 41 
und 42 auch der Schulträger einer staatlich geneh­
migten Ersatzschule der in Art.41 genannten 
Schularten, wenn 

1. die Schule in aufsteigenden Jahrgangsstufen 
voll ausgebaut ist, 

2. Abschlußprüfungen in zwei aufeinanderfolgen­
den Schuljahren von mindestens zwei Dritteln 
der Schüler des letzten Ausbildungsabschnitts 
mit Erfolg abgelegt worden sind, 

3. die Schule die Gewähr dafür bietet, daß sie dau­
ernd die Bildungs- und Erziehungsziele der ent­
sprechenden öffentlichen Schulen in einer Weise 
erfüllt, die sie als öffentlichen Schulen gleich­
wertig erscheinen läßt. 

4Für eine Förderung nach diesem Absatz müssen 
außerdem die in Absatz 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 ge­
nannten Voraussetzungen erfüllt sein. 

(2) 1 Für staatlich genehmigte Ersatzschulen der 
in Art. 38 und 41 genannten Schularten sowie für 
Ersatzschulen nach Absatz 1, die die Voraussetzun­
gen nach Absatz 1 Satz 1 oder Satz 3 nicht erfüllen, 
erhält der Schulträger einen Zuschuß in Höhe von 
50 v. H. des Zuschusses nach Art. 38 oder 41, wenn 

1. eine Schule als Gymnasium mindestens sechs, 
als Realschule mindestens vier, .als berufliche 
Schule oder als Schule des Zweiten Bildungs­
wegs mindestens drei Schuljahre betrieben 
wurde und der Schulbetrieb auf Dauer angelegt 
ist, 

2. keine wesentlichen schulaufsichtlichen Bean-
standungen bestehen. 

2Die Freie Waldorfschule gilt im Sinn von Satz 1 
Nr.1 ab Jahrgangsstufe 5 als Gymnasium. 3Art . 38 
Abs.3 gilt entsprechend. 

(3) IFür Schulen, die nach Absatz2 gefördert 
werden, kann der Schulträger darüber hinaus 
einen freiwilligen Zuschuß nach Maßgabe des 
Staatshaushalts in Höhe von bis zu 25 v. H. des Zu­
schusses nach Art. 38 oder 41 erhalten, wenn dieser 
Zuschuß unter Berücksichtigung angemessener 
Schulgeldeinnahmen sowie sonstiger Einnahmen 
mit Ausnahme von Spenden zur Aufrechterhaltung 
eines geordneten Schulbetriebs erforderlich ist . 
2Bei der Bemessung des Zuschusses kann berück­
sichtigt werden, in welchem Maß die Schule das öf­
fentliche Schulwesen entlastet oder bereichert und 
welchen Ausbaustand sie besitzt. 3F;s wird nur der 
Aufwand bezuschußt, der auch an ... vergleichbaren 
staatlichen Schulen entstünde. 

(4) Notwendige Baumaßnahmen können in ent­
sprechender Anwendung des Art. 43 gefördert wer­
den. 

Abschnitt V 

Lernmittelfreiheit, Schulgeldfreiheit 

Art. 46 

Lernmi ttelfreihei t 

IDen Ersatzschulen ist es freigestellt, Lernmit­
telfreiheit für die Schüler nach Art. 21 zu gewäh­
ren. 2 Für die dadurch entstehenden Aufwendungen 
gewährt der Staat den Trägern dieser Schulen Zu­
schüsse in Höhe von 66 2/3 v. H. , bei privaten Volks­
schulen und Förderschulen 100 v. H. des erforder­
lichen Aufwands. 

Art. 47 

Schulgeldfreiheit 

(1) Ersatzschulen können Schulgeld erheben; 
Art. 96 BayEUG bleibt unberührt. 

(2) Den Erziehungsberechtigten steht es frei, 
freiwillige Beiträge zur Verbesserung der Schulver­
hältnisse zu leisten. 

(3) Für Schüler staatlich anerkannter Realschu­
len, Gymnasien, beruflicher Schulen und Schulen 
des Zweiten Bildungswegs ersetzt der Staat den Er­
ziehungsberechtigten oder volljährigen Schülern 
das Schulgeld bis zum Betrag von 100 DM je Unter­
richtsmonat, bei Teilzeitunterricht an Berufsauf­
bauschulen bis zu 33 DM. 

(4) Für Schüler, die eine staatlich genehmigte 
Ersatzschule der in Art. 45 Abs. 1 und 2 genannten 
Art besuchen, ersetzt der Staat das Schulgeld bis zu 
70 v. H. der Beträge nach Absatz 3. 

(5) ISchulgeldersatz wird nicht gewährt, wenn 
den Schülern im Rahmen einer anderweitigen 
öffentlichen Förderung das Schulgeld zu ersetzen 
ist. 
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(2) 1 Der Versorgungszuschuß beträgt 75 v. H. der 
im Haushaltsjahr vom Schulträger für die Alters­
und Hinterbliebenenversorgung einer Lehrkraft 
geleisteten Aufwendungen, soweit die Versorgung 
die für vergleichbare Staatsbeamte und ihre Hin­
terbliebenen geltende Höhe nicht übersteigt. 2ZU 

. den Aufwendungen gehören auch Versorgungszu­
schläge nach Art. 44. 

(3) lFür Lehrkräfte, die erst nach Vollendung 
des 45. Lebensjahres hauptberuflich in den Schul­
dienst getreten sind, wird ein Versorgungszuschuß 
nicht gewährt. 2Das gleiche gilt für Lehrkräfte, die 
auf Grund ihrer Zugehörigkeit zu einer kirchlichen 
oder weltanschaulichen Gemeinschaft von dieser 
ihren Unterhalt beziehen. 

(4) lSoweit Dritte dem Schulträger hauptberuf­
liche Lehrkräfte gegen Kostenersatz zur Verfügung ­
stellen, denen sie einen Rechtsanspruch auf Alters­
und Hinterbliebenenversorgung nach Absatz 1 ein­
geräumt haben, wird ein Versorgungs zu schuß auch 
für die vom Schulträger zu erstattenden Aufwen­
dungen für die Alters- und Hinterbliebenenversor­
gung gewährt. 2Die Absätze 1 bis 3 gelten entspre­
chend. 

(5) Führt der Schulträger eine zugunsten von 
Lehrkräften mit Versorgungszusage gemäß Ab­
satz 1 bestehende Versicherung über Beihilfelei- . 
stungen in Krankheits- , Geburts- und Todesfällen 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen nach Ein­
tritt des Rentenfalles fort oder schließt er dann eine 
solche Versicherung ab, erhält er für die geleisteten 
notwendigen Aufwendungen einen Zuschuß in 
Höhe von 75 v. H . 

b) Staatlich anerkannte berufliche Schulen 

Art. 41 

Zuschüsse 

(1) 1 Für den notwendigen Personalaufwand und 
Schulaufwand staatlich anerkannter Berufsauf­
bauschulen, Berufsfachschulen, Fachschulen, 
Fachoberschulen, Berufsoberschulen und Facha­
kademien erhält der Schulträger einen Zuschuß 
(Betriebszuschuß) in entsprechender Anwendung 
der Art. 16 Abs. 1, Art. 18 mit der Maßgabe, daß der 
Versorgungszuschlag 25 v. H. beträgt. 2Der Zu­
schuß beträgt bei 

1. Berufsfachschulen 70 v. H ., 

2. Wirtschaftsschulen 80 v. H ., 

3. Fachschulen, Fachoberschulen, Berufsoberschu-
len und Fachakademien 90 v. H . 

des Lehrpersonalaufwands. 3Bei Berufsaufbau­
schulen wird der Zuschuß in gleicher Höhe gewährt 
wie für die Schulen, an denen sie eingerichtet sind. 
4Defizite und Überschüsse zwischen den oben auf­
gezählten Schulen sind bei ein und demselben pri­
vaten Schulträger zu verrechnen. 5Der festzuset­
zende Zuschuß erhöht sich um 0,2 v. H. für Schulen, 
bei denen Leistungen nach Art.86b Abs . 1 Satz 3 
BayBG in der jeweils gültigen Fassung gewährt 
werden. 

(2) Für eine staatlich anerkannte Berufsfach­
schule wird ein Zuschuß nach Absatz 1 nur ge-

währt, wenn die Schule mindestens zu einem mitt­
leren Schulabschluß oder zum Abschluß einer bun­
des- oder landesrechtlich geregelten Berufsausbil­
dungführt. 

(3) Für eine staatlich anerkannte Fachschule 
wird ein Zuschuß nach Absatz 1 nur gewährt, wenn 
der Ausbildungsgang im Vollzeitunterricht minde­
stens ein Jahr beträgt und auf eine bundesrechtlich 
geregelte Prüfung vorbereitet oder mit einer lan­
desrechtlich geregelten Prüfung abschließt. 

(4) Für eine staatlich anerkannte Heimberufs­
schule wird im Umfang des erforderlichen Berufs­
schulunterrichts ein Zuschuß nach Absatz 1 in 
Höhe von 90 v. H . gewährt. 

(5) Für eine staatlich anerkannte Werkberufs­
schule kann ein Zuschuß nach Maßgabe des Staats­
haushalts gewährt werden, wenn die Schule 

1. kein Schulgeld erhebt, 

2. Berufsschulpflichtige und Berufsschulberech­
tigte des gleichen Ausbildungsberufs aufnimmt, 
die nicht im Betrieb des Schulträgers ausgebil­
det werden, und 

3. in Einrichtung und Aufbau vergleichbaren öf­
fentlichen Berufsschulen entspricht. 

(6) Art. 38 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 

Art. 42 

Ausgleichsbetrag 

lFür den durch Zuschüsse nach Art . 41 nicht ge­
deckten Personal- und Schulaufwand kann den be­
ruflichen Schulen ein Ausgleichsbetl'ag in entspre­
chender Anwendung des Art. 39 gewährt werden. 
2Für die Gewährung von Ausgleichsbeträgen wer­
den im Staatshaushalt Mittel in Höhe von insge­
samt 12 v. H . der Summe der im Vorjahr gewährten 
Zuschüsse nach Art. 41 bereitgestellt. 

c) Sonstige Förderun* staatlich 
anerkannter Sc ulen 

Art. 43 

Finanzhilfen zu Baumaßnahmen 

Der Staat kann notwendige, schulaufsichtlieh 
genehmigte Baumaßnahmen für staatlich aner­
kannte Ersatzs.chulen (einschließlich Heimschu­
len) und für private Schülerheime gemeinnütziger 
Träger durch Zuwendungen nach Maßgabe des 
Staatshaushalts fördern , soweit Errichtung und 
Betrieb der Schule oder des Heims im öffentlichen 
Interesse liegen. 

Art. 44 

Beurlaubung staatlicher Lehrkräfte 

1 Staatliche Lehrkräfte können mit ihrem Einver­
ständnis vorübergehend zur Dienstleistung an 
staatlich anerkannte Ersatzschulen unter Fortzah­
lung ·der Leistungen des Dienstherrn beurlaubt 
werden. 2Der Schulträger hat dem Staat die Besol­
dung (§ 1 Abs. 2 und 3 BBesG) der beurlaubten 
Lehrkräfte zu erstatten und einen Versorgungszu­
schlag in Höhe von 30 v. H . der dem Beamten 
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Vierter Teil 

Aufwand für Einrichtungen der 
Schulaufsicht 

Art. 48 

Staatliches Schulamt 

(1) Den Personalaufwand für das staatliche 
Schulamt trägt der Staat mit Ausnahme des Perso­
nalaufwands für den Landrat oder den Oberbür­
germeister, für deren Stellvertreter und für die 
Kreisbediensteten des Landratsamts oder die Be­
diensteten der kreisfreien Gemeinden. 

' (2) Ist an Stelle des Schulrats einem berufsmäßi­
gen Gemeinderatsmitglied die Leitung des Schul­
amts übertragen, so trägt die kreisfreie Gemeinde 
auch den Personalaufwand für das Gemeinderats­
mitglied. 

(3) IDie Landkreise und kreisfreien Gemeinden 
stellen die Räume für das Schulamt unentgeltlich 
zur Verfügung und tragen den·Sachaufwand. 2Der 
Sachaufwand für den fachlichen Leiter des Schul­
amts und seine Mitarbeiter sowie die notwendigen 
Bewirtschaftungskosten für die von ihnen benutz­
ten Räume werden nach Maßgabe des Finanzaus­
gleichsgesetzes ersetzt. 

Art. 49 

Ministerialbeauftragte 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten 
für die Bereitstellung des Raum- und Sachbedarfs 
der Ministerialbeauftragten im Sinn des Art. 116 
Abs.4 BayEUG jährlich pauschale Leistungen 
nach Maßgabe des Staatshaushalts. 

Fünfter Teil 

Übergangsvorschriften 

Art. 50 

Private Volksschulen 

Private Volksschulen, die zum Zeitpunkt des In­
krafttretens dieses Gesetzes gefördert werden, 
bleiben in die Förderung nach dem Dritten Teil die­
ses Gesetzes einbezogen, auch wenn sie in Gliede­
rung und Ausbau nicht den Vorschriften der Art. 32 
Abs.2 und 3 BayEUG entsprechen: 

Art. 51 

Vorkurse an kirchlichen Spätberufenengymnasien 

Vorkurse an kirchlichen Spätberufenengymna­
sien, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes gefördert werden, werden in die Förde­
rung nach Art. 38 bis 40 und 46 einbezogen. 

Art. 52 

Schulaufwand für staatliche Realschulen 
und Gymnasien in besonderen Fällen 

(1) lIst eine kreisangehörige Gemeinde deshalb 
Träger des Schulaufwands einer staatlichen Real-

schule oder eines staatlichen Gymnasiums, weil sie 
sich bisher nicht rechtswirksam verpflichtete, im 
Einvernehmen mit dem Landkreis diesem das 
Eigentum an allen dem Schulbetrieb dienenden be­
weglichen und unbeweglichen Sachen ohne Ver­
bindlichkeiten und unentgeltlich zu übertragen, so 
trägt sie den Schulaufwand bis zum Ende des 
Haushaltsjahres, das auf das Jahr folgt, in dem sie 
sich später rechtswirksam verpflichtet. 2Entspre­
chendes gilt für einen Dritten, der nicht nach Art. 8 
zum Tragen des Schulaufwands verpflichtet ist. 

(2) Hat eine Stiftung die Schulanlage bereitge­
stellt oder hat der Staat eine Schulanlage bereitge­
stellt, die nicht in seinem Eigentum steht, so tritt im 
Verhältnis zur Stiftung die kommunale Körper­
schaft, die den Schulaufwand trägt, in die bisherige 

....stellung des Staates bezüglich der bereitgestellten 
Schulanlage ein und übernimmt insbesondere die 
vorher vom Staat erbrachten Leistungen. 

Art. 53 

Übertragung und Rückübereignung 
von Schul anlagen 

(1) 1 Die Staatsministerien der Finanzen und für 
Unterricht , Kultus, Wissenschaft und Kunst wer­
den im Rahmen ihrer Zuständigkeiten ermächtigt, 
in den Fällen der Art . 11 und 52 das Eigentum an 
unbeweglichen und beweglichen Sachen auf den 
neuen Schulaufwandsträger zu übertragen. 2An­
fallende Kosten und Gebühren trägt der Staat. 

(2) lWird eine Schulanlage, die gemäß den Vor­
schriften dieses Gesetzes oder des Schulfinanzie­
rungsgesetzes vom 14. März 1966 in das Eigentum 
einer kommunalen Körperschaft übergegangen ist 
oder einer kommunalen Körperschaft übereignet 
wurde, nicht meh~. für die Schule benötigt, der sie 
im Zeitpunkt des Ubergangs diente , so ist die kom­
munale Körperschaft auf Verlangen des früheren 
Eigentümers zur Rückübereignung verpflichtet. 
2War der frühere Eigentümer der Staat und ver­
wendet die kommunale Körperschaft die Schulan­
lage für eine andere staatliche Schule, kann vom 
Verlangen auf Rückübereignung für die Dauer die­
ser Verwendung abgesehen werden. 3Aufwendun­
gen, die die kommunale Körperschaft während der 
Dauer ihres Eigentums gemacht hat, ersetzt ihr im 
Fall der Rückübereignung der frühere Eigentümer, 
soweit die Aufwendungen den Wert des Eigentums 
zur Zeit der Rückübereignung für den früheren Ei­
gentümer noch erhöhen. 4 Die Verpflichtung zur 
Rückübereignung ist durch eine Vormerkung im 
Grundbuch zu sichern. 

Art. 54 

Besondere Verpflichtungen 

(1) Einmalige Verpflichtungen zur Errichtung 
oder Verbesserung von Schulanlagen staatlicher 
Schulen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
von kommunalen Körperschaften übernommen 
wurden, bleiben bestehen. 

(2) Vertragliche Verpflichtungen kommunaler 
Körperschaften, zum Schulaufwand privater För­
derschulen beizutragen, bleiben unberührt. 
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Art. 55 

Bestehende berufliche Schulen 
mit abweichender Bedarfsaufbringung 

(1) IBei bestehenden beruflichen Schulen, für 
die die in diesem Gesetz festgelegten Grundsätze 
der Bedarfsaufbringung noch nicht angewandt 
werden, geht die Verpflichtung zur Tragung des 
Schulaufwands spätestens am 1. Januar 1989 auf 
die kreisfreie Gemeinde oder den Landkreis über, 
in deren Gebiet die Schulen ihren Sitz haben. 
2 Art. 12 bleibt unberührt. 

(2) Soweit der Staat bisher für Schulen nach Ab­
satz 1 den Schulaufwand getragen hat, wird das 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst ermächtigt, ab dem Zeitpunkt des 
Übergangs der Verpflichtung zur Tragung des 
Schulaufwands nach Absatz 1 das Eigentum an der 
Schulanlage und den sonstigen zum Schulaufwand 
gehörenden Sachen auf die betroffene kommunale 
Körperschaft zu übertragen. 

Art. 56 

lJbergangsregelung zur Förderung nach dem 
Privatschulleistungsgesetz und 

nach dem Gesetz über das berufliche 
Schulwesen 

(1) und (2) (gegenstandslos) 

(3) Die Gewährung von Leistungen an Ersatz­
schulen, die vor dem Inkrafttreten von Art. 38 
Abs.4 die Eigenschaft einer staatlich anerkannten 
Ersatzschule erlangt haben, wird von Art. 38 
Abs. 4, Art. 41 Abs. 6 nicht berührt. 

Art. 57 

Schulen besonderer Art 

(1) IDie Grundsätze dieses Gesetzes gelten auch 
für Schulen besonderer Art (Art. 126 BayEUG). 
2Bei Schulen besonderer Art im Sinn des Art. 126 
Abs. 1 BayEUG gehört auch die notwendige Beför­
derung der Schüler auf dem Schulweg zum Schul­
aufwand. 3Zuständig für den Schulaufwand sind 
die ·kommunalen Körperschaften, die bisher den 
Schul aufwand getragen haben. 4 Für den Lehr­
personalzuschuß gelten Art . 17 Abs.l und Abs.2 
Satz 2 entsprechend mit der Maßgabe, daß für die 
integrierten Klassen zur Ermittlung der zu bezu­
schussenden Klassen die Schülerzahl pro Jahr­
gangsstufe durch das Mittel der für die jeweiligen 
Jahrgangsstufen an den staatlichen Schulen der 
beteiligten Schul arten (Hauptschule, Realschule, 
Gymnasium) geltenden Schülerhöchst- bzw. -richt­
zahlen geteilt wird; Reste werden aufgerundet. 
5Die Auf teilung der Klassen auf die beteiligten 
Schularten richtet sich jeweils nach dem Verhältnis 
der Gesamtschülerzahlen in Bayern in den betref­
fenden Jahrgangsstufen nach der amtlichen Sta­
tistik für das dem Haushaltsjahr vorhergehende 
Jahr. 6Für die danach ermittelten Hauptschul­
klassen beträgt der Lehrpersonalzuschuß 80 v. H.; 
dabei werden als Lehrpersonalaufwand die Bezüge 
eines staatlichen Beamten der Besoldungsgruppe 
A 12 zugrundegelegt. 7Für die Evangelische ko­
operative Gesamtschule Wilhelm-Löhe-Schule 
Nürnberg gelten die Vorschriften dieses Gesetzes 

über staatliche Leistungen für die jeweiligen priva­
ten Schulen der einzelnen Schularten entspre­
chend. 

(2) Art. 44 gilt entsprechend. 

Sechster Teil 

Schlußvorschriften 

Art. 58 

Staatsverträge 

Unberührt bleiben die Bestimmungen auf Grund 
von Staatsverträgen, insbesondere die Bestimmun­
gen des Bayerischen Konkordats mit dem Heiligen 
Stuhl vom 29 . März 1924 und des Vertrags zwischen 
dem Bayerischen Staat und der Evangelisch-Lu-

. therischen Kircl).e in Bayern rechts des Rheins vom 
15. November 1924 in der jeweils geltenden Fas­
sung. 

Art. 59 

Vollzug des Gesetzes 

(1) IDie Schulaufsichtsbehörden überwachen 
den Vollzug dieses Gesetzes. 2Die Vorschriften über 
die Rechtsaufsicht bleiben unberührt. 

(2) Die Träger von Ersatzschulen sind verpflich­
tet, den Schulaufsichtsbehörden auf Verlangen 
Auskunft über ihre Aufwendungen für den Schul­
betrieb zu erteilen und Nachweise über diese Auf­
wendungen vorzulegen. 

Art. 60 

Rechts- und Verwalt!-mgsvorschriften 

IDas Staatsministerium für Unterricht, Kultus , 
Wissenschaft und Kunst erläßt die zum Vollzug die­
ses Gesetzes erforderlichen Ausführungsvorschrif­
ten. 2Es wird insbesondere ermächtigt, soweit er­
forderlich im Einvernehmen mit den beteiligten 
Staatsministerien, durch Rechtsverordnung zu 
regeln : 

1. die Aufwendungen, die zum laufenden Schul­
aufwand im Sinn des Art. 10 Abs. 2 Satz 1 und 
zum laufenden Personalaufwand und zum 
Schulaufwand im Sinn des Art. 19 Abs. 1 Satz 2 
gehören , sowie die Aufwendungen, die im Rah­
men des Kostenersatzes nach Art.8 Abs.3 
Satz 1, Art. 10 Abs.4 zu berücksichtigen sind; 
der laufende Schulaufwand umfaßt die tat­
sächlichen regelmäßig wiederkehrenden Auf­
wendungen einschließlich Mieten und Pachten 
für geeignete ansonsten nicht mehr ausge­
nutzte Schulgebäude, soweit die Aufwendun­
gen nicht durch Einnahmen gedeckt sind; die 
beteiligten kommunalen Körperschaften kön­
nen Abweichendes vereinbaren, 

2. die Fortschreibung der Pauschalen nach Art . 10 
Abs. 3 und Art. 19 Abs. 2, 

3. das Nähere über den Ersatz der Kosten eines 
Berufsschülers für eine notwendige auswärtige 
Unterbringung, vor allem die Höhe des pau­
schalen staatlichen Zuschusses sowie einen 
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pauschalen Eigenanteil des Schülers an den 
Verpflegungskosten, 

4. das Nähere über den Ersatz der Kosten eines 
Schülers einer Berufsschule für Behinderte für 

. eine notwendige auswärtige Unterbringung, 
vor allem die Höhe des staatlichen Zuschusses 
sowie des pauschalen Eigenanteils des Schülers 
an den Verpflegungskosten, 

5. die näheren Vorschriften über den Schulver­
band, insbesondere über Mitglieder, Zustän­
digkeit ~d Verfahren, sowie <über die Geneh­
migung, Anderung und Aufhebung öffentlich­
rechtlicher Verträge bei der Übertragung der 
Aufgaben auf die Verwaltungsg~meinschaft 
und bei der Aufhebung der Ubertragung 
(Art. 9), 

6. das Nähere über Bemessung und Berechnung 
der Lehrpersonalzuschüsse (Art. 16 bis 18) und 
der Zuschüsse zum notwendigen Personalauf­
wand und Schulaufwand (Art. 31 bis 34, 38 bis 
42 und 45); dabei können unterschiedliche Ge­
gebenheiten der einzelnen Schularten, Ausbil­
dungsrichtungen und Fachrichtungen (ein­
schließlich einer ungleichmäßigen Verteilung 
des Unterrichts auf das Schuljahr und eines 
notwendigen GruP2en- oder Einzelunter­
richts) berücksichtigt werden; die Unterrichts­
pflichtzeit der Lehrkräfte sowie die für eine 
Klasse oder sonstige Unterrichtsgruppe vorge­
sehenen Unterrichtswochenstunden im Sinn 
von Art. 18 Abs. 1 können für die jeweilige 
Schulart pauschaliert werden, 

7. ·die Anschaffung von Schulbüchern und deren 
Ausgabe an die Schüler, die Anschaffung der 
übrigen Lernmittel sowie das Verfahren bei der 
Gewährung der Zuweisungen und Zuschüsse 
zu den Kosten für die Lernmittelfreiheit 
(Art. 21, 22,46); die Anschaffung der Lernmittel 
erfolgt im Rahmen der zur Verfügung stehen­
den Haushaltsmittel, 

8. den Schulgeldersatz beim Besuch von Ersatz­
schulen gemäß Art. 47 Abs. 3 und 4, 

9. die Berücksichtigung von Praktika (Art. 50 
Abs.4 BayEUG) bei der Gewährung von Zu­
schüssen und von Schulgeldersatz nach diesem 
Gesetz, 

10. die näheren Voraussetzungen für die notwen­
dige Beförderung der Schüler an Volksschulen 
und an Förderschulen auf dem Schulweg (Art. 3 
Abs. 4, Art. 27, Art. 57 Abs.l Satz 2), 

11. die Verpflichtung von Hausmeistern sowie von 
Heimleitern und Erziehern an staatlichen 
Heimschulen, vorhandene Dienst- und Werk­
dienstwohnungen zu beziehen, 

12. die Pauschalierung des Kostenersatzes für den 
notwendigen Schulaufwand insgesamt oder für 
bestimmte Kostengruppen (einschließlich des 
Baukostenersatzes) bei privaten Volks- und 
Förderschulen; als Anhalt dienen die durch­
schnittlichen Aufwendungen der öffentlichen 
und privaten Schulen in den letzten fünf Jah­
ren und die allgemeine Preisentwicklung, 

13. die Mindesterfordernisse für den Sachaufwand 
der Förderschule, 

14. den Umfang der Kostenpflicht bei Unterbrin­
gung in Heimen oder ähnlichen Einrichtungen 
bei Förderschulen, 

15. über das Verfahren bei Prüfung der Betriebs­
rechnungen der Heime und ähnlichen Einrich­
tungen bei Förderschulen und bei Anträgen auf 
Gewährung von Heimkostenzuschüssen hier­
für. 

Art. 61 

(Änderungsbestimmung) 

Art. 62 

Inkrafttreten 

(1) 1 Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1987 in 
Kraft. *) 2 Abweichend hiervon treten Art. 54 Abs. 1 
Nr. 1 am 1. August 1986 und Art. 54 Abs. 6 am 1. Juli 
1986 in Kraft. 

(2) lmd (3) (gegenstandslos) 

.) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
ursprünglichen Fassung vom 24. Juli 1986 (GVBl S. 169). Der 
Zeitpunkt des Inkrafttr~tens der späteren Anderungen ergibt 
sich aus den jeweiligen Anderungsgesetzen. 
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